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Vorwort                            

 

Mit dem Jahresarbeitsbericht für das Jahr 2015 geben wir Ihnen an dieser Stelle wieder einen umfassen-

den Einblick in die ganze Breite der Aktivitäten, mit denen wir als SAKD im Interesse unserer sächsischen 

Kommunen unterwegs sind. Nur beispielhaft seien hier herausgehoben erwähnt: 

 Mit den von uns geförderten und aktiv begleiteten E-Government-Projekten unterstützen wir unsere 

Kommunen bei der Einführung attraktiver elektronischer Verfahren und Dienste. Gleichzeitig sorgen 

wir dafür, dass unsere Städte und Gemeinden durch Automatisierung schrittweise von allfälligen Be-

richtspflichten entlastet werden. 

 Gemeinsam mit der KDN GmbH organisieren und verhandeln wir attraktive, leistungsfähige An-

schlüsse für unsere Kommunen an das Kommunale Datennetz. Angesichts der immer wieder eintre-

tenden Sicherheitsvorfälle auch im öffentlichen Sektor gewinnen die Sicherheitsfunktionen eines KDN-

Anschlusses mehr und mehr an Bedeutung. 

 Kaum bemerkt wurde die Umstellung des Kommunalen Kernmelderegisters auf das Sächsische Mel-

deregister – die reibungslose Migration eines so komplexen IT-Systems zeichnet schon für sich alle 

Beteiligten aus. Seit dem 1. November 2015 übernehmen wir nun stellvertretend für alle sächsischen 

Meldebehörden viele Aufgaben des neuen Melderechts, die elektronisch abgewickelt werden können 

und entlasten unsere Kommunen so von aufwändigen Auskunftspflichten. 

 Zum Ende des Jahres 2015 arbeiteten 75 % aller sächsischen Gemeinden mit von der SAKD zertifi-

zierten Finanzprogrammen. Im Jahr 2016 wird sich dieser Abdeckungsgrad weiter auf rund 90 % er-

höhen. 

 Auf Hochtouren laufen die Vorbereitungen für das IT- und Organisationsforum 2016, das im Herbst 

erstmals gemeinsam in dreigeteilter Trägerschaft mit dem Staatsministerium des Innern und dem 

Staatsbetrieb Sächsische Informatikdienste als Leistungsschau des öffentlichen IT-Einsatzes stattfin-

det. 

Mein herzlicher Dank gilt wie so oft und nicht nur an dieser Stelle allen an gemeinsamen Erfolgen beteilig-

ten Mitarbeitern, den Geschäftsführern und Referenten der kommunalen Spitzenverbände für das kon-

struktive Miteinander, unseren Partnern aus den sächsischen Kommunalverwaltungen, den Ministerien 

sowie den öffentlichen und privaten IT-Dienstleistern im Freistaat. 

Letztendlich leisten wir mit unserer Tätigkeit auch wichtige Beiträge für die Digitalisierungsstrategie „Sach-

sen Digital“ des Freistaats, die im Januar 2016 veröffentlicht wurde. Wünschenswert aus meiner Sicht 

wäre hier neben der Programmatik der Initiative auch die Bereitstellung weiterer Fördermittel für unsere 

Kommunen, damit diese ihren umfangreichen Verpflichtungen aus der E-Government-Gesetzgebung nicht 

allein Genüge tun, sondern mit den Regelungen im Rücken auch die Etablierung attraktiver und innovativer 

Dienste für Bürger und Unternehmen in Angriff nehmen können. Schließlich wollen wir in Sachsen künftig 

nicht nur eine, sondern viele „Innovationskommunen“ haben. 

Auf weiterhin gute Zusammenarbeit! 

 

Thomas Weber 
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1 Kommunales 
Kernmelderegister / 
Sächsisches 
Melderegister 

1.1 Einführung 

Im Zuge der Novellierung des sächsischen Mel-

derechts im Jahr 2006 übertrug der Gesetzgeber 

der SAKD die Errichtung und den Betrieb des 

Kommunalen Kernmelderegisters (KKM) als lan-

deszentrales Auskunftssystem für sächsische 

Behörden und Private. Für den Vollzug der mit 

dem KKM in Zusammenhang stehenden Aufga-

ben besitzt die SAKD den Status einer Meldebe-

hörde im Sinne des SächsMG bzw. des 

SächsAGBMG. 

In den Jahren 2006 und 2007 standen Konzep-

tion und Entwicklung des KKM im Vordergrund. 

Nach der Aufnahme des Testwirkbetriebs im Ok-

tober 2007 folgte im Jahr 2009 die Aufnahme des 

Wirkbetriebs der Auskunftssysteme. 

Seitdem gewährleisten wir den problemlosen 

und sicheren Betrieb, arbeiten intensiv an der 

weiteren Steigerung der Servicequalität der Aus-

kunftssysteme und treiben die Weiterentwicklung 

des KKM in Zusammenhang mit der Änderung / 

Erweiterung rechtlicher Vorgaben und zur konti-

nuierlichen Verbesserung des Dienstangebotes 

zielgerichtet voran. 

Eine detaillierte Darstellung der Aktivitäten in der 

Vergangenheit ist den Artikeln zum KKM in den 

Arbeitsberichten der Vorjahre zu entnehmen. 

Seit dem 01.11.2015 bildet das BMG in Verbin-

dung mit dem SächsAGBMG den rechtlichen 

Rahmen für den nun als Sächsisches Meldere-

gister (SMR) bezeichneten Landesmeldedaten-

bestand. Damit einhergehend wurden der SAKD 

mit dem SMR zusätzliche Aufgaben übertragen 

und vielfältige Änderungen an der SMR-Software 

aufgrund der neuen rechtlichen Vorgaben vorge-

nommen. 

1.2 Entwicklung der Abrufzahlen 

des KKM / SMR im 

Berichtszeitraum  

Das KKM / SMR ist als wichtiges Informations-

system der sächsischen Behörden und der Pri-

vatkunden in der IT-Landschaft des Freistaates 

Sachsen fest verankert. Die Nachfrage nach 

Auskünften aus dem KKM / SMR durch die ver-

schiedenen Anwendergruppen ist ungebrochen. 

Die sächsischen Behörden, Gerichte und öffent-

lich bestellten Vermessungsingenieure sind auch 

in diesem Berichtszeitraum die Hauptnutzer des 

KKM / SMR.  

Im Berichtsjahr 2015 konnten die Abrufzahlen 

der Behörden um 1,92 Mio. Abrufe auf 9,54 Mio. 

gesteigert werden (vgl. Abb. 1). Diese Steigerung 

ist auf die weitere Verbreiterung der Nutzerbasis 

und auf die Intensivierung der Nutzung des KKM/ 

SMR durch langjährige Nutzer wie z. B. die säch-

sische Polizei sowie die sächsischen Staatsan-

waltschaften und Gerichte zurückzuführen. 

Die Abrufzahlen bei den Privatkunden erreichen 

ungefähr den Stand des Vorjahres. Ende 2015 

verfügt das KKM / SMR über 113 aktive re-

gistrierte Kunden, die den bereitgestellten Dienst 

der einfachen Melderegisterauskunft über das In-

ternet (EMRA) nutzen. 
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Abb. 1: Anzahl Datenabrufe des Jahres 2015 

Der Trend der verstärkten Nutzung des KKM / 

SMR spiegelt sich auch in der Anzahl der an das 

KKM / SMR gerichteten Suchanfragen wider. 

Während im Vorjahr 2014 bereits 2,39 Mio. An-

fragen zu verzeichnen waren, wurden im Jahr  

 

 

2015 29,7 % mehr, nämlich 3,1 Mio. Anfragen 

gestellt (vgl. Abb. 2). Die hohe Zuwachsrate ver-

dankt das KKM / SMR hauptsächlich der ver-

stärkten Nutzung innerhalb des behördlichen 

Umfeldes. 

Abb. 2: Anzahl Suchanfragen der Jahre 2014 und 2015 
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Diese Entwicklung belegt insgesamt, dass das 

KKM / SMR insbesondere bei den sächsischen 

Behörden und Gerichten eine hohe Akzeptanz 

findet und sich als ein wichtiges Instrument für 

den behördlichen Aufgabenvollzug etabliert hat. 

1.3 Aufgaben des Fachbereichs 

KKM / SMR im 

Berichtszeitraum  

1.3.1 Fachlich-technische Betreuung des 

laufenden Betriebs 

Ein problemlos laufender Betrieb sowie eine qua-

litätsgerechte Auskunftserteilung sind Grundvo-

raussetzung für den Erfolg des KKM / SMR. Die 

fachlich-technische Betreuung des Betriebs ist 

daher eine Daueraufgabe der SAKD. Zu den 

hiervon umfassten Einzelaufgaben zählen u. a. 

 die Überwachung des Änderungsdienstes 

der gemeindlichen Meldebehörden und Be-

handlung auftretender Probleme, 

 das Systemmonitoring zur Feststellung von 

technischen und funktionalen Störungen so-

wie Performanceengpässen, 

 die Kontrolle des technischen Betreibers zur 

Aufrechterhaltung des Datenschutz- und Da-

tensicherheitsniveaus, 

 die Klärung von Fällen mit Verdacht auf In-

konsistenzen zwischen den Datenbeständen 

der gemeindlichen Register und dem KKM / 

SMR sowie 

 die Nutzerbetreuung, z. B. in Form der An-

wenderunterstützung bei der Systemnutzung 

oder der Bearbeitung von Kundenanliegen. 

Insgesamt konnte ein störungsfreier und verläss-

licher Betrieb des KKM / SMR sichergestellt und 

die erreichte Datenqualität aufrechterhalten wer-

den. 

1.3.2 Administrative Aufgaben Betrieb 

KKM / SMR 

Der Betrieb des KKM / SMR umfasst daneben 

auch administrative Aufgaben, die durch die 

SAKD umzusetzen sind. Dazu gehören u. a. 

 die Erstellung der Kostenkalkulation für die 

Vergütung des Änderungsdienstes der Mel-

debehörden und der Kostenkalkulation des 

Entgelts für den Datenabruf durch Behörden, 

 die Durchführung der Fakturierung von Pri-

vatkunden und Behörden sowie die Auszah-

lung der Vergütung des Änderungsdienstes 

an Meldebehörden auf Antrag und 

 die regelmäßige Berichterstattung an die 

Fachaufsicht des KKM / SMR. 

1.3.3 Weiterentwicklung 

Die Software des KKM war ständig an sich än-

dernde Rahmenbedingungen und Anforderun-

gen anzupassen und weiter zu entwickeln. Der 

Modifikationsbedarf resultiert dabei sowohl aus 

der Änderung rechtlicher Rahmenbedingungen 

als auch aus Nutzeranforderungen und eigenen 

Erkenntnissen und Zielstellungen. Schwerpunkt 

der Weiterentwicklung im Berichtszeitraum war 

die Umsetzung der Vorgaben des Bundesmelde-

gesetzes und die daraus folgende Migration des 

KKM zum SMR. Im Folgenden werden die Vor-

haben im Einzelnen dargestellt. 

1.3.3.1 Aufbau der SMR-Infrastruktur und 

deren Inbetriebnahme 

Der operative Betrieb des KKM oblag seit seiner 

Inbetriebnahme einem kommunalen Rechen-

zentrum in einem Auftragsdatenverarbeitungs-

verhältnis. Bereits im Jahr 2014 wurde der tech-

nische Betrieb neu vergeben und damit die 

Grundlage für die Inbetriebnahme des SMR mit 

Inkrafttreten des BMG zum 01.11.2015 geschaf-

fen. Im Berichtszeitraum wurde in Zusammenar-

beit mit dem durch die SAKD beauftragten kom-
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munalen Rechenzentrum die notwendige Infra-

struktur des SMR basierend auf den vertragli-

chen Regelungen konzipiert sowie diese aufge-

baut und intensiv getestet. Im Ergebnis konnte 

der operative Betrieb des SMR gemäß der ge-

setzlichen Vorgaben pünktlich zum 01.11.2015 

erfolgreich aufgenommen werden. Im Zuge die-

ser Umstellung wurde auch die technische Infra-

struktur des KKM planmäßig außer Betrieb ge-

nommen. 

1.3.3.2 Anpassungen zur Umsetzung der 

Vorgaben des BMG 

Das KKM erfüllte bis zum 31.10.2015 die gesetz-

lichen Vorgaben des SächsMG i. V. m. Sächs-

MeldVO und SAKDG des Freistaates Sachsen. 

Ab dem 01.11.2015 bildet das BMG in Verbin-

dung mit dem SächsAGBMG den rechtlichen 

Rahmen für den dann als SMR bezeichneten 

Landesmeldedatenbestand. Damit einherge-

hend wurden der SAKD mit dem künftigen SMR 

zusätzliche Aufgaben übertragen und es wurden 

vielfältige Änderungen der durch das Software-

system einzuhaltenden rechtlichen Vorgaben 

vorgenommen. Diese betreffen insbesondere 

neue Anforderungen an die Datenhaltung und 

den Aufgabenvollzug, die zu einer schrittweisen 

Weiterentwicklung des KKM zum SMR geführt 

haben. Das Anwendungssystem des SMR wurde 

termingerecht zum Inkrafttreten des BMG am 

01.11.2015 in den Produktivbetrieb übernom-

men. 

Folgend werden die einzelnen im Berichtszeit-

raum durchgeführten Maßnahmen zur Weiterent-

wicklung des KKM zum SMR vorgestellt. 

Umsetzung von OSCI-Transport im SMR – 

Entwicklung der 2. Ausbaustufe des OSCI-

Enablers 

Für den Datenaustausch zwischen Meldebehör-

den und KKM / SMR im Rahmen der Belieferung 

finden der Inhaltsdatenstandard OSCI-XMeld 

und das Sicherheitsprotokoll OSCI-Transport An-

wendung. Zur Umsetzung von OSCI-Transport 

nutzt das KKM seit Ende 2014 die erste Ausbau-

stufe eines eigens entwickelten OSCI-Enablers, 

die den asynchronen Datenaustausch zwischen 

KKM und Meldebehörden realisiert. In Vorberei-

tung auf das Inkrafttreten des BMG wurde im Be-

richtszeitraum auf Basis des von der SAKD ent-

wickelten Fachkonzepts die Umsetzung der 

zweiten Ausbaustufe des OSCI-Enablers sowie 

deren Integration in das SMR erfolgreich abge-

schlossen. Damit ist das SMR in der Lage, auch 

die synchrone Kommunikation über OSCI-Trans-

port abzuwickeln und unterstützt das Transport-

protokoll in der Version 1.2 hinsichtlich der aus 

dem Meldewesen resultierenden Anforderungen 

vollständig. Neben der üblichen tagaktuellen Be-

lieferung durch die sächsischen Meldebehörden 

erlaubt der OSCI-Enabler öffentlichen Stellen 

des Bundes und öffentlichen Stellen anderer 

Länder, Behördenabrufe gemäß § 38 BMG unter 

Einhaltung von § 2 Abs. 1 BMeldDAV an das 

SMR zu richten. 

Anpassung Datenhaltung und Abrufverfah-

ren zur Umsetzung des BMG 

Ziel dieses Vorhabens war die Anpassung der 

Datenhaltung, der intern verwendeten Nachrich-

ten und ihrer Transformationen in andere For-

mate sowie der Basis der durch das System be-

reitzustellenden Abrufverfahren. Notwendig 

wurde dies durch die Änderung rechtlicher Rah-

menbedingungen, wie die Erweiterung des Da-

ten- und Aufgabenumfangs des SMR und die 

Einführung einer nutzergetriebenen Auswahl der 

bereitzustellenden Ergebnisdaten sowie durch 

die Notwendigkeit zur weiteren, strukturellen Op-

timierung des Softwaresystems. Ausgehend von 

in 2014 erstellten Dokumenten (Umsetzungskon-

zept, Aufgabenstellung und DV-Feinkonzept) 

wurden im Berichtszeitraum die Schnittstellen-

spezifikationen erstellt, die internen Nachrichten- 

und Datenbankstrukturen sowie Transformatio-

nen, die SMR-Web-Service-Schnittstelle und 

dessen Web-Frontend entwickelt und getestet. 

Auf Grundlage der entstandenen Systemstruktur 
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wurde das neue Softwaresystem des SMR konfi-

guriert, dabei die nach aktueller rechtlicher 

Grundlage vorgesehenen Abrufverfahren einge-

richtet sowie administrative und Meldedaten des 

Softwaresystems KKM in das SMR migriert. 

Implementierung der Aussteuerung von 

Nachrichten zur Weiterleitung an die örtli-

chen Meldebehörden 

Das BMG und das SächsAGBMG stellen u. a. 

auch an den Umgang mit Auskunftssperren und 

Negativauskünften neue Anforderungen. Auf-

grund unterschiedlicher Konstellationen treten im 

Rahmen der Bearbeitung von automatisierten 

Auskunftsersuchen Fälle auf, in denen Anfragen 

nicht oder nicht abschließend bearbeitet werden 

können und daher einer manuellen Bearbeitung 

zugeführt werden müssen. Die Software des 

SMR musste um die erforderliche Funktionalität 

erweitert werden, um im Anschluss an eine auto-

matische Auskunftserteilung die manuelle Nach-

bearbeitung durch die örtliche Meldebehörde 

möglich zu machen. Die erforderlichen Anpas-

sungen und Erweiterungen an Datenstrukturen 

und Transformationen wurden konzeptioniert und 

implementiert. 

Anpassung der Administrations-Frontends 

Die Änderungen der Datenbankstrukturen, inter-

nen Formate, der Organisations- und Nutzerver-

waltung sowie der Anwendungskonfiguration 

machten auch die Anpassung der bisher einge-

setzten Administrations-Frontends erforderlich. 

Für die Umsetzung der betreffenden Anforderun-

gen wurde ein Konzept erstellt und die neuen Ad-

ministrations-Frontends entwickelt. 

Neuentwicklung des Datenimports des KKM 

Auch der Datenimport der von den örtlichen Mel-

debehörden übermittelten Datenlieferungen 

wurde neu konzipiert, entwickelt und getestet. 

Die Änderung rechtlicher Vorgaben, die Erschlie-

ßung von Optimierungspotentialen, insbeson-

dere in Bezug auf die Performance des Datenim-

ports, aber auch technologiebedingte Sachver-

halte machten dies erforderlich. Im Ergebnis 

nahm rechtzeitig vor dem Übergangsstichtag am 

01.11.2015 eine produktionsreife Importkompo-

nente zunächst ihren Testwirkbetrieb auf, der flie-

ßend und stabil in den produktiven Wirkbetrieb 

überführt wurde. 

Neuentwicklung der Templates für die Erstel-

lung von PDFs 

Für die Erstellung von PDFs innerhalb des SMR 

ist eine eigenständige Komponente verantwort-

lich, die durch die SAKD in Eigenregie entwickelt 

wurde. Im Berichtszeitraum waren darauf auf-

bauend unterschiedliche angepasste bzw. neue 

PDF-Reports i. S. v. Templates zu erstellen. Hier-

bei handelt es sich um die Reports zu „Auskunft“, 

„Kostenbescheid“, „Privatauskunft“ und „Aus-

kunft an den Betroffenen“. 

Anpassung der Auskunft an den Betroffenen 

Die Änderung rechtlicher Vorgaben mit dem 

BMG und die Erweiterung des Umfangs der im 

SMR gespeicherten Daten erforderten ebenfalls 

eine Anpassung der Auskunft an den Betroffe-

nen. Dazu wurde von der SAKD ein Konzept und 

eine Aufgabenstellung erarbeitet und die Kompo-

nente in Eigenregie entwickelt. 

1.3.3.3 Qualitätssicherung von Weiterent-

wicklungen des KKM 

Bevor angepasste bzw. neu erstellte Software-

Module in den Produktivbetrieb übernommen 

werden, führt die SAKD regelmäßig eine inten-

sive Qualitätssicherung durch. Dazu werden 

funktionale und datengetriebene Tests durchge-

führt, mit denen auf mehreren Testsystemen die 

Übereinstimmung von erwartetem und tatsächli-

chem Verhalten des KKM gemäß der fachlichen 

und technischen Anforderungen geprüft wird. Im 

Fall von widersprüchlichen Testergebnissen be-

auftragt die SAKD die Fehlerbehebung durch 
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den Softwareentwickler und führt im Anschluss 

entsprechende Re-Tests durch. 

Zur effizienten Durchführung von Tests, Re-Tests 

und der Sicherstellung bereits existierender 

Funktionalitäten nach Softwareanpassungen 

KKM setzt die SAKD seit mehreren Jahren quell-

offene Werkzeuge zur Verwaltung, Spezifikation 

sowie zur automatisierten Ausführung und Aus-

wertung von Testfällen ein. Im Zuge der Weiter-

entwicklung des KKM zum SMR war ebenfalls 

eine Überarbeitung der bislang erstellten Testsui-

ten erforderlich, die im Berichtsjahr begonnen 

wurde und sich bis in das Jahr 2016 hinziehen 

wird. In Bezug auf die Eigenentwicklungen der 

SAKD (z. B. Datenimport, Reportingkompo-

nente, Auskunft an den Betroffenen) und der Er-

weiterung des OSCI-Enablers sind im Rahmen 

der Qualitätssicherung neue Testsuiten entstan-

den, die das Portfolio der Qualitätssicherung des 

SMR nachhaltig erweitern. 

1.3.4 Gremienarbeit / Stellungnahmen 

Die Mitarbeit in länderübergreifenden Koordinie-

rungs- und Standardisierungsgremien ist eine 

wichtige Möglichkeit zur Abstimmung und Stan-

dardisierung. Aus diesem Grund hat die SAKD 

die bereits in den Vorjahren gepflegte Praxis fort-

gesetzt und ihre Erfahrungen in entsprechenden 

Gremien eingebracht. Vor dem Hintergrund der 

Umsetzung des BMG haben sich im Jahr 2012 

zahlreiche Arbeitsgruppen auf Bundesebene ge-

bildet, die die erforderlichen technischen und or-

ganisatorischen Vorgaben erarbeiten und ab-

stimmen. Die SAKD vertritt den Freistaat Sach-

sen in der „Arbeitsgruppe Bundesmeldegesetz“ 

des AK I der Innenministerkonferenz und in der 

dieser unterstehenden „Unterarbeitsgruppe 

Technik“.  

Darüber hinaus war die SAKD mit einer Vielzahl 

von Stellungnahmen befasst, die Rechtsset-

zungsvorhaben mit Bezug zum KKM (z.  B. BMG, 

SächsAGBMG und SächsMeldVO) sowie bun-

desweit abzustimmende Themen betrafen. 

1.3.5 Auskunft an den Betroffenen / 

Widerspruchsrecht 

Die bei der SAKD eingehenden Anträge auf Aus-

kunft über die zur eigenen Person im Melderegis-

ter gespeicherten Daten werden regelmäßig in-

tern geprüft und sodann die entsprechenden 

Auskünfte erteilt. 

Vereinzelt eingehende Widersprüche gegen den 

automatisierten Abruf über das Internet nach 

§ 32 Abs. 4 SächsMG wurden umgehend der zu-

ständigen Meldebehörde zur weiteren Bearbei-

tung zugeleitet. 

Zu diesem Thema stellt die SAKD auf ihrer 

Homepage Informationen für die Bürger bereit, 

insbesondere die Formulare für die Beantragung 

der Selbstauskunft. 

1.4 Ausblick 2016 

Das KKM war als leistungsfähiges Informations-

system im Freistaat Sachsen fest etabliert und 

wurde durch dessen Behörden und durch private 

Kunden intensiv genutzt.  

Im Jahr 2016 gilt es, sowohl den reibungslosen 

und sicheren Betrieb dieser zentralen Informati-

onsquelle zu gewährleisten, als auch wichtige 

Vorhaben für die gesetzlich getriebene Weiter-

entwicklung der Software zu realisieren. 

Das SMR ist – wie schon das KKM – als unver-

zichtbares, zentrales Informationssystem fest in 

der sächsischen IT-Landschaft verankert. In den 

Folgejahren gilt es, diese Position weiter zu fes-

tigen und auszubauen. 
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2 Kommunales E-
Government 

2.1 Abschluss des Programms 

zur Förderung kommunaler E-

Government-Projekte 

Mit Ablauf des Jahres 2015 wurde der Förder-

schwerpunkt „E-Government / Förderung der In-

formationsgesellschaft“ im Rahmen des Europä-

ischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 

nunmehr endgültig geschlossen. Als Bestandteil 

des "Operationellen Programms für den Europä-

ischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 

in der Förderperiode 2007 bis 2013" sollten Maß-

nahmen gefördert werden, die eine Verbesse-

rung der Verwaltungsprozesse durch den Einsatz 

moderner IT-Technologien und -methoden errei-

chen und somit zu einer Verbesserung und Opti-

mierung des Verwaltungshandelns führen. Bür-

ger und Unternehmen sollten schneller und ein-

facher in Verwaltungsprozesse eingebunden 

werden und von den Verwaltungsdienstleistun-

gen profitieren können. 

Vorrangig sollten Maßnahmen gefördert werden, 

„deren Ergebnisse wegen des Grades ihrer Ver-

allgemeinerbarkeit möglichst einfach auf andere 

ähnlich strukturierte kommunale Verwaltungen 

übertragbar sind“ und somit Pilotcharakter für 

ähnlich strukturierte kommunale Verwaltungen 

haben.  

Der EFRE-Förderschwerpunkt setzte die mit 

dem Landesförderprogramm 2004 – 2006 be-

gonnene strategische Einführung von E-Govern-

ment in sächsischen Kommunen fort. Die Geneh-

migung des Operationellen Programms durch die 

Europäische Kommission am 05.07.2007 eröff-

nete die Möglichkeit, die erforderlichen Moderni-

sierungsprozesse in sächsischen Kommunalver-

waltungen kontinuierlich voranzutreiben. 

Die SAKD war mit der verfahrenstechnischen Ab-

wicklung des Förderverfahrens beauftragt. Der 

Abschluss des Programms zum 31.12.2015 bie-

tet nunmehr die Gelegenheit, die Ergebnisse des 

Programms und einzelner Projekte zusammen-

zufassen. 

2.1.1 Ausgereichte Fördermittel 

Das Programm zur Förderung von Projekten des 

kommunalen E-Governments umfasste ur-

sprünglich ein Volumen von 7,5 Mio. Euro. 
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Abb. 3: Übersicht über die Inanspruchnahme 

der EFRE-Förderung zum Abschluss 

Im Förderzeitraum wurde durch die SAKD die ge-

samte zur Verfügung stehende Zuwendungs-

summe für kommunale Projekte bewilligt. Durch 

Minderinanspruchnahme einzelner Projekte und 

einer teilweisen Nichtanerkennung geleisteter 

Ausgaben auf Grund fehlender Zuwendungsfä-

higkeit im Sinne der Förderrichtlinie wurden 

diese Mittel allerdings nicht in vollem Umfang für 

die Projektumsetzung in Anspruch genommen. 

Die frei werdenden Mittel wurden durch den 

Fondsbewirtschafter SMJus / SMI für andere 

Förderschwerpunkte freigegeben.  

2.1.2 Realisierte Projekte 

Insgesamt wurden aus den zur Verfügung ste-

henden Mitteln im Förderzeitraum 17 kommunale 

Projekte gefördert und realisiert. Alle 17 Projekte 

erreichten die beabsichtigten Projektziele und 

präsentierten der Bewilligungsstelle die realisier-

ten Projektergebnisse: 

  

Inanspruchnahme EFRE-Fördermittel nach Regionen 

  FöMi gesamt davon Phasing-Out davon Konvergenz 

gesamt verfügbar 4.088.195,46 €  1.206.950,84 €  2.881.244,62 €  

Summe abgerechnet 3.812.351,74 €  1.155.677,06 €  2.656.674,68 €  

nicht in Anspruch genommen 275.843,72 €  51.273,78 €  224.569,94 €  

Inanspruchnahme in % 93,25 % 95,75 % 92,21 % 
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 Abb. 4: Übersicht über geförderte 

 kommunale E-Government-Projekte 

Antragsteller Projekt 

Stadt Leipzig XÖGD Entwicklung eines Datenaustausch- und Schnittstellenstandards 
für die sächsischen Gesundheitsämter unter Nutzung der E-Government-
Komponenten des Freistaates Sachsen 

LRA Mittelsachsen Landkreisatlas – GDI-Komponente für alle Kommunen 

LRA Meißen IT-System zur Optimierung der Personalprozesse, u. a. mit Realisierung 
eines externen Zugriffsmanagements 

Stadt Leipzig eAkte: "medienbruchfreie Verfahren beginnen beim zentralen Postein-
gang" – Zentraler Posteingangsscan in der Stadtverwaltung Leipzig 

Stadt Leipzig OpenData/OpenGovernment in der Stadtverwaltung Leipzig 

Stadt Leipzig Medienbruchfreies elektronisches Verwaltungsverfahren mit Einrichtung 
eines technischen Bürgerbüros 

Stadt Leipzig Qualifizierung, Prozessintegration und Implementierung eines 3D-Stadt-
modells in eine kommunale GDI 

LK Bautzen Projekt OutputManagement – Einbindung von externen Druck- und 
Kuvertierdienstleistern 

LK Vogtlandkreis Analyse, Optimierung und Modellierung von 21 Aufgabenbündeln sowie 
Vorbereitung von fachbezogenen Integrationen und beispielhafte Imple-
mentierung zur Einführung IT-gestützter Vorgangsbearbeitung und zur 
Nachnutzung für weitere Projekte im Bereich Verwaltungsmodernisie-
rung  

LK Görlitz Analyse, Optimierung und Modellierung von 18 Aufgabenbündeln sowie 
Vorbereitung von fachbezogenen Integrationen und beispielhafte Imple-
mentierung zur Einführung IT-gestützter Vorgangsbearbeitung und zur 
Nachnutzung für weitere Projekte im Bereich Verwaltungsmodernisie-
rung  

LH Dresden Elektronische Antragstellung für Unternehmen, Bürgerinnen und Bürger 
der Landeshauptstadt Dresden 

LK Görlitz LÜVAX-SN E-Government-Umgebung inkl. E-Government-Diensten für 
die Lebensmittelüberwachungs- und Veterinärämter im Freistaat Sach-
sen 

Gemeinde Borsdorf Einführung IT-gestützter Vorgangsbearbeitung auf Basis einer Analyse 
der verwaltungsinternen und -übergreifenden Zusammenarbeit im Kon-
text der Optimierung und interkommunalen Bündelung von Aufgaben und 
Kompetenzen 

Stadt Kamenz Kommunale GDI Kamenz – Standardisierte Bereitstellung von amtlichen 
Geodaten im regionalen Umfeld 

Stadt Zwickau Kommunales Einführungsprojekt "Online-Gewerbedienst Sachsen 
(OGW): Integration kommunaler Dokumentenmanagementsysteme – 
OS|ECM 7.0 ff. über Middleware (Procilon/ProGov) 

Stadt Wurzen Kommunales Einführungsprojekt "Online-Gewerbedienst Sachsen 
(OGW): Integration kommunaler Dokumentenmanagementsysteme – CC 
DMS über Middleware (Procilon/ProGov) 

Stadt Borna Kommunales Einführungsprojekt "Online-Gewerbedienst Sachsen 
(OGW): Integration kommunaler Dokumentenmanagementsysteme – CC 
DMS 2.7 ff über Middleware (Procilon/ProGov) 
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2.1.3 Beispiele für realisierte Online-

Anwendungen: 

Nachfolgend sollen exemplarisch ausgewählte 

Projektergebnisse vorgestellt werden. Der Fokus 

liegt dabei auf allgemein im Internet verfügbaren 

Online-Anwendungen. 

Projekt: Geoportal Kamenz 

Zuwendungsempfänger: Stadt Kamenz  

Zielgruppen: Fachämter, Behörden, Bürger und 

Unternehmen  

Zielstellung:  

 Aufbau eines Infrastrukturknotens und Ein-

richtung eines Geoportals, um 

 rechtskräftigen Flächennutzungsplan und 

die rechtskräftigen Bebauungspläne für das 

Geoportal aufzubereiten und der Öffentlich-

keit zugänglich zu machen, 

 

 Verwendung des Formates der XPlanung, 

die erforderliche Rechtssicherheit für die 

Nutzung der Daten, 

 Entwicklungs- und Fördergebiete über das 

Geoportal grafisch mit abzubilden. 

 Erreichbar unter http://www.geoportal-ka-

menz.de/  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 5: Kartendarstellung des Flächen-

nutzungsplans im Geoportal Kamenz 

  

http://www.geoportal-kamenz.de/
http://www.geoportal-kamenz.de/
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Projekt: Online-Antrag / Bürgeraccount Dresden 

Zuwendungsempfänger: Landeshauptstadt 

Dresden  

Zielgruppen: Bürger, Unternehmen, Behörden  

Zielstellung:  

 Verbesserung der Qualität der elektroni-

schen AntragsteIlung der LH Dresden in ge-

eigneten unternehmens- und bürgerrelevan-

ten Bereichen, 

 

 

 medienbruchfreie Integration in Anwendun-

gen und Verfahren, eine Vereinheitlichung 

der Formulare sowie Verbesserung der Nut-

zerfreundlichkeit durch Bereitstellung von 

Formular-Assistenten und die Bildung von 

Anliegen, 

 Integration der elektronischen Signatur, der 

Bezahlfunktion und Nutzung des neuen 

elektronischen Personalausweises prüfen 

und verfügbar machen.  

 Erreichbar unter http://www.dres-

den.de/meinantrag  

Abb. 6.: Anmeldeseite der Stadtverwaltung 

Dresden für ein elektronisches Bürgerkonto 

http://www.dresden.de/meinantrag
http://www.dresden.de/meinantrag
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Projekt: Mittelsachsen-Atlas 

Zuwendungsempfänger: LRA Mittelsachsen  

Zielgruppen: Bürger, Behörden und Unterneh-

men,  

Zielstellung:  

 Entwicklung einer informativen und einfach 

zu bedienenden Web2.0-Karte zur Anzeige 

regionaler Informationen und Points of Inte-

rest, 

 Verfügbarmachung lokaler Infrastrukturdaten 

einer Region (hier als Pilot des Landkreises 

Mittelsachsen), 

 Förderung der Region durch die Verfügbar-

keit vg. Informationen für jeden potenziellen 

Interessenten (Unternehmen, Touristen, Ein-

wohner etc.) transparenter und informativer. 

 

 

 

 

 Entscheidungshilfe für Besuch, Ansiedlung 

oder den Wohnhausbau in einer Region. 

 Erreichbar unter: http://www.mittelsachsen-

atlas.de  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 7: Landkreisatlas mit der Darstellung von 

KITA-Standorten 

 

  

http://www.mittelsachsen-atlas.de/
http://www.mittelsachsen-atlas.de/
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2.1.4 Workshops zur 

Ergebniskommunikation 

Ein Ziel der Projektförderung war es, eine mög-

lichst breite Nachnutzung der Projektergebnisse 

durch weitere kommunale Verwaltungen in Sach-

sen zu erreichen.  

Um dieses Ziel zu befördern, führte die SAKD 

nach Abschluss der Projekte thematisch ausge-

richtete Workshops durch, zu denen die Projekt-

träger jeweils ihre Projekte und die darin entstan-

denen Ergebnisse interessierten Vertretern von 

Freistaat und sächsischen Kommunen vorstellen 

konnten: 

 Verwaltungsverfahren unter Nutzung von 

Geodaten, 

 elektronische Antragsverfahren, 

 Optimierung interner Prozesse und 

 ITgVB / Prozessmodellierung. 

Auch wenn die kommunale Beteiligung an diesen 

Workshops nicht den Erwartungen entsprach – 

die SAKD hatte mit mehr Resonanz und Inte-

resse an einer Nachnutzung gerechnet – wurden 

die Workshops zu einem intensiven Erfahrungs-

austausch und zu umfangreichen fachlichen Dis-

kussionen zwischen den Vertretern der Projekt-

kommunen und Interessierten aus kommunalen 

und staatlichen Behörden genutzt. 

Die Vorträge zu den einzelnen Projekten sind auf 

den Internetseiten der SAKD unter 

http://www.sakd.de/965.html einzusehen. 

2.1.5 Weiterführung der Förderung von 

Projekten des kommunalen E-

Government 

Im Rahmen einer Beratung auf Staatssekretärs-

ebene zwischen kommunaler (SAKD) und staat-

licher Seite (SMI, SMWA) am 20.10.2015 konnte 

das Ziel einer weiteren Förderung kommunaler 

E-Government-Vorhaben nicht erreicht werden: 

Die SAKD begründete anhand ausgewählter 

konkreter Vorhaben den Bedarf finanzieller Un-

terstützung bei den notwendigen Transformati-

onsprozessen zur „Digitalisierung“ in kommuna-

len Verwaltungen. Diese sind auch unmittelbar 

als Maßnahmen zur Standortsicherung und Wirt-

schaftsförderung zu verstehen. Die digitale Of-

fensive Sachsen bietet mit dem in der Strategie 

Sachsen Digital formulierten strategischen An-

satz einer „flächendeckend verfügbaren, leis-

tungsfähigen digitalen Infrastruktur, darüber an-

gebotenen digitalen Diensten sowie einem mög-

lichst hohen Grad an Innovationen“ den geeigne-

ten Rahmen für ein entsprechendes kommuna-

les Förderprogramm. 

2.2 Umsetzung der Vereinbarung 

zur Mitnutzung der E-

Government-Plattform 

Der Freistaat Sachsen und die sächsischen 

Kommunen hatten 2014 die 2011 geschlossene 

„Vereinbarung zur Mitnutzung der E-Govern-

ment-Basiskomponenten des Freistaates Sach-

sen durch die sächsischen Kommunalverwaltun-

gen“ bis 2018 verlängert. Operative Fragen zu 

Betrieb, Support und Weiterentwicklung wurden 

in der gemeinsamen Arbeitsgruppe „E-Govern-

ment-Basiskomponenten“ – AG BaK – beraten 

und entschieden. Dort wurden häufig die Basis-

komponentenverantwortlichen des Freistaates 

zu fachlichen Fragen hinzugezogen. Da diese 

parallel turnusmäßig Beratungen durchführten, 

wurden deren Beratungen und die der AG BaK 

unter dem Arbeitstitel „E-Government-Team“ zu-

sammengelegt. 

Wie bisher sind dort von kommunaler Seite die 

Spitzenverbände und die SAKD vertreten. Begin-

nend mit einer Klausur im April kam die neue AG 

2015 zu 6 Beratungen zusammen. Für die kom-

munale Seite standen folgende Maßnahmen zur 

Umsetzung der in der Mitnutzungsvereinbarung 

getroffenen Regelungen im Vordergrund: 

http://www.sakd.de/965.html
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 zeitgerechte Weiterentwicklung der E-

Government-Plattform an gesetzliche Vorga-

ben und den Stand der Technik, 

 Berücksichtigung spezieller kommunaler An-

forderungen, 

 frühzeitige und transparente Einbeziehung 

der kommunalen Seite in die Weiterentwick-

lung der Basiskomponenten mit Werkzeug-

unterstützung durch das Anforderungsmana-

gementsystem Polarion, 

 frühzeitige und umfassende Information der 

Kommunen und der Öffentlichkeit über jet-

zige und zukünftige Nutzungsmöglichkeiten 

und -modalitäten der Basiskomponenten – 

Marketing, 

 Bereitstellung eines Paketes von ca. 100 

Grundformularen zur Nachnutzung durch die 

Kommunen. 

Darüber hinaus wurden Fragen zur Organisation 

und zum Betrieb der Plattform erörtert und neue 

Entwicklungen wie z. B. der BaK Antragsma-

nagement, der BaK Formularservice, der BaK 

Beteiligungsportal, der BaK Betriebssystemvirtu-

alisierung, dem Open Data Portal und dem Inno-

vationsnetzwerk vorgestellt. 

2.3 Kooperationsvereinbarung 

mit dem SMI für 

ebenenübergreifende 

Pilotptojekte  

Um ebenenübergreifende E-Government-Lösun-

gen im gemeinsamen Interesse kooperativ reali-

sieren zu können, schlossen SAKD und SMI eine 

Kooperationsvereinbarung.  

Als erste konkrete Projekte vereinbaren SMI und 

SAKD die Zusammenarbeit bei der Entwicklung 

von Antrags- und Anzeigeverfahren mit der 

neuen Komponente „elektronisches Antragsma-

nagement“ (Bak AM). Erster konkreter Anwen-

dungsfall für die Bak AM ist die Umsetzung eines 

„Online-Gewerbedienstes“ in mehreren Stufen: 

 Realisierung eines Online-Verfahrens für 

Gewerbeanzeigen (An-, Ab- und Ummel-

dung), 

 elektronische Umsetzung der Informations-

pflichten nach §§ 3, 4 GewAnzV für Kommu-

nen, 

 Bereitstellung eines AM, die Realisierung ei-

nes darauf aufgesetzten elektronischen Ge-

werbeanzeigeverfahrens sowie einer Fall-

kommunikation auf der Grundlage des Da-

tenaustauschstandards XFall, 

 Entwicklung der notwendigen Informa-

tionsinfrastruktur auf kommunaler Seite ein-

schließlich der technischen Integrationslö-

sungen zur Anbindung von Pilotkommunen 

an das AM, 

 standardkonforme Erweiterung von XFall an 

die Anforderungen des Gewerberechts und 

der kommunalen Informationsinfrastruktur, 

 Test der erweiterten Spezifikation von XFall, 

des AM sowie der kommunalen Informa-

tionsinfrastruktur,  

 medienbruchfreie produktive Anbindung ei-

nes kommunalen IT-Fachverfahrens einer 

Pilotkommune über die XFall-Schnittstelle an 

das Antragsmanagement, dadurch weitere 

Bearbeitung der Gewerbeanzeigen im kom-

munalen IT-Verfahren sowie bidirektionale 

Kommunikation zwischen Antragsteller und 

Gewerbebehörde durch Nutzung des AM 

bzw. kommunalen IT-Verfahrens. 

Eine weitere Anwendung im Rahmen der Koope-

rationsvereinbarung ist die pilothafte integrierte 

Anbindung eines Dokumentenmanagementsys-

tems / der elektronischen Vorgangsbearbeitung 

einer Kommune an die Bak AM.  

Die Kooperationspartner arbeiten projektbezo-

gen zusammen. Zur Abstimmung von Anforde-

rungen, Arbeitspaketen, Auftragsvergaben an 

externe Dienstleister, zum Austausch von Doku-

menten sowie zur Kommunikation untereinander 

setzen sie geeignete Mechanismen ein. 
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2.4 Anforderungsmanagement 

zur Neu- bzw. 

Weiterentwicklung der BaK 

Gemäß der schon erwähnten „Mitnutzungsver-

einbarung E-Government-Plattform“ werden die 

darin enthaltenen Basiskomponenten nach kom-

munal-staatlichen Anforderungen weiterentwi-

ckelt. Der Prozess von der Aufstellung der Anfor-

derung über die Erörterung bis hin zur Erledigung 

ist in einer Anlage der Vereinbarung dokumen-

tiert. 

Um den Lebensweg der Anforderungen durch 

alle Beteiligten nachverfolgen zu können, wird 

der Prozess von dem ALM - Application-Life-

cycle-Management-System Polarion abgebildet. 

In dieses System wurden von kommunaler Seite 

2015 folgende Anforderungen aufgenommen 

und mehrmals in der staatlich-kommunalen Ar-

beitsgruppe „E-Government-Team“ thematisiert: 

 23 Anforderungen zum Amt24, 

 7 Anforderungen zum Formularservice, 

 eine Anforderung an die BaK ESV – Elektro-

nische Signatur / Verschlüsselung (OSCI-

Adapter). 

Die gestellten Anforderungen sind zum Teil in der 

Erledigung (Amt24) oder erledigt (Formularser-

vice), allerdings ist der Bearbeitungsstand nicht 

in Polarion dokumentiert. 

Weiterhin fehlen Anforderungen zu Projekten, 

welche 2015 von Landesseite initiiert wurden (z. 

B. temporäres Bürgerkonto, Umfragefunktion Be-

teiligungsportal). 

Die verantwortlichen Stellen wurden aufgefor-

dert, fehlende Informationen einzuarbeiten und 

zukünftig vereinbarungsgemäß mit dem ALM-

System zu arbeiten. 

Weiterentwicklung der GeoBaK 

Im Bereich Geodaten gab es keine Beteiligung 

der SAKD an der Weiterentwicklung der entspre-

chenden Basiskomponente. Aufgrund ungenü-

gender Kommunikation sowie fehlender Arbeits-

gruppen fehlte auch die Kenntnis über derartige 

Bestrebungen des GeoSN. Es ist anzunehmen, 

dass für die Weiterentwicklung Anforderungen 

staatlicher Behörden Berücksichtigung fanden. 

Nach Recherche ist eine Veröffentlichung des 

neuen Release erst 2016 beabsichtigt. 

Neues Beteiligungsportal (NBP) 

Die Basiskomponente Neues Beteiligungsportal 

wurde im Rahmen des Projektes zur Bedarfs-, 

Nutzen- und Potenzialanalyse zum Elektroni-

schen Straßenkataster der SAKD genutzt. Die 

sächsischen Kommunen konnten sich aktiv an 

einer Online-Befragung beteiligen. 

In diesem Zusammenhang wurden Kommunen 

über das neue Beteiligungsportal im Freistaat 

Sachsen informiert. Mit der projektbezogenen 

Nutzung der Komponente konnten praktische Er-

fahrungen mit den Verantwortlichen der Basis-

komponente ausgetauscht und Einfluss hinsicht-

lich der Weiterentwicklung genommen werden. 
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3 Infrastruktur, Hardware, 
Sicherheit 

3.1 KDN II 

Im nunmehr sechsten Betriebsjahr des KDN II 

laufen alle Prozesse zum Betrieb und Manage-

ment des Netzes innerhalb der KDN GmbH, zwi-

schen Auftraggeber und Dienstleister und in der 

Abstimmung zwischen kommunaler Seite und 

Freistaat stabil. Sichtbares Zeichen dafür ist die 

Tatsache, dass die „Kundenzufriedenheitskonfe-

renz“, auf der Probleme beim Netzbetrieb und 

Change-Requests zur Sprache kommen, letzt-

malig im Januar 2015 einberufen wurde. 

Das Netz läuft stabil. Alle Kommunalverwaltun-

gen, mit denen wir im Rahmen unserer Ser-

viceberatungen Kontakt hatten, bestätigen das – 

unabhängig vom Servicelevel der jeweils instal-

lierten Basis- oder erweiterten Anschlüsse. Ei-

nige „Störungen großer Wirkbreite“, die 2015 ge-

meldet werden mussten, haben an dieser Wahr-

nehmung nichts geändert. 

Die unbefriedigende Situation in Bezug auf die 

Entwicklung der Zugangsbandbreiten ist unver-

ändert. Daran haben auch die Aufrüstungen ein-

zelner Anschlüsse, die als Folge der Verhandlun-

gen zur Verlängerung des KDN II-Vertrages mög-

lich geworden sind, prinzipiell nichts geändert. 

Einigen, in dieser Beziehung besonders unzufrie-

denen, Verwaltungen ist die KDN GmbH mit der 

Installation eines Zweitanschlusses, in der Regel 

als ADSL-Variante, entgegengekommen. 

Von einigen Weiterentwicklungen des sächsi-

schen Verwaltungsnetzes (SVN), die durch die 

Landesseite initiiert wurden, hat auch das KDN II 

profitiert. Neben der regelmäßigen Erweiterung 

der Bandbreite des Internetüberganges bzw. der 

Schaffung eines zweiten 622-mbps-Internetzu-

ganges im Mai, betrifft das verschiedene Sicher-

heitsfeatures. Diese wurden anlässlich des G7-

Treffens in Dresden temporär („FireEye“) oder 

permanent (DDoS-Prevention, C&C-Server-

Blacklisting) in Betrieb genommen und zu 100 % 

vom Freistaat bezahlt. 

Das Ziel, mit dem KDN II die Flächendeckung 

über alle Kommunen zu erlangen, konnte bisher 

nicht erreicht werden. Daran hat auch das Inkraft-

treten des Sächsischen E-Government-Geset-

zes nichts geändert. 

Im SAKD-Dokument „Rechtskonform in 16 

Schritten, Schritt-für-Schritt-Anleitung zur schnel-

len Umsetzung des SächsEGovG in kommuna-

len Behörden“ ist der de facto KDN-Anschluss-

zwang für Kommunalverwaltungen klar formu-

liert. Im direkten Kontakt mit einigen „KDN-Ver-

weigerern“ und unter Hinweis auf das Dokument 

konnten wir diese davon überzeugen, einen 

KDN-Anschluss zu beantragen bzw. das spätes-

tens beim KDN III zu tun. 

3.2 KDN III 

3.2.1 Teilprojekte SINI und SIDI 

Im Projekt „Neuvergabe SVN 2.0 / KDN III“, das 

bereits 2013 initiiert wurde, arbeitet die SAKD in 

den Teilprojektgruppen SINI (SVN integrierte 

Netz-Infrastruktur) und SIDI (SVN integrierte 

Dienste-Infrastruktur) sowie im Projektkernteam 

mit. 

Unser Ziel ist es, den Kommunen nach Auslaufen 

des aktuellen KDN-Vertrages zum 31.03.2017 

ein zeitgemäßes Transportnetz und darüber ver-

fügbare Netzdienste anzubieten. 

In Kenntnis der oben beschriebenen Probleme 

des KDN II haben wir uns besonders für eine ent-

sprechende Mindestbandbreite aller Teilnehmer-

anschlüsse stark gemacht. Auf Drängen der 

SAKD wurde dann im ersten „Konzept Sächsi-

sches Verwaltungsnetz 2.0“ im April eine Min-

destbandbreite von 50 Mbit/s (asynchron) für alle 

Kommunen mit konkreten Vollzugsaufgaben fi-

xiert. 
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Das später von der KDN GmbH zusammenge-

stellte und durch die kommunalen Gremien be-

stätigte Mengengerüst unterteilt die kommunalen 

Nutzer in drei Gruppen. 

In der Grundvariante für Gruppe 1 (Kommunal-

verwaltungen in Verwaltungsgemeinschaften 

und -verbänden) wird eine Anschlussbandbreite 

von 25 Mbit/s (asynchron) spezifiziert, was unter 

den strategischen Prognosen der Bundesregie-

rung („…der Standard-Internetanschluss…wird 

2018 bei 50 Mbit/s liegen“) bleibt und damit für 

die gesamte Laufzeit des KDN eine unterdurch-

schnittliche Breitbandversorgung zur Folge hätte. 

Außer der Zugangsbandbreite wird für die KDN-

Nutzer der größte Unterschied im Vergleich zum 

KDN II darin bestehen, dass zukünftig auch Tele-

kommunikationsdienste über das Netz bezogen 

werden können. Dabei soll es möglich sein, dass 

die Verwaltungen weiterhin eigene TK-Anlagen 

betreiben oder zentral gehostete TK-Ports von 

der KDN GmbH beziehen. Es lag auf der Hand, 

diese im Landesnetz SVN schon lange verfüg-

bare Funktionalität auch für die Kommunen be-

reitzustellen, da zum Migrationszeitpunkt des 

KDN (2017/2018) alle TK-Provider ihre Infra-

struktur in Richtung „All-IP“ umstellen werden, 

woraus sich entsprechender Handlungsbedarf 

bei allen Kommunalverwaltungen ergibt. 

Die historisch gewachsene, sehr komplexe Sys-

temumgebung für die Unified-Communication 

(UC)-Dienste im SVN kann jedoch durch die 

Kommunen nicht direkt mitgenutzt werden, unter 

anderem wegen der dafür erforderlichen Integra-

tion der Nutzer ins Active Directory der Landes-

verwaltung. Die UC-Dienstebeschreibung, als 

Bestandteil der Ausschreibungsunterlagen, 

wurde entsprechend für die kommunalen Anfor-

derungen modifiziert. 

Neben den technischen Details wird die größte 

Herausforderung für die kommunale Seite darin 

bestehen, ein tragfähiges Betreiber- und Kosten-

modell für die neuen Dienste zu entwickeln. Die 

Kommunen werden TK-Dienste über das KDN 

nur in Anspruch nehmen, wenn dafür ein lukrati-

ver Preis angeboten wird. Andererseits kann ein 

potentieller Bieter nur seriös kalkulieren, wenn 

die Teilnehmerzahlen bekannt sind. 

Um dieses „Henne-Ei-Problem“ zu lösen, ist die 

Diensteausschreibung so gestaltet, dass im kom-

munalen Mengengerüst bestimmte Abnahmepa-

kete (Anzahl Mandanten bzw. VoIP-Ports) defi-

niert sind und entsprechende Preise abgefragt 

werden, ohne eine Mindestabnahmemenge zu 

garantieren. 

3.2.2 Teilprojekt Organisation und Recht 

Neben der Mitarbeit in den Teilprojekten SINI und 

SIDI ist die SAKD auch im Teilprojekt „Organisa-

tion“ vertreten. Darüber hinaus nimmt sie auf 

Wunsch der kommunalen Landesverbände so-

wie der KISA die kommunalen Interessen bei der 

Gestaltung der Vereinbarungen „Vertrag über 

Aufbau, Betrieb und Bereitstellung von Diensten 

für die kommunale Seite im Freistaat Sachsen“ 

sowie „Vertrag über den Anschluss der kommu-

nalen Seite im Freistaat Sachsen an das SVN 

2.0“ wahr. 

Neben Fragen der finanziellen Rahmenbedin-

gungen des zukünftigen KDN III ist eine Haupt-

aufgabe der Teilprojektgruppe „Organisation“ die 

Modellierung der im Vertrag abzubildenden Pro-

zesse als Grundlage für die noch bevorstehen-

den Vertragsverhandlungen. Grundlage hierfür 

waren zunächst die derzeitigen IST-Prozesse, 

die untersucht und anschließend nach dem PIC-

TURE-Modell abgebildet wurden. Auf dieser 

Grundlage werden derzeit die SOLL-Prozesse 

gestaltet und mit PICTURE modelliert. Diese sol-

len bis Ende Mai 2016 in vier zeitlichen Stufen 

fertiggestellt und dem Verhandlungsteam jeweils 

zur Verfügung gestellt werden. Im Nachgang ist 

darüber hinaus zu untersuchen, welche Rechts-

grundlagen ggf. anzupassen sind, um die von der 
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Teilprojektgruppe gefundenen Organisationsopti-

mierungen auch rechtskonform umsetzen zu 

können. 

Weiterhin wurde die SAKD zur Vorbereitung der 

Ausschreibung gebeten, die beiden oben ge-

nannten Verträge rechtlich zu beurteilen und Än-

derungen, Anmerkungen und Ergänzungen ein-

zubringen. Trotz der sehr kurzen Frist von ledig-

lich drei Tagen konnten eine Vielzahl von Hinwei-

sen und Änderungsanregungen übermittelt wer-

den. Davon wurden circa 80 Prozent seitens des 

Freistaates Sachsen aufgegriffen und die Ver-

tragsunterlagen entsprechend angepasst. Aus 

Sicht der SAKD hat dies nicht nur zu einem Qua-

litätssprung des Vertragswerkes geführt, einige 

unwirksame Formulierungen konnten auf diese 

Weise auch korrigiert werden. 

3.3 Informationssicherheit 

3.3.1 Konsequenzen des SächsEGovG 

Die IT-Verfahren der Kommunen gewährleisten 

die internen Arbeitsabläufe der Verwaltung, stel-

len Dienste für Bürger bereit und sind häufig auch 

Bestandteil ebenenübergreifender Kommunika-

tion mit dem Freistaat oder dem Bund.  

Alle drei Aspekte erfordern ein entsprechendes 

IT-Sicherheitsniveau, um die Verfügbarkeit der 

Dienste und die Vertraulichkeit der Informationen 

zu gewährleisten. 

Trotzdem wurde bei kleinen Kommunen IT-Si-

cherheit bisher zum Teil nur als kostenverursa-

chende Komponente ohne unmittelbaren Mehr-

wert wahrgenommen. 

Mit Inkrafttreten des SächsEGovG, das in § 13 

Abs. 1 die Erstellung und Umsetzung eines Infor-

mationssicherheitskonzeptes fordert, beginnt 

sich diese Einstellung zu ändern. 

Ergebnisse der IT-Umfrage 2015 bestätigen 

erste Fortschritte: 35 % der Kommunen haben 

inzwischen ein IT-Sicherheitskonzept, 2012 wa-

ren es noch 28 %. Den Einstieg in die Thematik 

haben bisher 43 % der Kommunen gefunden, in-

dem sie eine IT-Sicherheitsleitlinie für ihre Ver-

waltung in Kraft gesetzt haben – die meisten da-

von unter Verwendung der SAKD-Musterleitlinie. 

Abb. 8: Ergebnisse der IT-Umfrage zum 

Thema Informationssicherheit 



 

             19             

3.3.2 Informationssicherheit in der IT-

Serviceberatung 

Insgesamt sind die o. g. Zahlen aber nach wie 

vor nicht zufriedenstellend. 

Die beste Möglichkeit, das Thema IT-Sicherheit 

bei den Kommunen zu platzieren ergibt sich bei 

individuellen Beratungsgesprächen (siehe 

Kap. 8.1). Die kostenfreien Beratungen für kleine 

Kommunen haben sich als Dienstleistung der 

SAKD etabliert und bieten sich dafür an. Im Rah-

men dieses Programmes hat die SAKD bisher 

ca. 80 Kommunalverwaltungen vor Ort besucht 

und zu unterschiedlichen Themen beraten. Das 

Thema IT-Sicherheit wird von der SAKD bei allen 

Gesprächen angesprochen, ist aber fast nie der 

Anlass der Beratungsanfrage. Das kennzeichnet 

das mangelhafte Sicherheitsbewusstsein in vie-

len kleinen Verwaltungen, die meist ohne eige-

nes IT-Personal auskommen müssen. Falls über-

haupt eine Benennung von Verantwortlichen er-

folgt ist, liegen Datenschutz und IT-Sicherheit 

meist in der Hand des gleichen Mitarbeiters, dem 

aber oft weder finanzielle noch zeitliche Ressour-

cen dafür bereitgestellt werden. 

Nur die Erhöhung des Problembewusstseins in 

der Leitung und bei allen Mitarbeitern kann hier 

zu Verbesserungen führen. Die seit 2013 jährlich 

vom Beauftragten für Informationssicherheit der 

Landesverwaltung durchgeführte Awareness-

Veranstaltung „Die Hacker kommen“, zu der sich 

regelmäßig auch viele kommunalen Teilnehmer 

anmelden, ist dafür eine gute Möglichkeit. 

3.3.3 Erfahrungsaustausch und 

Kommunikation 

In großen Stadt- und Landkreisverwaltungen, in 

denen in der Regel hauptamtliche Sicherheitsbe-

auftragte benannt sind, ist die Situation besser. 

Hier sind Sicherheitsprozesse etabliert und ent-

sprechende Ressourcen vorhanden. Mit der Ar-

beitsgruppe der IT-Sicherheitsbeauftragten der 

Landkreise existiert auch ein Gremium, in dem 

sich die Landkreise zu Sicherheitsthemen aus-

tauschen. Ursprünglich als AG zur Ertüchtigung 

der EU-Zahlstellen der Landkreise für BSI-

Grundschutz gegründet, beschäftigt sie sich in-

zwischen mit verschiedenen Sicherheitsthemen 

in den Landkreisverwaltungen. Die Gruppe tagt 

regelmäßig unter Leitung des Sächsischen Land-

kreistages und lädt themenabhängig Vertreter 

des Beauftragten für Informationssicherheit des 

Landes, der KDN GmbH oder der SAKD zu den 

Sitzungen ein. 

In der Landesverwaltung werden Angelegenhei-

ten der Informationssicherheit in einer Arbeits-

gruppe „IT-Sicherheit“ (AG IS) unter Leitung des 

Beauftragten für Informationssicherheit behan-

delt und vorangetrieben. Die SAKD ist als Mit-

glied ohne Stimmrecht der kommunale Vertreter 

und Sachwalter kommunaler Interessen in dieser 

Arbeitsgruppe.  

Während die Beschlüsse dieses Gremiums für 

die Ressorts der Landesverwaltung bindend 

sind, können sie für Kommunalverwaltungen nur 

empfehlenden Charakter haben. Entsprechende 

Empfehlungen werden regelmäßig über den 

Newsletter der SAKD publiziert. Beispiele dafür 

sind die Hinweise zur Verwendung sicherer Ver-

schlüsselungsverfahren, die Umstellung von 

Mailservern auf verschlüsselte Kommunikation 

oder die Mitnutzung von Diensten des Landes 

zur Prüfung von Identitätsdiebstahl von Nutzera-

counts. 

3.3.4 Das KDN als sicheres Netz 

Als wesentliche Sicherheitskomponente im kom-

munalen Umfeld muss das Kommunale Daten-

netz (KDN) genannt werden. Durch seine Reali-

sierung auf teilweise exklusiver Infrastruktur, ge-

sicherten Netzübergängen und weiteren Sicher-

heitsmaßnahmen wie Online-Content-Scanning, 

Anti-Virus- und Anti-Spam-Lösung, bietet es per 

se schon ein höheres Sicherheitsniveau gegen-

über einem Standard-Internetanschluss. KDN 
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GmbH und SAKD argumentieren deshalb bei al-

len Gelegenheiten für einen KDN-Anschluss; Ziel 

ist die Flächendeckung des KDN über alle Kom-

munen. 

Seit Inkrafttreten des SächsEGovG, das die 

Kommunikation nur noch über gesicherte Netze 

vorgibt, besteht de facto für alle Kommunen ein 

Anschlusszwang an das KDN. Die im Gesetz ge-

nannte alternative Schnittstelle mit vergleichba-

rer Sicherheit wurde bisher nicht definiert. Trotz-

dem gibt es noch ca. 80 „KDN-Verweigerer“, die 

nur über einen direkten Internetanschluss mit 

Landes- oder Bundesbehörden kommunizieren 

und damit eigentlich einen Gesetzesverstoß be-

gehen. 

3.3.5 CERT-Leistungen für Kommunen 

Nach Beschluss der AG IS stehen ausgewählte 

Leistungen, des beim SID betriebenen CERT 

(Computer Emergency Response Team), wie 

zum Beispiel der Message-Dienst, auch den 

Kommunen zur Verfügung. Die technische Reali-

sierung erfolgt über eine bei der SAKD gepflegte 

Verteilerliste. Von den ca. 60 Kommunen, die 

sich bisher für diesen Dienst registriert haben, 

hat sich allerdings inzwischen die Hälfte wieder 

abgemeldet, da die verteilten Meldungen für ihre 

jeweilige Infrastruktur zu unqualifiziert sind. 

Eine bessere Qualität dieser Nachrichten kann 

nur über detailliertere Beschreibungen der ver-

wendeten Hard- und Software gewährleistet wer-

den. Dafür bietet das CERT seit November einen 

qualifizierten Warn- und Informationsdienst für 

die Ressorts der Landesverwaltung an, der die 

Ausfüllung einer entsprechenden Hard- und Soft-

warematrix erfordert. Dieser Dienst ist betreu-

ungsintensiv und wird auf kommunaler Seite bis-

her nur den Landkreisen kostenfrei angeboten. 

Nachdem wir das Leistungsangebot über den 

SLKT publiziert haben, wird er zurzeit von zwei 

Landratsämtern genutzt. 

3.3.6 Sicherheitstests 

Ebenfalls auf Beschluss der AG IS finden seit 

2014 regelmäßige, anfangs unangekündigte 

Tests der Webpräsenzen von Landes- und Kom-

munalverwaltungen unter Sicherheitsaspekten 

statt. Kritische Ergebnisse für kommunale Web-

seiten wurden der SAKD mitgeteilt, die daraufhin 

alle betroffenen Betreiber von Webservern und 

Diensten innerhalb des KDN direkt kontaktiert 

hat. Die meisten kommunalen Webpräsenzen 

liegen jedoch bei Providern im Internet, so dass 

hier nur die jeweilige Kommune selbst bei ihrem 

Dienstleister auf die Verbesserung des Sicher-

heitsniveaus drängen kann. 

Bei den in diesem Zusammenhang erfolgten Test 

von Schul-Webpräsenzen sind die von Sicher-

heitsproblemen betroffenen Schulen unter Ver-

wendung der beim Sächsischen Kultusministe-

rium vorliegenden Schuldatenbank einzeln ange-

schrieben worden. Neben einem personalisierten 

Fehlerbericht wurde dabei auch die SAKD als 

Kontaktadresse für technische Anfragen be-

nannt. Wir haben daraufhin sehr viele Fragen von 

Schulverwaltungen bekommen. Die meisten 

Fehlerberichte enthielten den Hinweis auf fehler-

hafte Zertifikate bei HTTPS-Webseiten. Entspre-

chend haben wir den Schulen empfohlen, zu-

künftig ihre Seiten über den vom Kultusministe-

rium betriebenen sächsischen Bildungsserver zu 

publizieren. 

Schulen, die dieser Empfehlung nicht gefolgt 

sind, haben wir unter Hinweis auf den kommuna-

len Handlungsleitfaden zur Umsetzung des 

SächsEGovG geraten, sich bei der Sachsen Glo-

bal CA ein kostenfreies SSL-Serverzertifikat zu 

besorgen. Dabei hat sich jedoch ein Umset-

zungsproblem gezeigt: Die Zertifikatsanträge 

müssen von der Sachsen Global CA an die über-

geordnete CA, die DFN-PKI Global, weiterge-

reicht werden. Diese hat einige Anträge abge-

lehnt mit dem Hinweis, dass sie laut DFN-Ver-

einssatzung nur Zertifikate für wissenschaftliche 

und Forschungseinrichtungen ausstellen darf. 
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Dieses Abstimmungsproblem ist noch offen und 

sollte in Absprache zwischen dem SID, als Be-

treiber der Sachsen Global CA, und dem DFV-

Verein gelöst werden; ggf. muss der Handlungs-

leitfaden entsprechend überarbeitet werden. 

3.4 Umfrage zur IT-Ausstattung 

sächsischer Kommunen 

Die SAKD führte 2015 satzungsgemäß eine IT-

Umfrage zur Erfassung der IT-Ausstattung in al-

len sächsischen Kommunen durch. 

Benötigt wird eine aktuelle und gesicherte Infor-

mationsbasis, um 

 Handlungsbedarf und Handlungsempfehlun-

gen für die künftige Entwicklung der IT-Aus-

stattung in sächsischen Kommunen heraus-

zuarbeiten, 

 Standardisierungsvorschläge für integrierten 

kommunalen IT-Einsatz abzuleiten sowie  

 qualifiziert Rahmenverträge zugunsten kom-

munaler Anwender abzuschließen. 

Die Umfrage erfolgte in Abstimmung und mit Un-

terstützung des Sächsischen Staatsministeriums 

des Innern und der kommunalen Spitzenver-

bände. Sie enthielt 117 Fragen, die zu 16 Grup-

pen zusammen gefasst waren. 

Nach dem zugrunde liegenden aktuellen Adress-

datenbestand des Statistischen Landesamtes 

wurden 441 Kommunen am 24.08.2015 per 

Postbrief eingeladen, an der Umfrage teilzuneh-

men. Am 06.10.2015 wurde eine Erinnerung per 

E-Mail an alle Eingeladenen versandt, welche die 

Umfrage noch nicht abgeschlossen hatten. 

Die Umfrage endete am 30.10.2015 mit einer Be-

teiligung von 179 Kommunen. Die Qualität der 

Umfrageergebnisse ist sehr unterschiedlich. 

Aggregierte Ergebnisse werden den Teilnehmern 

zur Verfügung gestellt. 

3.5 IT-Sicherheitsgesetz, 

kommunale Auswirkungen, 

„Modell SAKD“ 

Der Bundestag hat am 17. Juli 2015 das „Gesetz 

zur Erhöhung der Sicherheit Informationstechni-

scher Systeme (IT-Sicherheitsgesetz)“ beschlos-

sen. Artikel 4 beinhaltet die Änderung des Tele-

mediengesetzes. Demnach müssen alle Anbieter 

von Telemedien, also auch Internetpräsenzen, 

bestimmte Vorkehrungen zur Erhöhung der IT-Si-

cherheit treffen: 

 kein unerlaubter Zugriff auf die dafür genutz-

ten technischen Einrichtungen, 

 Schutz personenbezogener Daten, 

 Schutz gegen Störungen, auch durch äußere 

Angriffe, 

 Berücksichtigung des Standes der Technik, 

insbesondere Anwendung sicherer Ver-

schlüsselungsverfahren. 

Es ergeben sich also eine Reihe von organisato-

rischen und technischen Maßnahmen, die laut 

Gesetz „so technisch möglich und wirtschaftlich 

zumutbar“ abzuarbeiten sind. In Verbindung mit 

der Formulierung „Berücksichtigung des Standes 

der Technik“ zeigen sich Interpretationsspiel-

räume. Technische Schwierigkeiten können oft 

mit entsprechenden Investitionen überwunden 

werden. Ob eine Investition wirtschaftlich ist, 

hängt auch von der Wahrscheinlichkeit und Höhe 

eines zu erwartenden Schadens ab, der bei Un-

terlassung der Investition eintreten könnte. Be-

deutet „Stand der Technik“ jede neue Version der 

Softwarehersteller zu implementieren, zumal de-

ren Beschaffung bei Open Source kostenlos ist. 

Oder wiegt das Mantra der Administratoren „ne-

ver touch a running system“ schwerer, welches 

nicht ohne Grund alle mit Upgrades verbundenen 

Aufwände und Unwägbarkeiten zum Ausdruck 

bringt. 

Um diese Aspekte abzuwägen sollten alle Anbie-

ter von Telemedien für jeden ihrer Dienste eine 

Risikoanalyse durchführen. Im Ergebnis sollte 
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ein Konzept vorliegen, in welcher Reihenfolge 

und mit welchen Ressourcen die Vorgaben zur 

Erhöhung der IT-Sicherheit umgesetzt werden. 

Die SAKD hat für sich alle ihre Internetpräsen-

zen, deren zugrunde liegenden Betriebssysteme, 

Anwendungsframeworks und Anwendungen 

analysiert. Als exponierteste und am häufigsten 

aufgerufene Site wurde die Software der Home-

page der SAKD (http://www.sakd.de, Open 

Source Debian, LAMPP, Typo3) auf den aktuells-

ten Stand gebracht. Weitere Schwerpunkte wur-

den identifiziert und werden nach Ressourcen-

verfügbarkeit abgearbeitet. 

http://www.sakd.de/
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4 Geodateninfrastrukturen 

4.1 Arbeitskreis KomGeoSax 

Abb. 9: Logo des AK KomGeoSax 

Im Januar 2015 berief die SAKD den AK KomGe-

oSAX ein. Im Vordergrund stand die Vorstellung 

der ersten Ergebnisse des von der SAKD durch-

geführten Projektes zur Bedarfs-, Nutzen- und 

Potenzialanalyse zum Elektronischen Straßen-

kataster. Weiterhin wurden die Anforderungen 

zum Projekt Geodatenaustausch zwischen Land 

und Kommune (FIS-Monitoring) besprochen. 

Vertreter der GDI-Koordinierungsstelle informier-

ten über Neuigkeiten aus dem GeoSN, wie die 

wesentlichen Änderungen für die Nutzer durch 

die Portierung der Geodatendienste sowie die 

anstehende Durchführung des INSPIRE-Monito-

rings. Darüber hinaus wurde die Umsetzung der 

INSPIRE-Richtlinie von den Teilnehmern aktiv 

diskutiert. 

Das Online-Forum des Arbeitskreises KomGe-

oSax wurde als zusätzliche Plattform zum Aus-

tausch von Neuigkeiten und Dokumenten ge-

nutzt. 

4.2 Projekt Geodatenaustausch 

Freistaat – Kommunen (FIS-

Monitoring) 

Nach Verifizierung des IST-Standes erfolgte ein 

Informationsaustausch mit Vertretern der Land-

kreise und Gemeinden hinsichtlich des Bedarfs 

und bisheriger Entwicklungen zur Geodatenbe-

reitstellung. Die gestellten Anforderungen wer-

den durch die bereitgestellten Lösungen im Frei-

staat erfüllt. Die Teilkomponente Metadatenkata-

log (GeoMIS.Sachsen) der GeoBAK bietet durch 

die kategorisierte Suche Informationen u. a. zu 

Geodaten und Anwendungen. Somit steht mit 

dem GeoMIS.Sachsen bereits ein Katalog zur 

Recherche von Fachinformationssystemen be-

reit. Eine Verbesserung des Geodatenaustau-

sches ist durch die Bereitstellung einer Vielzahl 

von Karten- und Downloaddiensten schon er-

reicht. 

4.3 Mitarbeit GDI-Initiative 

Seitens der SAKD besteht weiterhin Informati-

onsbedarf hinsichtlich der GDI und INSPIRE. 

Hierzu gehört neben der fachlichen Unterstüt-

zung und der Bereitstellung kurzer verständlicher 

Informationen vor allem ein Handlungsbedarf in 

der Koordinierung des Themas Metadaten zwi-

schen Kommune und Land. Weiterhin ist die 

Kommunikation über Anforderungen und pros-

pektive Entwicklung hinsichtlich der Basiskompo-

nenten förderlich. 

Mehr Kommunikation und die Aktivierung von Ar-

beitsgruppen würden die Zusammenarbeit  be-

hördenübergreifend verbessern. Daher dienen 

zusätzliche Veranstaltungen und Beratungen der 

SAKD dazu, um sich über Entwicklungen zur 

GDI-Sachsen zu informieren. Die Teilnahme an 

Veranstaltungen, wie z. B. das Sächsische GIS-

Forum oder der 5. GDI Workshop des GeoSN, 

nutzt die SAKD, um sich über Neuigkeiten zur 

GeoBaK und dem Umsetzungsstand INSPIRE 

sowie Nachrichten aus anderen Institutionen 

auszutauschen. 

Die SAKD thematisierte die Nutzung bestehen-

der Geobasiskomponenten (GeoBaK) zur Förde-

rung der kommunalen GDI. In Kooperation mit 

der GDI-Koordinierungsstelle wird der Wissens-

transfer zum Geodatenangebot des Freistaates 

Sachsen und dessen Nutzung für die kommunale 

Verwaltungspraxis angestrebt. 

Im Juli 2015 informierte die SAKD Kommunen 

über Nutzungsmöglichkeiten der GeoBaK bei ei-

nem Treffen des kommunalen Innovationsnetz-

werkes Sachsen. 
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4.4 Kommunale Nutzung 

GeoBaK/kommunale GDI  

Mit der Basiskomponente Geodaten steht eine 

zentrale Lösung im Bereich der Geodateninfra-

struktur im Freistaat Sachsen zur Verfügung. Die 

in diesem Zusammenhang angebotenen Leistun-

gen können von den Kommunen kostenfrei ge-

nutzt werden. 

Nach Gesprächen mit Kommunen wurde festge-

stellt, dass das geschaffene Geodatenangebot 

noch nicht ausreichend bekannt ist. Vor diesem 

Hintergrund hat die SAKD ein Konzept zur För-

derung der Nutzung der GDI-Sachsen-Kompo-

nenten entwickelt. Dabei wurden Kommunen 

ausgewählt und die Nutzungsmöglichkeiten der 

angebotenen Leistungen vor Ort vorgestellt. Zur 

besseren Veranschaulichung der Möglichkeiten 

ist geplant, verschiedene Kartenanwendungsbei-

spiele zu erstellen. In Kooperation mit dem GDI-

Servicezentrum wurden technische Anforderun-

gen gestellt. Die Umsetzung wird aufgrund des 

neuen Release des Geoportals „Sachsenatlas“ 

erst 2016 erfolgen. 

4.5 Weitere Arbeitskreise 

Arbeitsgruppe Sax4INSPIRE 

Im Juni 2015 organisierte der GeoSN einen 

Workshop der Projektgruppe Sax4INSPIRE zum 

Annex-Thema Schutzgebiete. Die SAKD infor-

mierte sich über den Sachstand und das weitere 

Vorgehen zur Umsetzung des Themas. Zusätz-

lich wurde anhand eines Phasenmodells die hie-

rarchische Organisation zur Umsetzung der wei-

teren INSPIRE-Themen präsentiert. 
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5 Standardisierung 

5.1 XFinanz – Standard zum 

Austausch finanzwirksamer 

Daten zwischen Fach- und 

Finanzverfahren 

Abb. 10: Logo des XÖV-Standards XFinanz 

Die Standardisierung des Datenaustausches 

zwischen IT-Verfahren hat in Zeiten der Digitali-

sierung zunehmende Bedeutung für die Effektivi-

tät und die Effizienz der öffentlichen Datenverar-

beitung. 

Seit Jahren steuert die SAKD das Projekt XFi-

nanz zur Erarbeitung und Weiterentwicklung des 

Datenaustauschstandards für Finanzdaten in der 

öffentlichen Verwaltung. Der Standard hat sich 

als XÖV-Standard mittlerweile etabliert und ist 

ein fester Bestandteil der bundesweiten Standar-

disierungslandschaft. 

XFinanz 3.0.1 und seine Weiterentwicklung 

Im Laufe seines Lebenszyklus hat der Standard 

bereits mehrere Versionen durchlaufen. Nach ei-

ner Reihe von erforderlichen Anpassungsarbei-

ten, welche insbesondere aus den gesammelten 

Erfahrungen der bisher realisierten Implementie-

rungsprojekte resultierten, liegt der Standard 

XFinanz nunmehr in der Version 3.0.1 vor. Veröf-

fentlicht wurde der Standard, wie alle XÖV-Stan-

dards, auf der zentralen Plattform, dem „XRepo-

sitory“, die im Auftrag des IT-Planungsrates ge-

schaffen wurde, um allen Interessierten die XÖV-

Standards zur Verfügung zu stellen.  

XFinanz 3.0.1 hat mit Datum vom 07.09.2015 of-

fiziell das Zertifikat zur Erlangung der XÖV-Kon-

formität erhalten. Damit wird dem Standard zum 

wiederholten Mal bestätigt, dass er den Zertifizie-

rungskriterien der XÖV-Standardisierungsinitia-

tive in vollem Umfang entspricht. 

XFinanz definiert eine universell einsetzbare, 

einheitliche Datenaustauschstruktur für die Inter-

aktion zwischen kommunalen Fachverfahren und 

dem zentralen Finanzverfahren. Er umfasst so-

wohl kamerale als auch doppische Anforderun-

gen und ist damit in allen Bereichen der öffentli-

chen Verwaltung zukunftssicher einsetzbar. 

Neben den klassischen Einsatzszenarien zum 

Datenaustausch zwischen Fachverfahren und 

HKR-Verfahren unterstützt XFinanz 3.0.1 auch 

die gesetzlichen SEPA-Anforderungen sowie 

den Datenaustausch zur Anlagenbuchhaltung. 

XFinanz wird kontinuierlich weiterentwickelt und 

angepasst. Ausgehend aus den Erfahrungen bei 

Implementierungsprojekten werden Erkennt-

nisse in neuen Versionen eingearbeitet und 

Probleme bei der Verfahrensanbindung mit dem 

Standard gelöst.  

Aktuell werden folgende Änderungen in den 

Standard eingearbeitet: 

 neue Nachrichten: nunmehr ist es möglich, 

das Zielverfahren nach spezifischen Codelis-

tenwerten anzufragen und frei definierbare 

Codelisten zu hinterlegen, 

 Codelistenerweiterung um neue, relevante 

Felder, 

 Anpassung von Attributen für eine Reihe von 

Elementen aufgrund rechtlicher oder Verfah-

rensanforderungen. 

Die neue Standardversion wurde im XRepository 

eingestellt und veröffentlicht. Interessierte und 

Nutzer können sich das UML-Modell und die 

XSD-Dateien über https://www.xrepository.de/ 

herunterladen und für mögliche Implementierun-

gen frei verwenden. 

Nach Fertigstellung der Spezifikation wird auch 

der Standard XFinanz 3.1.0 zur Zertifizierung der 

https://www.xrepository.de/
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XÖV-Konformität wieder bei der zuständigen 

Zertifizierungsstelle angemeldet. 

5.2 XAmtshilfe 

Zur Unterstützung von Vollstreckungshilfeersu-

chen im Zuge der Amtshilfe koordiniert die SAKD 

seit Anfang 2015 die Entwicklung eines einschlä-

gigen XÖV-Standards. Dieser neue Standard ba-

siert unmittelbar auf dem Standard XFinanz und 

ist eng an dessen Weiterentwicklung gekoppelt. 

Im Rahmen des Standardisierungsprojektes er-

folgen die semantische Definition und Bereitstel-

lung eines bundeseinheitlichen Standards für 

den Transport von Daten zu Amtshilfeersuchen 

als Grundlage der Normierung des Amtshilfever-

fahrens zwischen den Vollstreckungsverfahren 

und zu Finanzverfahren. 

Die Arbeitsgruppe, welche aus Vertretern der 

Verfahrenshersteller, des Fachverbandes der 

Kommunalkassenverwalter sowie der SAKD be-

steht, hat sich der Aufgabe gestellt, die fachliche 

Entwicklung des Standards nach den Vorgaben 

des XÖV-Handbuches 2.0 zu realisieren. 

Für eine praxisnahe Umsetzung der Anforderun-

gen der Vollstreckungsbehörden ist auch eine 

umfassende fachliche Zusammenarbeit mit be-

troffenen Anwendern erforderlich. 

Ziele sind dabei die Beherrschung des hohen In-

tegrationsbedarfes von Amtshilfeverfahren, die 

Sicherung der nachhaltigen Pflege und Wartung 

entsprechender Schnittstellen sowie die Fehler-

minimierung und Beschleunigung des Verfah-

rens sowie des erforderlichen Informationsaus-

tausches. 

Der Standard XAmtshilfe soll zukünftig die Basis 

für eine einfache elektronische Übermittlung von 

Daten für Vollstreckungshilfeersuchen im Wege 

der Amtshilfe entweder über ein zentrales Amts-

hilfeportal oder im direkten elektronischen Daten-

austausch erfolgen. 

Dafür werden bereits vorhandene Finanzdaten 

aus dem Standard XFinanz wiederverwendet 

und um notwendige, vollstreckungsrelevante Da-

ten ergänzt. Im Ergebnis entsteht ein universell 

einsetzbarer semantischer Fachdatenstandard, 

der alle Belange des Vollstreckungswesens ab-

deckt. 
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Abb. 11: Übersicht über die Nachrichten des 

Standards XAmtshilfe 

XAmtshilfe stellt ebenso wie XFinanz standardi-

sierte Nachrichten für unterschiedlichste Fach-

aufgaben zur Verfügung. So wurden bereits fol-

gende Nachrichten für: 

 Übermittlung Vollstreckungshilfeersuchen, 

 Änderung eines übermittelten Vollstre-

ckungshilfeersuchens, 

 Aussetzung eines übermittelten Vollstre-

ckungshilfeersuchens, 

 Rückgabe eines übermittelten Vollstre-

ckungshilfeersuchens, 

 Rücknahme eines übermittelten Vollstre-

ckungshilfeersuchens, 

 Information zu einem übermittelten Vollstre-

ckungshilfeersuchen, 

 Anfrage nach der Zuständigkeit einer Be-

hörde, 

 Antwort zur Anfrage nach der Zuständigkeit 

einer Behörde 

modelliert. 

Wie auch der Standard XFinanz wurde XAmts-

hilfe nach den Regeln des XÖV-Handbuches 2.0 

entwickelt und modelliert. Er besteht aus dem 

UML-Modell und den XSD-Dateien. Bestandteile 

des Modells und der XSD-Dateien sind der soge-

nannte Baukasten, in dem alle Elemente enthal-

ten und semantisch beschrieben sind, den Nach-

richten und den im Standard verwendeten Code-

listen. Weiterhin gehört die textliche Spezifikation 

zum Standard, welche sich noch in der Erarbei-

tung befindet. 

Der Standard XAmtshilfe wurde auf der letzten 

Sitzung der AG im März 2016 in der Version 1.0.0 

verabschiedet und im XRepository veröffentlicht. 

Interessierte und Nutzer können sich das UML-

Modell und die XSD-Dateien über 

https://www.xrepository.de/ herunterladen und 

für mögliche Implementierungen frei verwenden. 

Nach Fertigstellung der Spezifikation wird der 

Standard XAmtshilfe 1.0.0 zur Zertifizierung der 

XÖV-Konformität bei der zuständigen Zertifizie-

rungsstelle angemeldet. 

5.3 Projekt „E-Rechnung“ – ein 

Steuerungsprojekt des IT-

Planungsrates 

Mit der Richtlinie 2014/55/EU hat das Europäi-

sche Parlament beschlossen, für öffentliche Auf-

träge im Oberschwellenbereich von öffentlichen 

Auftraggebern den Empfang und die Verarbei-

tung elektronischer Rechnungen zu fordern. 

Dazu beschloss sie mit der Richtlinie auch die 

https://www.xrepository.de/
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Entwicklung und Einführung einer EU-weiten 

Norm für E-Rechnungen. 

Abb. 12: Semantisches Modell der Kernrechnung 

(Quelle: Entwurf EU-Norm) 
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Die Norm umfasst die sogenannten Kernele-

mente einer Rechnung, d. h. alle Elemente, wel-

che für den Empfang und die Verarbeitung einer 

Rechnung in allen Mitgliedsstaaten erforderlich 

sind. Ein entsprechender finaler Entwurf dieser 

Norm liegt bereits in einer deutschen Überset-

zung des DIN vor. 

Bund und Länder vertreten die Auffassung, die 

Normungsbestrebungen auch auf das Hauptge-

schäft, d. h. auch auf unterschwellige Aufträge 

auszuweiten, um Synergieeffekte und Einspar-

potenziale besser zu nutzen. Allerdings erfüllt die 

Norm auf Grund der Beschränkung allein auf die 

Kernelemente einer Rechnung nicht in jedem 

Fall die Anforderungen an einen derartigen um-

fassenden Einsatz.  

Es wurde daher festgestellt, dass für eine flä-

chendeckende Einführung ein nationaler Stan-

dard auf der Basis der EU-Norm erforderlich ist. 

Die Koordinierungsstelle für IT-Standards (Ko-

SIT) wurde beauftragt, eine Projektbeschreibung 

zu erarbeiten. Der IT-Planungsrat hat daraufhin 

auf seiner 18. Sitzung beschlossen, das Standar-

disierungsprojekt „E-Rechnung“ in den Aktions-

plan 2016 aufzunehmen, um so den Umset-

zungsverpflichtungen der EU-Richtlinie nachzu-

kommen. 

Ziel des Projekts ist es, die Anwendungsbereiche 

für elektronische Rechnungen gemeinsam zu be-

stimmen und verlässliche, bundesweit einheitli-

che Regelungen für Auftragnehmer der öffentli-

chen Verwaltung zu schaffen. 

Schwerpunkte sind dabei: 

 rechtliche Interoperabilität, 

 organisatorische Interoperabilität, 

 semantische/Syntaktische Interoperabilität, 

 technische Interoperabilität. 

Im Rahmen des Steuerungsprojektes sollen be-

reits bestehende Standards, wie der unter Feder-

führung der SAKD entwickelte XÖV-Standard 

XFinanz, der vom IT-Planungsrat als verbindli-

cher Standard der Verwaltung beschlossene 

Standard XVergabe sowie die durch die im Fo-

rum Elektronische Rechnung Deutschland 

(FeRD) entwickelte Lösung ZUGFeRD auf eine 

mögliche Nutzung und Weiterentwicklung unter-

sucht werden.  

Das Projekt einschließlich Erprobung, Umset-

zung und Dokumentation hat eine Laufzeit bis 

zum 31.12.2019. 

Zielstellungen dabei sind vor allem:  

 Regelungslücken und Gestaltungsspiel-

räume auf organisatorischer und technischer 

Ebene für eine fristgemäße, koordinierte und 

effiziente Umsetzung der EU-Richtlinie zu 

schließen, 

 Anforderungen der EU-Richtlinie in techni-

sche Lösungen zu überführen, 

 eine national verlässliche Lösung für öffentli-

che Auftraggeber und Dienstleister der Ver-

waltung zu schaffen. 

Im Ergebnis soll ein nationaler Standard XRech-

nung entstehen, welcher als Standard der öffent-

lichen Verwaltung durch deren strategischen 

Ziele und Anforderungen bestimmt wird und als 

offener Standard der Verwaltung lizenzfrei und 

unentgeltlich verwendbar, vollständig dokumen-

tiert und nachhaltig im Rahmen eines verlässli-

chen Betriebskonzeptes gepflegt wird. 

Das Steuerungsprojekt gliedert sich in drei Ex-

pertengruppen:  

 EG 1: Rechtliche / organisatorische Ausge-

staltung der E-Rechnung in Deutschland, 

 EG 2: Nationaler Standard XRechnung, 

 EG 3: Technische Ausgestaltung XRechnung 

in Deutschland. 

Die SAKD vertritt Sachsen in der EG 2, die fol-

gende Aufgaben realisiert: 

 Überführung der DIN-Norm in eine Spezifika-

tion der XRechnung, die für alle Anwender 

alle erforderlichen Informationen eindeutig 
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dokumentiert, eventuelle Inkonsistenzen auf-

klärt und Inhalte vervollständigt, 

 semantisches Modell für XRechnung, wel-

ches die Vorgaben der Norm konkretisiert, 

erweitert und Mehrdeutigkeiten beseitigt, 

 Anforderungen, die über eine Standard-

Rechnung hinausgehen (Extension der CEN 

"Core Invoice") sind auszugestalten und fest-

zulegen; ggf. Erweiterung des semantischen 

Modells für XRechnung, 

 Festlegung des Umgangs mit Codes und 

Codelisten, 

 Sicherstellung der Verarbeitbarkeit aller Syn-

taxen für das semantische Modell der Kern-

elemente und für Erweiterungen.  

Ergebnisse des Projektes sollen neben einer im 

Steuerungsprojekt erprobten technischen Spezi-

fikation auch Handlungsempfehlungen zur orga-

nisatorischen und rechtlichen Umsetzung bei öf-

fentlichen Auftraggebern sowie ein nachhaltiges 

Betriebskonzept zum Standard XRechnung sein. 

Damit soll das Steuerungsprojekt E-Rechnung 

die Voraussetzungen für eine termingerechte, 

koordinierte und effiziente Umsetzung der EU-

Richtlinie schaffen. 

5.4 XPlanung und XBau 

Abb. 13: Logo X-Bau 

Nach Aufnahme von XBau und XPlanung auf die 

Standardisierungsagenda des IT-Planungsrates 

im Jahre 2014 wurde eine Projektgruppe „Stan-

dardisierung elektronischer Kommunikation in 

der Bauverwaltung“ im Bereich der Fachkommis-

sion Bauaufsicht eingesetzt. Unter Federführung 

der Stadt Hamburg erarbeitete diese Projekt-

gruppe eine Bedarfsbeschreibung, in der die bei-

den Standards vorerst neutral beschrieben wur-

den. Hierzu zählen beispielsweise Dateninhalte 

und Nachrichten, die von den Standards trans-

portiert sowie Verfahren und Prozesse, die abge-

bildet werden sollen.  

Die SAKD ist Mitglied der Projektgruppe „Stan-

dardisierung elektronischer Kommunikation in 

der Bauverwaltung“. Eine Berichterstattung ge-

genüber dem Referat 53 – Bautechnik, Bauord-

nungsrecht des SMI erfolgt stetig. 

Die Projektgruppe stellte sich als wichtige Auf-

gabe, bereits bestehende Strategien, Projekte 

und Standards in ihrer Standardisierungsbestre-

bung zu berücksichtigen. Dazu zählen: 

 Nationale E-Government-Strategie (NEGS), 

 Nationale Geoinformations-Strategie 

(NGIS), 

 INSPIRE-Richtlinie, 

 Förderales Informationsmanagement (FIM), 

 XFall und XDomea, 

 Building Information Modeling (BIM). 

Abb. 14: Logo XPlanung 

Weiterhin erachtet die Projektgruppe als wesent-

lich, dass die Bereiche Planung und Bau auf-

grund ihrer gemeinsamen Berührungspunkte 

auch gemeinsam in der Standardisierungsbe-

strebung behandelt werden. So muss beispiels-

weise das Bauordnungsrecht (Bau) immer die 

sich aus dem Planungsrecht ergebenden Auswir-

kungen auf Bauvorhaben berücksichtigen. 

Voraussetzung für den 2016 angestrebten Be-

schluss des IT-Planungsrates ist der fachüber-

greifende Charakter beider Standards. Dieser 

wird im Rahmen der Beteiligungsverfahren bei-

der Fachbereiche deutlich, wo weitere zahlreiche 

Rechtsbereiche berührt werden. 
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Als Neuerung wird die Berücksichtigung der Ge-

ometrie und des Raumbezugs für beide Stan-

dards angestrebt, wodurch neue Potenziale im 

fach- und behördenübergreifenden Handeln er-

schlossen werden können. 

5.5 OSCI-XMeld 

OSCI-XMeld ist das bundesweit einheitliche Da-

tenaustauschformat des Meldewesens, welches 

insbesondere auch mit der Datenübermittlung an 

öffentliche Stellen des Bundes, dem länderüber-

greifenden Datenabruf öffentlicher Stellen, der 

Erteilung einfacher Melderegister im Wege des 

automatischen Abrufs sowie der Datenlieferung 

an zentrale Register für das KKM / SMR (vgl. 

hierzu auch Kap. 1 dieses Berichts) von Bedeu-

tung ist. 

Wegen der voranstehend beschriebenen Bedeu-

tung des Standards OSCI-XMeld für das KKM / 

SMR beteiligte sich die SAKD als ständiges Mit-

glied des bundesweit offenen Expertengremiums 

XMeld (EG XMeld) in den Vorjahren intensiv an 

der Weiterentwicklung des Datenformats OSCI-

XMeld. 

Im aktuellen Berichtszeitraum waren die Perso-

nalressourcen der SAKD jedoch weitgehend 

durch die notwendigen Anpassungen in Zusam-

menhang mit der Umsetzung der Anforderungen 

des BMG und SächsAGBMG sowie der damit 

einhergehenden Weiterentwicklung des KKM 

zum SMR gebunden. Daher musste im Jahr 2015 

die Teilnahme an den regelmäßigen Sitzungen 

des EG XMeld und die Mitarbeit an der diesbe-

züglichen Standardisierung stark reduziert wer-

den. 

5.6 Standardisierung von IT-

Lösungen zur Integrierten 

Vorgangsbearbeitung (IVB) 

Die SAKD hat entsprechend ihrer satzungsge-

mäßen Aufgabe der Koordinierung, Beratung 

und Beförderung von Projekten im Interesse der 

Kommunen sowie der Standardisierung von Lö-

sungen die Umsetzung von IVB-Projekten auf 

der Basis von IVB-Mustern weitergeführt. 

Die Aktivitäten folgten dem im Oktober 2012 vor-

gelegten Bericht „Standardisierendes IT-Anfor-

derungsmanagement mit VPlanung – Evaluie-

rungsbericht und Handlungsempfehlungen“. Hie-

rin wurde die aktuelle Situation im kommunalen 

E-Government dargestellt, die VPlanung anhand 

von Evaluierungsergebnissen positioniert, 

Hemmnisse und Erwartungen beschrieben sowie 

Schlussfolgerungen abgeleitet und Handlungs-

empfehlungen gegeben. Demnach war es erfor-

derlich, 

 die SAKD mit politischer Unterstützung als 

führenden (kommunalen) Akteur eines Ko-

operationsnetzwerks für standardisierendes 

IT-Anforderungsmanagement und Integrierte 

Vorgangsbearbeitung (IVB) aufzustellen 

(auch gegenüber dem Freistaat),  

 Projekte und Vorhaben mit verwaltungs- bzw. 

ebenenübergreifendem Ansatz durch die 

SAKD aktiv mit dem Ziel zu begleiten, Nach-

nutzungspotenzial zu erkennen und den Ver-

waltungen sowie dem Markt neutralisiert zur 

Verfügung zu stellen. 

Dabei haben wir uns u. a. die Ziele gesetzt, 

1. die Entwicklung einer verwaltungs- und ebe-

nenübergreifenden (kommunalen) Informa-

tionsinfrastruktur zu unterstützen,  

2. Konzepte für eine sinnvolle Trennung zwi-

schen verwaltungsübergreifenden Informati-

onsangeboten und Diensten („zentrale“ Da-

ten und Komponenten) und deren Nutzung in 

der verwaltungsspezifischen Vorgangsbear-

beitung (dezentraler IT-Einsatz und Daten-

nutzung) bereitzustellen, 

3. durch abgestimmte Kerndefinitionen zu den 

Verwaltungsverfahren (-leistungen), zur Vor-



 

            32             

gangsprotokollierung sowie zur Dokumen-

tenablage Blaupausen für integriertes Doku-

mentenmanagement zu liefern und 

4. durch Entwicklung und neutrale Beschrei-

bung von Daten- und Informationsdiensten 

sowie integrierter Online-Anwendungen 

Blaupausen für Diensteintegration und Onli-

nedienste („Apps“) zu liefern und dem Markt 

zu ermöglichen, dafür zielgerichtet Anwen-

dungen, Lösungen und Produkte zu entwi-

ckeln und zukunftssicher im kommunalen 

Markt zu platzieren.  

5.6.1 Reflektion der IVB-Projekte 

Aktuell in der Entwicklung befinden sich die IVB-

Projekte „Online-Gewerbedienst – elektronische 

Gewerbeanzeige“, „Online-Gewerbedienst – 

elektronische Weiterleitung“, „internetgestützte 

Kfz-Anmeldung“.  

Die Projekte machen folgendes deutlich: 

1. In allen Projekten wurden/werden durch die 

Anwendung der Prinzipien und Muster der 

IVB wesentliche konzeptionelle Impulse für 

die sinnvolle Trennung zwischen verwal-

tungsübergreifenden Informationsangeboten 

und Diensten (z. B. zentrale Anliegensklä-

rung und Antragsassistenten in der Basis-

komponente Antragsmanagement) und de-

ren Nutzung in der verwaltungsspezifischen 

Vorgangsbearbeitung (dezentraler integrier-

ter Einsatz der Fachverfahren und Dokumen-

tenmanagementsysteme) gegeben. Dabei 

wurden/werden die verschiedenen in den 

Kommunen existierenden Infrastrukturen be-

rücksichtigt und für Kommunen ohne ausrei-

chende IT-Infrastruktur Alternativen aufge-

zeigt (z. B. Bereitstellung eines Integrations-

dienstes für Kommunen ohne eigene Integ-

rationskomponente, Integration des E-Mail-

Systems für Nutzer ohne ausreichender 

Funktionalität im Fachverfahren). Dadurch 

werden in Sachsen flächendeckende E-

Government-Lösungen möglich. 

2. In den Projekten wurden/werden konkrete 

Datenaustauschszenarien definiert und um-

gesetzt (z. B. Nachrichtenszenarien zwi-

schen Antragsteller und zuständiger Gewer-

bebehörde, Weiterleitung von geänderten 

Gewerbeinformationen an Mitteilungsemp-

fänger). Dabei wurden oft auch über den un-

mittelbaren Projektanlass hinausgehende 

Szenarien vorgeschlagen (z. B. Mitteilung an 

Empfänger mit eigenem Datenbestand zu 

Gewerbebetrieben bzw. Betriebsstätten und 

Rückmeldung der Empfänger über fehlerhaf-

ten Anzeigestand zu Gewerbebetrieben bei 

den Gewerbebehörden). Dadurch wird eine 

nachhaltige Datenkonsolidierung in Sachsen 

möglich. 

3. In den Projekten wurden/werden Landesent-

wicklungen (z. B. BaK Antragsmanagement, 

Bezahlplattform, Handelsflächeninformati-

onssystem, Systeme der Wirtschaftsförde-

rung Sachsen) objektiv bewertet und Ent-

wicklungsanforderungen (z. B. Trennung 

zwischen verwaltungsunabhängiger Anlie-

gensklärung und bei Bedarf verwaltungsspe-

zifischen Antragsassistenten in der BaK An-

tragsmanagement) transportiert. Damit wird 

die breitere Nutzung, z. B. der BaK Antrags-

management, durch die Kommunen möglich. 

4. In den Projekten wurden/werden nicht die 

eingesetzte Software, sondern die Verwal-

tungsverfahren in den Mittelpunkt gestellt. 

Dabei werden die Anforderungen an die in 

den IVB-Mustern abgegrenzten Software-

komponententypen allgemeingültig und an 

die in den Kommunen eingesetzten Soft-

warekomponenten im Speziellen beschrie-

ben. Die konkreten Anforderungen (z. B. an 
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Gewerbefachverfahren zur Übernahme, Be-

handlung, Speicherung und Beantwortung 

von Nachrichten von Antragstellern) sind für 

die Nutzung bei der Zertifizierung von Pro-

dukten geeignet. 

5. In den Projekten wurden/werden neben den 

Fachintegrationen als unmittelbaren Projekt-

anlass stets die standardisierte Vorgangs-

protokollierung mit der Möglichkeit der indivi-

duellen Ausprägung durch die Kommunen 

betrachtet (z. B. Übergabe der Gewerbeak-

ten mit/ohne Kommunikation mit dem An-

tragsteller mit standardisierten Metadaten zu 

Vorgängen und Dokumenten aus den Ge-

werbefachverfahren und der Möglichkeit der 

individuellen Aktenbildung aus den standar-

disierten Metadaten bei der Ablage im Doku-

mentenmanagementsystem der Kommune). 

Dadurch werden die Voraussetzungen für 

ein umfassendes integriertes Dokumenten-

management und nachgelagerte Archivie-

rung geschaffen. 

6. In den Projekten wurden bisher im Wesentli-

chen Datenaustauschszenarien betrachtet 

und umgesetzt. Potentiale für die Integration 

von Diensten in Anwendungen (z. B. Validie-

rung von Dateneingaben in Antragsassisten-

ten mit Hilfe von Datendiensten) wurden bis-

her noch nicht umgesetzt. 

5.6.2 Rolle der SAKD in den IVB-

Projekten 

Die SAKD hat sich im Bereich der IVB als führen-

der kommunaler Akteur in Sachsen positioniert. 

Insbesondere durch die über die Kooperation mit 

dem SMI und aus dem FAG bereitgestellten Mit-

tel für die Umsetzung von E-Government-Lösun-

gen sind wir in der Lage, im Interesse aller Kom-

munen integrierte Lösungen mit verschiedenen 

Herstellern und kommunalen IT-Dienstleistern 

umzusetzen. 

Bei der Erstellung und Pflege der IVB-Muster hat 

sich aus den Projekten eine Zusammenarbeit mit 

dem Partner-Netzwerk Inno-Verwaltungsplan-

Transfer herausgebildet. In diesem offenen Netz-

werk arbeiten verschiedene Partner an der Ent-

wicklung und Anwendung der IVB-Muster zu-

sammen. Die SAKD achtet darauf, dass die Mus-

ter für alle Kommunen in Sachsen nutzbar sind. 

Die SAKD hat die Projekte mit begrenzter Kapa-

zität und sparsamer Unterstützung durch die Pi-

lotkommunen durchgeführt. 

Mit der verstärkten Einbindung weiterer Soft-

ware-Hersteller, der intensiveren Nutzung der in 

der SAKD aufgebauten Test- und Demonstrati-

onsinfrastruktur zur IVB und der breiteren Nut-

zung der Lösungen in den Kommunen ist hier 

eine kapazitative Erweiterung zur Wahrnehmung 

der Rolle der SAKD als koordinierende, prüfende 

und zertifizierende Stelle angeraten. 

5.6.3 Probleme und Hemmnisse 

Die Projekte werden zum Teil mit großen zeitli-

chen Verzögerungen umgesetzt. Hierbei sind die 

unterschiedlichen Projektvorgehensweisen in 

Entwicklungsprojekten (z. B. Entwicklung der 

BaK Antragsmanagement mit Hilfe der Pilotan-

wendung Online-Gewerbedienst durch das SMI) 

und Einführungsprojekten (Erwartung der Kom-

munen an out-of-the-box Lösungen) eine Ursa-

che. In Zukunft müssen Projektziele und Projekt-

pläne von Teilprojekten verbindlicher abgestimmt 

werden. 

Als weiteres Problem stellen sich existierende 

und nicht rechtzeitig erkannte bzw. abgebaute 

rechtliche Hindernisse heraus. In Zukunft muss 

darauf geachtet werden, dass diese Hindernisse 

rechtzeitig erkannt und ausgeräumt werden. 

Durch die zeitlichen Verzögerungen in den Pro-

jekten und die sich im Projekt oft erst ergebende 
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konkrete fachliche Spezifizierung der Umsetzung 

ist die finanzielle Projektplanung stark risikobe-

haftet. Hier wäre eine flexiblere Handhabung von 

Entwicklungsbudgets zur IVB wünschenswert. 

5.6.4 Ausblick 

Zur nachhaltigen Umsetzung und Betreibung 

möglichst flächendeckender IVB-Lösungen in 

den sächsischen Kommunen schlägt die SAKD 

ein Betriebskonzept vor, in dem die Rollen der 

verschiedenen am Entwicklungs- und Anwen-

dungsprozess Beteiligten definiert werden. 

Entscheidend für die Verbreitung der IVB-Lösun-

gen in den sächsischen Kommunen wird es sein, 

inwieweit es gelingt, einen IVB-Integrationsdienst 

als zentrale Servicekomponente im Kommunalen 

Datennetz (KDN) zur Verfügung zu stellen. In Be-

ratungen der Pilotkommunen, Landkreise und 

Großstädte zum Online-Gewerbedienst wurde 

der Aufbau eines solchen Dienstes für Kommu-

nen ohne eigene Integrationskomponente als 

präferierte Nutzungsoption zu IVB-Lösungen be-

nannt. 
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6 Projekte und Initiativen 

6.1 Umsetzungsstand INSPIRE 

INSPIRE ist ein Thema, dass weiterhin einen 

großen Informationsbedarf hat. Fehlendes Wis-

sen zu INSPIRE aber auch die Komplexität der 

Spezifikationen und Dokumente sowie Hinder-

nisse der Verwaltung sind als Gründe zu nennen.

Die SAKD nutzt den Arbeitskreis KomGeoSAX, 

um über INSPIRE zu informieren. 

Die Arbeitsgruppe Sax4INSPIRE unterstützt die 

geodatenhaltenden Stellen bei der Umsetzung 

der Richtlinie. Die Herstellung von INSPIRE-Da-

tensätzen ist in sechs Phasen gegliedert. Eine 

Übersicht zum Umsetzungsstand in Sachsen 

zeigt folgende Tabelle. 

Abb. 15: Umsetzung von INSPIRE im Freistaat Sachsen 

(Sax4INSPIRE) Quelle: GeoSN 

Nr. Datenthema 1 Bereitstel-

ler des Da-

tensatzes 

Status Geplanter 

Termin 

Verpflich-

tung 

INSPIRE 

1  Koordinatenreferenzsysteme  BKG 4  -  -  23.11.2017  

2  Geografische Gittersysteme  GeoSN  Phase 1  offen  23.11.2017  

3  Geografische Bezeichnungen  GeoSN  in Betrieb  -  23.11.2017  

4  Verwaltungseinheiten  GeoSN  Phase 6  12/2015  23.11.2017  

5  Adressen  GeoSN  in Betrieb  -  23.11.2017  

6  Flurstücke  GeoSN  in Betrieb  -  23.11.2017  

7  Verkehrsnetze  offen  Phase 1  2016  23.11.2017  

8  Gewässernetz  offen  Phase 1  2016  23.11.2017  

9  Schutzgebiete  GeoSN  Phase 6  03/2016  23.11.2017  

10  Höhe  GeoSN  Phase 4  03/2016  21.10.2020  

11  Bodenbedeckung  offen  offen  offen  21.10.2020  

12  Orthofotografie GeoSN  Phase 4  03/2016 

12/2015  

21.10.2020  

13  Geologie  offen  Phase 1  offen  21.10.2020  

14  Statistische Einheiten  GeoSN  Phase 1  offen  21.10.2020  

15  Gebäude  GeoSN  Phase 4  03/2016  21.10.2020  

16  Boden  offen  offen  offen  21.10.2020  

17  Bodennutzung  offen  Phase 1  offen  21.10.2020  

18  Gesundheit und Sicherheit  offen  Phase 1  offen  21.10.2020  

19  Versorgungswirtschaft und staatliche 

Dienste  

offen  Phase 1  offen  21.10.2020  

20  Umweltüberwachung  offen  offen  offen  21.10.2020  

21  Produktions- und Industrieanlagen  offen  offen  offen  21.10.2020  

22  Landwirtschaftliche Anlagen und Aqua-

kulturanlagen  

offen  offen  offen  21.10.2020  

23  Verteilung der Bevölkerung (Demografie)  offen  Phase 2  03/2016  21.10.2020  

24  Bewirtschaftungsgebiete, Schutzgebiete, 

geregelte Gebiete und Berichterstat-

tungseinheiten  

offen  offen  offen  21.10.2020  

25  Gebiete mit naturbedingten Risiken  offen  Phase 1  offen  21.10.2020  

26  Atmosphärische Bedingungen  offen  offen  offen  21.10.2020  

27  Meteorologisch-geografische Kennwerte  offen  offen  offen  21.10.2020  

28  Biogeografische Regionen  offen  offen  offen  21.10.2020  

29  Lebensräume und Biotope  offen  offen  offen  21.10.2020  

30  Verteilung der Arten  offen  offen  offen  21.10.2020  

31  Energiequellen  offen  Phase 1  offen  21.10.2020  

32  Mineralische Bodenschätze  offen  Phase 1  offen  21.10.2020  
1 Die Datenthemen „Ozeanografisch-geografische Kennwerte“ und „Meeresregionen“ sind für das Gebiet Sachsens nicht relevant.  
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6.2 Elektronische 

Langzeitspeicherung und 

Archivierung 

Die in der Novembersitzung 2014 des Organisa-

tions- und Finanzausschusses des SSG geführte 

Diskussion zur Betriebs- und Organisationsun-

tersuchung für ein kommunales elektronisches 

Archiv verdeutlichte, dass die Notwendigkeit, mit 

der Errichtung eines elektronischen Archivs zeit-

nah zu beginnen, den meisten Teilnehmern nicht 

bewusst war. Daraufhin erfolgte eine Überarbei-

tung der Betriebs- und Organisationsuntersu-

chung für ein kommunales elektronisches Archiv, 

welche die nächsten Schritte sowie anstehende 

notwendige Entscheidungen deutlich heraus-

stellt. 

Im März 2015 legte die SAKD die finalisierte Fas-

sung der „Betriebs- und Organisationsuntersu-

chung für ein kommunales elektronisches Archiv“ 

den Spitzenverbänden vor. Für die konsequente 

Verfolgung des Themas sind aus Sicht der SAKD 

von diversen Akteuren kurzfristige und strategi-

sche Entscheidungen zu treffen bzw. Ergebnisse 

vorzulegen. Dies betrifft besonders die Punkte: 

 Positionierung der Landesverbände zu die-

sem Thema, 

 Leitungsstruktur des Projektes, 

 Sicherstellung der Finanzierung, 

 Zusammenarbeit mit dem Freistaat (Staats-

archiv und SID), 

 Erarbeitung der Fachkonzeption durch eine 

zu bildende Projektgruppe. 

Die kommunalen Landesverbände haben auf der 

Grundlage dieses Konzepts im Rahmen der 

Landtagsanhörung zum Neunten Gesetz zur Än-

derung des Sächsischen Finanzausgleichgeset-

zes durchgesetzt, dass ein neuer Bedarfszuwei-

sungstatbestand in das Gesetz aufgenommen 

wurde. In das am 29. April 2015 verabschiedete 

Gesetz ist der neue Bedarfszuweisungstatbe-

stand „Aufbau eines elektronischen Archivs“ ein-

geführt worden. 

Am 26. Mai hat sich der IT-Kooperationsrat mit 

der Zusammenarbeit zwischen den Kommunen 

und dem Freistaat Sachsen im Bereich der elekt-

ronischen Archivierung befasst. Die Geschäfts-

stellen der kommunalen Landesverbände wur-

den beauftragt, einen Projektauftrag zu erstellen 

und dem IT-Kooperationsrat zur Entscheidung 

vorzulegen. Die Betrachtung möglicher Zusam-

menarbeitsformen zwischen staatlicher und kom-

munaler Seite soll Gegenstand des Projektes 

sein.  

Die Führung und Steuerung des Projektes „kom-

munales elektronisches Archiv“ erfolgt nun durch 

den SSG. Dazu wurde am 24. August die AG 

„Gemeinsames elektronisches Archiv“ und am 

8. September die UAG „Gemeinsames elektroni-

sches Archiv“ gegründet, in welchen die SAKD 

vertreten ist. 

In seiner Sitzung am 28. September 2015 hat der 

IT-Kooperationsrat den Projektauftrag für das 

Teilprojekt „Betrachtung möglicher Zusammenar-

beitsformen zwischen staatlicher und kommuna-

ler Seite“ mit der Erweiterung „Möglichkeiten der 

interkommunalen Zusammenarbeit zu prüfen“ 

beschlossen. 

Die UAG brachte zu der am 15. Dezember 2015 

durchgeführten Sitzung der AG „Gemeinsames 

elektronisches Archiv“ die Vorlage „Qualifizierung 

der archivfachlichen und rechtlichen Kriterien für 

den Betrieb eines gemeinsamen elektronischen 

Archivs“ ein. In einem ersten Teil werden die ar-

chivfachlichen und rechtlichen Anforderungen 

anhand der einzelnen Arbeitsabläufe der elektro-

nischen Archivierung in einem kommunalen 

elektronischen Archiv betrachtet. Der zweite Teil 

geht auf die möglichen Kooperationsmöglichkei-

ten ein und stellt deren rechtliche Umsetzbarkeit 

dar. Um Rechtssicherheit zu den aufgezeigten 

Kooperationsmöglichkeiten zu erhalten, wird das 

SMI um Prüfung und Stellungnahme gebeten. 

Mit Schreiben vom 14. Dezember 2015 infor-

mierte das SMI zur von der SAKD initiierten An-

frage zu den konkreten Nutzungsbedingungen 
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für die Software des E-Archivs und einer mögli-

chen Zusammenarbeit mit dem SID. 

Der derzeit erreichte Arbeitsstand lässt noch 

keine Prognose zu, ab wann voraussichtlich ein 

funktionsfähiges elektronisches Archiv den Kom-

munen in Sachsen bereitstehen wird. 

6.3 GDI-Projekt: Integriertes 

Informationsmanagement 

unter Nutzung des 

Fachstandards XPlanung 

In der Stadtverwaltung Kamenz ist es gelungen, 

auch nach Abschluss des Förderprojektes Geo-

portal Kamenz eine fortlaufende Anwendung des 

Standards XPlanung zu erreichen. So wird jeder 

neue Bauleitplan auf Basis von XPlanung im Ge-

oportal der Stadt publiziert. 

In den Landkreisen Bautzen und Meißen wurden 

gemeinsam mit den Landkreisen, ausgewählten 

Kommunen und Planungsbüros Workshops zum 

Thema XPlanung durchgeführt. Besonderes Au-

genmerk lag dabei auf der praxisnahen De-

monstration, angefangen von der Erstellung im 

CAD, über die Validierung des XPlanGML-Er-

gebnisses bis hin zur Publikation des Bauleitpla-

nes im Geoinformationssystem des Landkreises. 

Fachliche und technische Fragen konnten somit 

beantwortet und die Akzeptanz auf Fachebene 

erhöht werden. 

6.4 Online-Gewerbedienst 

Sachsen (OGW) 

6.4.1 OGW – elektronische 

Gewerbeanzeige 

2014 beschloss das SMI, als neue Basiskompo-

nente auf der E-Government-Plattform ein On-

line-Antragsmanagement (BaK AM) zu beschaf-

fen und einzuführen. Als Pilotanwendung wurde 

der Online-Gewerbedienst (OGW) mit den An-

tragsverfahren der An-, Um- und Abmeldungen 

von Gewerbebetrieben ausgeschrieben. 

Im Online-Antragsmanagement werden die Ge-

werbeanzeigen durch Bürger und Unternehmen 

mit Hilfe eines Antragsassistenten eingegeben 

und zusammen mit den geforderten Anlagen an 

das zuständige Gewerbeamt (GA) gesendet. Die 

Bestätigung der Anzeige, den Kostenbescheid 

und andere Nachrichten bekommen die Anzei-

genden dann in der Online-Antragsplattform zu-

gestellt. 

Die kommunalen GA sollten bei der Nutzung des 

OGW als Eingangs- und Kommunikationskanal 

für Gewerbeanzeigen ursprünglich zwischen drei 

Nutzungsvarianten wählen können: 

1. Integrative Nutzung des OGW über kommu-

nale IT-Verfahren (Verfahrensschnittstellen), 

2. Direkte Nutzung des OGW (Nutzerkonto in 

Antragsplattform), 

3. Indirekte Nutzung des OGW über Verfah-

rensmanager (E-Mail-Kommunikation). 

Die SAKD arbeitete in der zentralen Projektorga-

nisation zum Aufbau der Komponente mit, wobei 

ihr Schwerpunkt bei der Integration der kommu-

nalen Infrastruktur lag. 

Aktivitäten des Freistaats zur Entwicklung eines 

mobilen Prototypen für die CeBIT verzögerten 

die eigentliche Entwicklung der OGW-Anwen-

dung. Nach aktualisierter Projektplanung wollte 

der Freistaat das Online-Antragsmanagement 

als neue Basiskomponente auf der E-Govern-

ment-Plattform im September in Betrieb nehmen. 

Erster Pilotanwender sollte mit dem Online-Ge-

werbedienst (An-, Um- und Abmeldungen von 

Gewerbebetrieben) die SV Borna sein. 
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In 2015 ist die Installation des Produktivsystems 

erfolgt und es fanden erste Abnahmetests statt. 

Eine Produktivsetzung konnte noch nicht erfol-

gen. Dazu gab es noch ungelöste fachliche und 

rechtliche Probleme. Außerdem wurden neben 

dem OGW zwei weitere Verwaltungsverfahren 

(elektronische Bohranzeige und internetbasierte 

Kfz-Zulassung) in Angriff genommen, die seitens 

des Freistaats höher priorisiert waren. 

6.4.2 Kommunales Einführungsprojekt 

OGW – elektronische 

Gewerbeanzeige 

Die SAKD wurde beauftragt, die integrierte Nut-

zung des OGW über kommunale IT-Verfahren zu 

koordinieren und führt dazu ein kommunales Ein-

führungsprojekt OGW kommunal durch.  

Die Herausforderung von OGW kommunal be-

steht darin, dass die Stadt- und Gemeindever-

waltungen unterschiedliche kommunale Informa-

tionsinfrastrukturen betreiben bzw. nutzen. Dazu 

gehören ca. 10 verschiedene Gewerbefachver-

fahren/Gewerberegister, verschiedene Akten-, 

Vorgangs- bzw. Dokumentenverwaltungssys-

teme sowie Informationskomponenten zur Da-

tenintegration und Kommunikationssysteme. 

Das Spektrum der Kommunikationssysteme und 

Zugangskanäle reicht von Komponenten der E-

Government-Plattform, über OSCI-Infrastruktu-

ren bis hin zur einfachen E-Mail- oder FAX-Kom-

munikation. 

Außerdem nutzen einige GA bereits örtliche On-

line-Gewerbedienste. Diese unterschiedlichen 

Implementierungen der Online-Antragsverfahren 

sind meist herstellerspezifisch auf das jeweilige 

Fachverfahren ausgerichtet, formularbasiert (u. 

a. mit Hilfe der Basiskomponente Formularser-

vice) oder nutzen eigene Fallmanagementsys-

teme.  

Für die Akzeptanz von OGW kommunal ist ent-

scheidend, wie es gelingt, die vorhandenen kom-

munalen Informationsinfrastrukturen so zu quali-

fizieren, dass eine Online-Antragstellung sowohl 

zentral (einheitlicher Zugang) als auch bei Bedarf 

örtlich (vergleichbarer Zugang) integriert durch-

geführt werden kann. Um dies zu erreichen, ist 

es notwendig, den Schwerpunkt auf die Erarbei-

tung von Integrationsszenarien inklusive der An-

wendung von Integrationsstandards zu legen.  

Die von der SAKD erarbeitete fachliche Zielkon-

zeption für OGW kommunal – Gewerbeanzeige 

sieht die medienbruchfreie Integration der zent-

ralen und örtlichen Online-Antragstellung in die 

kommunalen IT-Verfahren (z. B. Gewerbefach-

verfahren und Aktenverwaltungssysteme) über 

kommunale IVB-Integrationskomponenten („Da-

tendrehscheiben“) vor. Die kommunalen Integra-

tionskomponenten unterstützen dabei verschie-

dene Kommunikationsoptionen (u. a OSCI) und 

Datenaustauschformate. Die erforderlichen Da-

tentransformationen werden gesteuert durch 

IVB-Konvertierungsregeln, die den einzelnen In-

stallationen über ein zentrales Regeldepot zur 

Verfügung gestellt werden. 
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Abb. 16: Zielstruktur zur Integration von Kompo-

nenten in OGW kommunal – Gewerbeanzeige 

Die Herstellung ausführbarer organisationsspezi-

fischer IVB-Konvertierungsregeln erfolgt schritt-

weise aus den IVB-Mustern. Die IVB-Muster um-

fassen neben den Kerndefinitionen zu den Ver-

waltungsverfahren die IVB-Anwendungsmodelle 

für die möglichen Nachrichtenszenarien, mögli-

che Nachrichtenformate, allgemeingültige IVB-

Konvertierungsregeln und die Konfigurations-

möglichkeiten. Diese werden von dem Entwick-

lungs- und Anwendernetzwerk Inno-Verwal-

tungsplan-Transfer bereitgestellt. 

In einem IVB-Konfigurationsportal können so-

wohl für die eingesetzten Software-Produkte als 

auch für die anwendenden Organisationen fach-

liche und technische Konfigurationen vorgenom-

men werden. Im Ergebnis werden organisations-

spezifische IVB-Konvertierungsregeln zur Aus-

führung in den IVB-Integrationskomponenten 

(„Datendrehscheiben“) bereitgestellt. 

Die Interpretation der Regeln übernimmt dabei 

ein in der IVB-Integrationskomponente verwen-

deter IVB-Prozessor. 
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Abb. 17: Entwicklung und Nutzung von IVB-

Konvertierungsregeln 

Am Projekt OGW kommunal sind beteiligt: 

 11 Pilotkommunen (SV Borna, SV Flöha, SV 

Machern, SV Meerane, SV Meißen, SV Oels-

nitz/Erz., SV Olbernhau, SV Plauen, SV 

Wilsdruff, SV Wurzen, SV Zwickau), 

 die Hersteller der in Sachsen eingesetzten 

10 Gewerbefachverfahren, 

 die Hersteller der 3 im Projekt betrachteten 

Dokumentenmanagementsysteme, 

 Dienstleister zu den weiteren im Projekt ein-

gesetzten Software-Produkten. 

6.4.3 Projektstand / Aktivitäten 

Der Schwerpunkt lag zunächst bei der Entwick-

lung und dem Test der Integrationslösung auf der 

Basis der bereitgestellten und gepflegten IVB-

Muster mit den in der SV Borna eingesetzten 

Softwarekomponenten. 

Die SAKD hat dazu eine Demonstrations- und 

Testumgebung mit den IT-Infrastrukturkompo-

nenten der SV Borna aufgebaut, die auch als  

Testumgebung für die Hersteller der anderen IT-

Verfahren genutzt wird. 

Die Lösung wurde in die Produktivumgebung der 

SV Borna überführt. Eine Produktivsetzung der 

Lösung konnte aufgrund der Verzögerungen bei  

 

 

der Inbetriebnahme der Antragsplattform in 2015 

nicht erfolgen. 

Parallel wurden erste Gespräche zur Umsetzung 

mit weiteren Herstellern geführt und Realisierun-

gen vereinbart. Diese Umsetzungen werden 

nach der erfolgreichen Inbetriebnahme der Lö-

sung in der SV Borna realisiert. 

Den Pilotkommunen wurde in einem Workshop 

die Lösung vorgestellt. Dabei wurden eine Reihe 

von Änderungsanforderungen – insbesondere an 

den Antragsassistenten der BaK AM – kommuni-

ziert, die entsprechend umgesetzt wurden. 

6.4.4 OGW kommunal – elektronische 

Weiterleitung 

Um das Ausrollen der OGW-Lösung zur Gewer-

beanzeige zu befördern und der Interessenlage 

der Kommunen gerecht zu werden, hat sich die 

SAKD auch verstärkt dem Thema der Weiterlei-

tung der Gewerbeanzeigen an die Weiterlei-

tungsempfänger gewidmet. Die elektronische 

Umsetzung der Informationspflichten nach 

GewO ist für die Kommunen verpflichtend. Die 

SAKD hat deshalb die zweite Stufe von OGW 

kommunal als Gemeinschaftsprojekt zur Reali-

sierung der Weiterleitung von Gewerbeanzeigen 

bzw. Gewerbeinformationen in allen Kommunen 
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in Sachsen auf der Basis des Lösungsansatzes 

von OGW kommunal (Gewerbeanzeige) vorbe-

reitet und hierzu in Abstimmung mit dem SMWA 

und dem SMI Mittel aus dem FAG beantragt. Im 

Projekt sollen auch weitere Mehrwerte, wie die 

regelbasierte Beschickung der elektronischen 

Akte, des Branchenverzeichnisses, des Handels-

flächeninformationssystems und des Kommuna-

len Wirtschaftsinformationssystems in 2016 re-

alisiert werden. 

Abb. 18: Umsetzung von OGW kommunal 

– elektronische Weiterleitung 

6.4.5 Ausblick 

In 2016 soll nach der Produktivsetzung der SV 

Borna die Umsetzung von OGW kommunal – Ge-

werbeanzeige in weiteren Pilotkommunen erfol-

gen. Mit der Umsetzung von OGW kommunal – 

elektronische Weiterleitung und dem damit ver-

bundenen Aufbau eines IVB-Integrationsdiens-

tes für Kommunen ohne eigene Integrationskom-

ponente wird ein Ausrollen der OGW-Lösungen 

auf alle Kommunen möglich. 
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6.5 Antragsbasierte Integrierte 

Vorgangsbearbeitung (AIVB 

kommunal) 

Aus der Diskussion der Innovationskommunen 

hat die SAKD Projekte zur antragsbasierten IVB 

unter Nutzung von IVB-Mustern und IVB-Integra-

tionskomponenten vorgeschlagen. 

Konkret wird die Umsetzung verschiedener In-

tegrationsszenarien an drei ausgewählten Bei-

spielen angestrebt. Dabei soll die Nutzung eines 

einheitlichen Basis-Antragsmanagements (Fall-

management für Bürger und Unternehmen in 

Sachsen, Bürgerkonto) mit Hilfe der BaK An-

tragsmanagement und 

 der Integration in kommunale Homepages, 

 unter Nutzung zentraler Dienste für Bezahl-

funktionen und temporäre Identifikation 

(nPA), 

 der Umsetzung mit Bordmitteln des Basis-

Antragsmanagements, 

 der Umsetzung mit externen Formular- / An-

tragsassistenten, 

 der Umsetzung mit externen Antragsporta-

len, 

 der Nutzung von einheitlichen Kommunikati-

onskanälen zwischen Basis-Antragsma-

nagement und kommunaler Informationsin-

frastruktur, 

 der standardisierten, regelbasierten Integra-

tion in kommunale IT-Anwendungen 

- Dokumentenmanagementsystem, 

- E-Mail-System, 

- HKR-Verfahren, 

- GIS 

erfolgen. 

Als Teilprojekte wurden benannt: 

 AIVB – Brauchtumsfeuergenehmigung, 

 AIVB – Baumfällgenehmigung, 

 AIVB – Leitungsauskunft. 

Angestrebt werden Synergien aus der Umset-

zung des IVB-Projektes zum Online-Gewerbe-

dienst. 
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Abb. 19: IVB-Integration mit BaK Antrags-

management im Online-Gewerbedienst 

Abb. 20: IVB-Integration mit BaK Antrags-

management zur antragsbasierten IVB 
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6.6 Internetbasierte Kfz-

Zulassung (i-Kfz) 

Nach den Beschlüssen der zuständigen kommu-

nalen Gremien wird in Sachsen die internetba-

sierte Fahrzeugzulassung (i-Kfz) als Gemein-

schaftslösung aller Kfz-Zulassungsstellen mit 

Hilfe der Basiskomponenten der E-Government-

Plattform umgesetzt. 

Die Umsetzung von i-Kfz erfolgt in drei Stufen, 

die durch bundesweite Vorgaben bestimmt sind: 

 Stufe 1: Online-Außerbetriebsetzung 

Diese ist seit 01.01.2015 verpflichtend. Da-

bei kann ein zentrales Portal beim Kraftfahrt-

Bundesamt (KBA) als Übergangslösung ge-

nutzt werden. 

Es wird in Sachsen eine Lösung mit BaK An-

tragsmanagement angestrebt. 

 Stufe 2: Wiederzulassung auf denselben 

Halter 

Diese ist voraussichtlich 2016 verpflichtend. 

Eine Realisierung ist nur durch dezentrale 

Portale möglich. 

Es wird in Sachsen eine Lösung mit BaK An-

tragsmanagement angestrebt. 

 Stufe 3: Neuzulassung, Umschreibung, Wie-

derzulassung ohne Reservierung des Kenn-

zeichens 

Eine Realisierung ist nur durch dezentrale 

Portale möglich. Es wird in Sachsen eine Lö-

sung mit BaK Antragsmanagement ange-

strebt. Zum Realisierungszeitraum gibt es 

noch keine Aussagen. 

Die SAKD hat zur Umsetzung von i-Kfz Mittel aus 

dem FAG bewilligt bekommen, die die Umset-

zung der Stufe 1 ermöglichen und die Stufen 2 

und 3 vorbereiten. 

Wegen der zeitkritischen Umsetzung der Stufe 1 

„Online-Außerbetriebsetzung“ wird im Projekt die 

Stufe 1 zunächst als reine Portallösung (Stufe 

1a) realisiert, die die gesetzlichen Anforderungen 

erfüllt, ohne die Möglichkeiten der kommunalen 

und freistaatlichen E-Government-Infrastruktur 

auszuschöpfen. 

Die Stufe 1a umfasst die Realisierung mit der Ba-

siskomponente Antragsmanagement (BaK AM) 

unter weitgehender Nutzung der technischen In-

frastruktur des KBA sowie der beteiligten Kom-

munikationspartner. In Stufe 1a erfolgt die An-

tragstellung in einem konfigurierten Antragsver-

fahren der BaK AM. Eingebunden werden die Ba-

siskomponenten Temporäre Identifikation (nPA), 

Zahlungsverkehr (BaK ZV) und das Verfahren-

sauskunftssystem (BaK Amt24) sowie die vom 

KBA bereitgestellten i-Kfz-Webservices. Die 

kommunale Informationsinfrastruktur bleibt ge-

genüber der bisherigen Nutzung der Portale des 

KBA bzw. von anderen Herstellern weitestge-

hend unverändert. 

Die Umsetzung der Stufe 1a erfolgte im Teilpro-

jekt i-Kfz Online-Antragsmanagement, das vom 

SMI verantwortet wird. Die Lösung ist umgesetzt. 

Gegenwärtig finden verschiedene Abnahmetests 

statt. 

Die SAKD beginnt in 2016 mit der Konzipierung 

und Umsetzung der Stufe 1b Außerbetriebset-

zung (Integrierte Lösung). 

Auch in Stufe 1b erfolgt die Antragstellung in der 

BaK AM. Im Weiteren erfolgt die Kommunikation 

mit der Zulassungsstelle (Kommune) über einen 

einheitlichen Kommunikationskanal BaK AM  

OSCI-Infrastruktur  Middleware („Datendreh-

scheibe“)  Kommunalsoftware. Dieser Kom-

munikationskanal wird auch für den Bescheidver-

sand und in den weiteren Umsetzungsstufen 2 

und 3 für die Kommunikation im Vorgangsbear-

beitungsprozess genutzt. Ebenso wird ein ein-

heitlicher Kommunikationskanal für den Zah-

lungsverkehr BaK ZV  OSCI-Infrastruktur  

Middleware  Kommunalsoftware aufgebaut. 

Über die Middleware werden die verschiedenen 

Fach-Systeme mit der Vorgangsbearbeitung so 

verknüpft, dass jede Software (im Wesentlichen) 

nur noch eine Schnittstelle hat, die zur kommu-

nalen Middleware. 
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Mit der Umstellung von i-Kfz auf einheitliche 

Kommunikationswege und der Umsetzung 

einer integrierten Aktenführung im Doku-

mentenmanagementsystem (DMS) werden 

in der Stufe 1b weitere Komponenten des E-

Government integriert. 

6.7 Elektronisches 

Straßenkataster 

Die Erkenntnisse im Rahmen der Bedarfs-, 

Nutzen- und Potenzialanalyse zum Projekt 

Elektronisches Straßenkataster resultieren 

aus folgenden methodischen Vorgehenswei-

sen: 

 konsultative Befragungen in sächsi-

schen Behörden und in der privaten Wirt-

schaft, 

 Online-Umfrage unter den sächsischen Ge-

meinden, 

 Workshop mit Interessensträgern, 

 Literaturrecherchen, 

 Austausch mit dem Projekt Kommunales 

Straßenverzeichnis aus Mecklenburg-Vor-

pommern. 

Dabei wurden alle Straßenklassen, Baulastträger 

sowie verschiedenste Sichtweisen wie: 

 die logische Straße als Straßennetz, 

 die geometrische Straße als Flächenobjekt, 

 die Straße als Anlagevermögen, 

 die rechtliche Straße mit Nachweis im Stra-

ßenbestandsverzeichnis oder auch 

 die Ableitung von Adressinformationen sowie 

 die Ableitung von routingfähigen INSPIRE-

Daten 

berücksichtigt.  

Abb. 21: Verknüpfung von Gemeindenetz und 

klassifiziertem Straßennetz  

Diese umfängliche Betrachtungsweise, auch un-

ter Berücksichtigung bestehender Register, 

Standards und paralleler Bestrebungen erwies 

sich als ausgesprochen schwierige „Puzzlear-

beit“. Aber genau darauf zielte der Projektauftrag 

aus – auf das Identifizieren von Schnittmengen 

unterschiedlicher Fachbereiche, wie Straßen-

bau, Vermessung, Finanzen, Stadtplanung, Lie-

genschaften, Statistik und Geoinformation. 

Abb. 22: Aufnahme des Anlagevermögens 

Straße durch Befahrung 
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Die Untersuchungen zur Bedarfsanalyse konn-

ten weitestgehend im Jahr 2015 abgeschlossen 

werden, die Finalisierung und Dokumentation er-

folgt 2016. 

6.8 Datenaustausch 

Finanzverwaltung – 

Kommunen (elektronische 

Messbetragsübermittlung) 

Im Jahr 2015 konnte die Anzahl der an der Pilo-

tierung teilnehmenden Kommunen auf vier  

KISA-, zwei H&H- und einen AKDB-Anwender er-

weitert werden. 

Das Landesamt für Steuern und Finanzen lud die 

am elektronischen Datenaustausch teilnehmen-

den Kommunalverwaltungen im September 2015 

zu einem Erfahrungsaustausch ein, um die in der 

Praxis gewonnenen Erfahrungen untereinander 

auszutauschen. Besonders von den großen Pi-

lotkommunen wurden eine Reihe von Ände-

rungsanforderungen eingebracht. 

Von Seiten des LSF wird dazu auf folgende Situ-

ation verwiesen: Das Verfahren zum Datenträ-

geraustausch Gewerbesteuer ist ein Verfahren, 

welches vom Land Bayern programmiert wurde 

und auch dort genutzt wird. Die Nutzung des Pro-

grammes steht den anderen Ländern frei. Pfle-

geleistungen bzw. Weiterentwicklungen des Pro-

grammes durch Bayern erfolgen auf freiwilliger 

Basis. Konkrete Ansprüche Sachsens in Bezug 

auf Weiterentwicklung und Pflege des Program-

mes bestehen nicht. Im Rahmen einer Länderab-

frage wurde festgestellt, dass sechs Bundeslän-

der Messbetragsdaten an die Kommunen über-

mitteln. Daraufhin wurde beschlossen, ein ein-

heitliches Verfahren, basierend auf den länder-

übergreifenden einheitlichen Finanzverfahren 

(EOSS-Verfahren) zu entwickeln. Mit den Ent-

wicklungsarbeiten wurde im Sommer 2015 be-

gonnen. Als voraussichtlicher Fertigstellungster-

min wird der 31. Dezember 2017 angestrebt. Für 

das dann verfügbare Verfahren besteht Anspruch 

auf Pflege (Fehlerbehebung, ggf. Anpassung an 

geänderte rechtliche Rahmenbedingungen). Die 

durch Pilotkommunen gemachten Anregungen 

werden im Rahmen der Entwicklung des neuen 

Verfahrens berücksichtigt. 

Auf Grund der vorher dargestellten Situation ist 

die Aufnahme weiterer Pilotierungsteilnehmer 

derzeit nicht geplant. 
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7 Verfahrensprüfung 

7.1 Die Programmprüfung als 

Aufgabe der SAKD gemäß 

§ 87 Sächsische 

Gemeindeordnung 

Gemäß § 87 Absatz 2 SächsGemO dürfen für die 

automatisierte Ausführung der Kassengeschäfte 

und anderer Geschäfte im Bereich des Finanz-

wesens sächsischer Kommunalverwaltungen nur 

Programme verwendet werden, die von der 

SAKD zugelassen worden sind. Diese hoheitli-

che Aufgabe wird von dem Bereich Verfahrens-

prüfung der SAKD wahrgenommen. 

Der SAKD obliegt in erster Linie die Wahrneh-

mung der Interessen sächsischer Städte, Ge-

meinden und Landkreise. Vor diesem Hinter-

grund ist auch die Programmprüfung zu sehen. 

Die Prüfhandbücher der SAKD repräsentie-

ren sächsisches Kommunalrecht 

Grundlage für die Durchführung von Verfahrens-

prüfungen sind die Prüfhandbücher der SAKD, in 

denen die Programmanforderungen beschrieben 

werden, die sich allein aus dem für Sachsen gel-

tenden Kommunalrecht begründen. Diese Hand-

bücher werden von der SAKD erarbeitet, inhalt-

lich sowohl mit dem SMI als auch mit den kom-

munalen Spitzenverbänden abgestimmt und im 

Benehmen mit dem SRH in Form von Verwal-

tungsvorschriften veröffentlicht. Daneben erstellt 

die SAKD umfangreiche Anwendungshinweise 

zu diesen Rechtsgrundlagen. Damit erfolgt die 

Programmprüfung in Sachsen auf einer rechts-

verbindlichen sowie hersteller- und anwender-

neutralen Grundlage. 

Verfahrensprüfungen auf dieser Grundlage ga-

rantieren, dass die Finanzprogramme mindes-

tens die Funktionalitäten beinhalten, die sächsi-

schem Kommunalrecht entsprechen. 

Die in den Prüfhandbüchern und Anwendungs-

hinweisen enthaltenen Kriterien und Erläuterun-

gen in Verbindung mit den zugehörigen Geset-

zen und Verordnungen drücken die gesetzeskon-

formen Anforderungen an DV-Verfahren aus. Die 

SAKD gewährleistet die Aktualität der Handbü-

cher durch kontinuierliche Recherchen, durch 

Einarbeitung von rechtlichen Veränderungen in 

diese Prüfgrundlagen sowie durch deren periodi-

sche Veröffentlichung. 

Flächendeckende Programmprüfung; Gleich-

behandlung der Software-Hersteller und ih-

rer Produkte 

§ 87 Absatz 2 SächsGemO verpflichtet alle säch-

sischen Kommunen zum Einsatz von finanzwirk-

samen Programmen, die durch die SAKD zuge-

lassen sind. Auf diese Weise finden in Sachsen 

Softwareprodukte ihre Verbreitung, die sowohl 

bezüglich der Rechtskonformität als auch bei der 

Umsetzung von Standards eine vergleichbare 

und hohe Qualität aufweisen. Aufgrund der recht-

lichen Verpflichtung müssen sich alle auf dem 

sächsischen Softwaremarkt aktiven Anbieter der 

Programmprüfung unterziehen. 

Zentralisierung der Programmprüfung 

Im Gegensatz zur Freigaberegelung von Pro-

grammen durch den Bürgermeister in anderen 

Bundesländern hat sich der Freistaat Sachsen 

frühzeitig dafür entschieden, eine rechtlich gere-

gelte Programmprüfung und Zulassung zu orga-

nisieren, die sich in der zentralen Zuständigkeit 

einer Behörde – der SAKD – befindet. Der ent-

scheidende Vorteil hierbei besteht darin, dass 

das erforderliche Wissen und Können sowohl für 

die Entwicklung der Prüfgrundlagen als auch für 

die praktische Durchführung der Prüfung an 

zentraler Stelle vorgehalten und hier weiter qua-

lifiziert wird. Ein weiterer Vorteil bei der zentralen 

Ausgestaltung der Programmprüfung ist der 

sparsame und wirkungsvolle Einsatz der dafür 

erforderlichen personellen Ressourcen. Dies 

wäre bei einer dezentralen, in der Verantwortung 
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jeder einzelnen Kommune liegenden Prüfung 

nicht möglich. 

Für die Anwender der von der SAKD zertifizierten 

Finanzverfahren ist vor allem die Qualitätssiche-

rung und -steigerung der Software als besonde-

rer Nutzen hervorzuheben. Die sächsischen 

Kommunen erhalten zudem mit dem Einsatz die-

ser Verfahren ein Höchstmaß an Rechtssicher-

heit. Außerdem stehen ihnen mit den Prüfhand-

büchern umfangreiche Anforderungssammlun-

gen für ihr Verwaltungshandeln und für Aus-

schreibungen zur Verfügung. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die 

SAKD in den zurückliegenden Jahren nicht nur 

mit der Schaffung ihrer Prüfhandbücher auf dem 

Gebiet der Kameralistik, sondern insbesondere 

auch mit der Etablierung des Prüfverfahrens Pio-

nierarbeit geleistet hat. Dies hat auch bundesweit 

Anerkennung gefunden. 

Diesem hohen Anspruch trägt die SAKD auch 

gegenwärtig bei der Aktualisierung und Veröf-

fentlichung der Verwaltungsvorschriften und An-

wendungshinweise im Bereich der kommunalen 

Doppik und der Prüfung in diesen Fachbereichen 

Rechnung. 

7.2 Das Prüfverfahren 

Dieser Abschnitt gibt einen generellen Überblick 

über die aktive Prüftätigkeit der SAKD, die durch 

die vier Mitarbeiter des Bereiches Verfahrensprü-

fung erbracht werden. 

Das Prüfverfahren zu einem Programm besteht 

dabei in der Regel aus folgenden Schritten: 

1. Bearbeitung des Prüfantrages und Veröffent-

lichung auf der SAKD-Internetseite 

2. Durchführung einer Befragung der sächsi-

schen Kommunen, die das jeweilige Pro-

gramm einsetzen  

3. aktiver Test des Programms in Zusammen-

wirkung mit dem Softwarehersteller unter 

Verwendung von einheitlichen Prüfabläufen 

und Testfällen; die von den Programman-

wendern angezeigten Mängel werden dabei 

berücksichtigt, falls der problematische 

Sachverhalt nicht bereits Bestandteil der 

Testdaten ist 

4. Feststellung der erzielten Prüfergebnisse in 

Form eines vorläufigen Prüfberichtes 

5. Gespräch zu den im vorläufigen Prüfbericht 

enthaltenen Kommentaren; in diesem Rah-

men wird zwischen SAKD und Antragsteller 

schlussendlich abgeklärt, welche der ange-

zeigten Probleme eine Zulassung verhindern 

würden und damit eine Programmkorrektur 

erfordern – optional 

6. Anpassung/Änderung des Programms durch 

den Softwarehersteller 

7. Nachprüfung des Programms 

8. Feststellung der Prüfergebnisse in Form ei-

nes endgültigen Prüfberichtes 

9. Erteilung der Zulassung bei Vorliegen der 

Voraussetzungen 

Ziel des SAKD-Prüfverfahrens ist, die für eine Zu-

lassung notwendige Erfüllung aller zulassungsre-

levanten Programmanforderungen sicherzustel-

len. 

Aktuell werden durch die SAKD Programmprü-

fungen zu den doppischen Prüfbereichen „Haus-

halts-, Kassen- und Rechnungswesen“ 

(HKR.Doppik) und „Veranlagung von kommuna-

len Steuern“ (Veranlagung.Doppik) in jeweils se-

paraten Prüfverfahren durchgeführt.  

Folgende Prüfaktivitäten sind im Berichtszeit-

raum insgesamt zu verzeichnen: 

 Zum Ende des Berichtszeitraumes existieren 

im Prüfbereich HKR.Doppik und Veranla-

gung.Doppik insgesamt sechs laufende Prüf-

verfahren. 
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 Es wurden im Berichtszeitraum vier Pro-

grammzulassungen erteilt. 

 Insgesamt sind im Berichtszeitraum bei der 

SAKD vier neue Prüfanträge eingegangen. 

Für den Prüfbereich Veranlagung.Doppik 

wurde ein neuer Prüfantrag gestellt, der eine 

Erweiterung bezüglich des Prüfumfanges zu 

einem bereits bestehenden Antrag darstellt. 

Für den Prüfbereich HKR.Doppik wurden 

zwei neue Anträge eingereicht. 

7.3 Ergebnisse im Prüfbereich 

„HKR nach den Regeln der 

Doppik“ 

Alle durchgeführten Prüfverfahren im Bereich der 

kommunalen Doppik bestätigten die bisherigen 

Feststellungen der SAKD, dass der Einsatz von 

Programmen bei verschiedenen Kommunen un-

terschiedlicher Größenordnung im Freistaat 

Sachsen und auch bundesweit keine Garantie für 

dessen Gesetzeskonformität bietet. Gleiches gilt 

auch für Programme, die nach rechtlich nicht ver-

bindlichen Prüfkatalogen zertifiziert sind. Auch 

solche Programme erfüllten eine Vielzahl von Zu-

lassungskriterien nicht. 

Fortführung und Abschluss Prüfverfahren  

Im laufenden Berichtszeitraum haben wir vier in 

vorangegangenen Berichtsperioden begonnene 

Prüfverfahren fortgesetzt. Zwei dieser Prüfungen 

beendeten wir nach Beseitigung der in den vor-

läufigen Prüfberichten festgestellten Mängel er-

folgreich mit der Zulassung der Programme für 

den Einsatz im Freistaat Sachsen. Damit nutzen 

aktuell 75 % der sächsischen Anwender Pro-

gramme, die nach § 87 Absatz 2 SächsGemO 

geprüft und zugelassen sind. 

Für die beiden anderen in Prüfung befindlichen 

Programme wurden Teile zum vorläufigen Prüf-

bericht fertiggestellt und den Programmherstel-

lern als Antragsteller der Prüfverfahren übermit-

telt. Wir haben mit diesen Prüfverfahren die im 

vergangenen Berichtszeitraum durchgeführte Er-

probung von sogenannten gleitenden Pro-

grammprüfungen in die reguläre Prüfpraxis über-

führt. Dabei können die Programmhersteller un-

mittelbar nach der Prüfungsdurchführung Schritt 

für Schritt mit der Abarbeitung festgestellter Wi-

dersprüche zu den geltenden Prüfungskriterien 

beginnen und der SAKD Gelegenheit geben, die 

resultierenden Programmänderungen fortlau-

fend zu bewerten. Der Abschluss dieser beiden 

Programmprüfungen ist im folgenden Berichts-

zeitraum geplant. 

7.4 Ergebnisse im Prüfbereich 

„Veranlagung von 

kommunalen Steuern nach 

den Regeln der Doppik“ 

7.4.1 Ergebnisse der regulären 

Prüftätigkeit 

Der mit dem Prüfhandbuch VwV PHB-

KomSt.Doppik erschlossene Prüfbereich „Veran-

lagung von kommunalen Steuern nach den Re-

geln der Doppik“ stellt einen Prüfbereich dar, in 

dem mit den Steuerarten Gewerbesteuer, Grund-

steuer, Hundesteuer, Vergnügungsteuer und 

Zweitwohnungsteuer einschließlich der jeweili-

gen steuerrechtlichen Nebenleistungen (Gewer-

besteuerzinsen, Verspätungszuschläge) die 

SAKD die für Sachsen typischen kommunalen 

Steuern umfänglich prüft. Für die sächsischen 

Kommunen ergibt sich damit der grundsätzliche 

Vorteil, dass ihnen jetzt für die Steuerveranla-

gung rechtskonforme Programme nicht nur für 

die bisher geprüften drei Steuerarten, sondern 

auch neu für Vergnügungs- und Zweitwohnungs-

teuer zur Verfügung stehen. 
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In welchem Umfang ein Programm durch die 

SAKD geprüft wird, liegt jedoch in der Entschei-

dung des Antragstellers. Unter diesem Aspekt 

besteht aktuell folgende Antrags- bzw. Prüfsitua-

tion: 

Prüfung / Zulassung für alle Steuerarten laut 

Prüfhandbuch: 

 8 Programme  

Prüfung für ausgewählte Steuerarten: 

 3 Programme, 

darunter 

 2 Programme ohne Vergnügungsteuer  

 2 Programme ohne Zweitwohnungsteuer  

Während des Berichtszeitraumes wurden im 

Prüfbereich Veranlagung.Doppik insgesamt 

sechs Programme der Prüfung unterzogen. Zwei 

dieser Prüfungen konnten erfolgreich mit der Er-

teilung der Zulassung abgeschlossen werden. 

Zum Ende des Berichtszeitraumes befinden sich 

noch vier Programme in Prüfung; drei davon in 

der Phase der Nachprüfung. Bei einem Pro-

gramm erfolgt die Bewertung der Prüfungsunter-

lagen aus dem Erstprüfdurchlauf und die Erstel-

lung des vorläufigen Prüfberichtes. 

Mit Blick auf die durch die Programme zu erfül-

lenden Anforderungen hat sich in den laufenden 

Prüfverfahren wiederholt bestätigt, dass nicht in 

jedem Fall eine in der Vergangenheit zugelas-

sene (Vor-)Version eines Programms eine Ga-

rantie dafür ist, dass alle zulassungsrelevanten 

Programmanforderungen auch in Nachfolgever-

sionen grundsätzlich erfüllt sind und das Pro-

gramm damit rechtskonform arbeitet. Diese Fest-

stellung gilt bei dem Prüfgebiet Veranla-

gung.Doppik insbesondere für solche Anforde-

rungen, die bereits in den vorangegangenen ka-

meralen Prüfhandbüchern enthalten waren und 

unter doppischen Aspekten keine neuen Ansprü-

che darstellen. 

Hinsichtlich der neuen Programmanforderungen 

zur Vergnügung- und Zweitwohnungsteuer hat 

sich gezeigt, dass die Umsetzung der satzungs-

spezifischen Veranlagungsmodalitäten flexible 

Programm- und Datenstrukturen erfordern. Die-

ser Sachverhalt ist in den geprüften Programmen 

sehr unterschiedlich ausgestaltet und erforderte 

bei einigen Programmen erhöhte Anstrengun-

gen, um die Zulassungsvoraussetzungen zu er-

füllen. 

Die bisher durchgeführten Prüfungen haben er-

neut den Nachweis erbracht, dass das Prüfhand-

buch VwV PHB-KomSt.Doppik einschließlich der 

Anwendungshinweise sowie die Testdaten und 

Prüfabläufe als Prüfwerkzeuge in der erwarteten 

Weise anwendbar und bestens geeignet sind, die 

zu prüfenden Programme bezüglich der Umset-

zung der in den Prüfkriterien definierten Pro-

grammanforderungen zu testen. 

Im Zusammenhang mit bevorstehenden Pro-

grammprüfungen wird seitens der Antragsteller 

oft die Frage nach der zeitlichen Dauer und damit 

auch der Kosten der Prüfung gestellt. 

Auf diese Frage gibt es jedoch keine pauschale 

Antwort. Primär ergibt sich der erforderliche Auf-

wand aus dem Prüfumfang, der im Prüfantrag 

festgelegt wird, indem sich der Antragsteller für 

die Prüfung aller Steuerarten laut Prüfhandbuch 

oder nur für einen Teil dieser entscheidet. Er be-

stimmt dadurch mit Blick auf die konkrete 

Prüfdurchführung direkt, welche Teile des ein-

heitlichen SAKD-Prüfablaufs und welche Test-

fälle für das zu prüfende Programm abzuarbeiten 

sind. 

Sekundär wirken vom SAKD-Prüfverfahren un-

abhängige Faktoren, die aus Sicht der SAKD die 

Prüfdauer, die Prüfergebnisse und die sich an-

schließende Bewertungsphase zu einem viel we-

sentlicheren Teil bestimmen. So hat sich gezeigt, 

dass z. B. folgende Sachverhalte regelmäßig zu 

einer Verlängerung der Prüfdauer führen: 
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 die in den Prüfkriterien formulierten Anforde-

rungen werden bezüglich des fachlichen 

Kontextes nicht genügend hinterfragt und 

demzufolge nicht in jedem Fall korrekt im 

Programm umgesetzt; es entsteht der Ein-

druck, dass insbesondere die relativ ausführ-

lich formulierten Anwendungshinweise zu 

den Prüfhandbüchern durch die Soft-

warehersteller zum Teil ungenügend verwen-

det werden; 

 eigene Kenntnisse zu den in Sachsen gelten-

den rechtlichen Regelungen der Doppik lie-

gen bei den Softwareherstellern nur lücken-

haft vor; 

 die Testumgebung wird nicht gemäß den 

Vorgaben der SAKD vorbereitet, sodass Pro-

grammeinrichtung und Hinterlegung der 

Stammdaten zum Teil erst während des Pro-

grammtests erfolgen; 

 eine während des Prüfverlaufes erarbeitete 

Programmkonfiguration, die für die Erfüllung 

der zulassungsrelevanten Programmanfor-

derungen als notwendig erkannt wurde, 

weist bei dem im weiteren Verlauf zu prüfen-

den Programm abweichende Werte auf; 

 während des Prüfdurchlaufes vorgenom-

mene Programmänderungen, die zur Erfül-

lung der zulassungsrelevanten Pro-

grammanforderungen geführt hatten, existie-

ren im weiteren Verlauf in dem zu prüfenden 

Programm nicht mehr; 

 begrenzt zur Verfügung stehende Ressour-

cen für die Durchführung der erforderlichen 

Programmkorrekturen. 

7.4.2 Bearbeitung fachlicher Anfragen 

Neben der eigentlichen Prüftätigkeit sehen wir es 

als eine weitere wichtige Aufgabe an, fachliche 

Anfragen der Gemeinden und Softwarehersteller 

zur richtigen Anwendung bzw. zur Funktion des 

Programms auch außerhalb der Prüfverfahren zu 

beantworten. In jedem Fall schätzen die Mitarbei-

ter der Verfahrensprüfung ein, dass die Erfüllung 

dieser Aufgabe ebenfalls der Erhöhung der 

Rechtssicherheit sowohl bei der Nutzung der 

Programme als auch bei der Programmentwick-

lung dient. 

Im Berichtszeitraum gingen fünf derartige Anfra-

gen ein. 

Die Beantwortung der gestellten Anfragen erfolgt 

meist schriftlich, gegebenenfalls nach Rückspra-

che zum Sachverhalt. 

7.5 Publizierungen von Fach- und 

Verfahrensinformationen 

Die SAKD sieht sich in der Pflicht, die in der Ver-

fahrensprüfung erzielten Ergebnisse bezie-

hungsweise Änderungen im Prüfverfahren zu 

veröffentlichen. Dies geschieht zum einen auf der 

Internetseite der SAKD unter der Rubrik „Aufga-

benspektrum – Verfahrensprüfung – Prüfergeb-

nisse“, zum anderen im monatlich erscheinenden 

Newsletter unter der Rubrik „Statusreport Prüf-

verfahren“. Darüber hinaus werden alle Pro-

grammzulassungen im Sächsischen Amtsblatt 

bekannt gemacht. 

Im Zusammenhang mit der regulären Prüftätig-

keit wird die SAKD regelmäßig auch auf Frage-

stellungen aufmerksam, deren interne Klärung 

mitunter nicht abschließend möglich ist. In diesen 

Fällen nutzt die SAKD die bewährten Kontakt-

möglichkeiten, um diese Sachverhalte insbeson-

dere an das SMI heranzutragen mit dem Ziel, den 

fachlichen Erfahrungsaustausch anzuregen be-

ziehungsweise eine rechtliche Klärung der offe-

nen Fragen zu befördern. Derartige Fälle traten 

bisher schwerpunktmäßig dann auf, wenn auf-

grund der noch fehlenden Erfahrungen mit der 

kommunalen Doppik rechtliche Regelungen nicht 

existierten oder nicht ohne weiteres eindeutig 

auslegbar waren. Auch über die Ergebnisse die-

ser Abstimmungen berichtet die SAKD. 

Zusätzlich informieren die Mitarbeiter des Sach-

gebiets Verfahrensprüfung in Fachartikeln und in 

Newsletter-Beiträgen regelmäßig über ausge-

wählte Themen und Ergebnisse ihrer Arbeit, die 
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für die Kommunen in Sachsen sowie für Pro-

grammhersteller von besonderem Interesse sind. 

Im Berichtszeitraum wurden folgende Beiträge 

sowie Fachartikel im SAKD-Newsletter und letz-

tere parallel dazu zur dauerhaften Nutzung auf 

der SAKD-Internetseite unter der Rubrik „Fach-

artikel – Verfahrensprüfung“ veröffentlicht: 

 Prüfpflicht nach § 87 SächsGemO 

Veröffentlichung: 09.02.2015 

 Prüfanträge außerhalb aktueller Prüfberei-

che 

Veröffentlichung: 09.02.2015 

 Aus TrueCrypt ist VeraCrypt geworden 

Veröffentlichung: 06.03.2015 

 Die proportionale Ermittlung und Festset-

zung einer anteiligen Zweitwohnungsteuer 

Veröffentlichung: 02.10.2015 

 Prüfung der Liste "Darstellung der Fehlbe-

träge im ordentlichen Ergebnis" gemäß 

Muster 21 VwV KomHSys – Prüfkriterium 

KRPP49 

Veröffentlichung: 05.11.2015 
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8 Dienstleistungen der 
SAKD 

8.1 IT-Serviceberatung 

Im Jahr 2015 haben sich vier Kommunalverwal-

tungen erstmals mit der Bitte um eine kostenfreie 

IT-Serviceberatung an die SAKD gewandt. Viele 

Kommunen, die bereits in den letzten Jahren die-

sen Dienst in Anspruch genommen haben, stell-

ten erneut weitere Beratungsanfragen.  

Insgesamt haben wir damit einen „Kunden-

stamm“ von über 70 Verwaltungen, die bisher 

diesen Service nutzten – häufig mehrfach. Außer 

dem Hinweis auf der SAKD-Homepage haben 

wir 2015 dafür keine aktive Werbung betrieben.  

Wie bereits in den letzten Jahren standen die 

meisten Anfragen im Zusammenhang mit ge-

planten Hardwareinvestitionen oder betrafen 

Probleme im Zusammenhang mit dem Kommu-

nalen Datennetz (KDN). 

8.2 VoIP-Beratung 

Die bei allen großen Telekommunikationsprovi-

dern laufenden Bestrebungen zur Konsolidierung 

ihrer internen Infrastruktur in Richtung „All-IP“ 

und der damit verbundenen mittelfristigen Ablö-

sung der ISDN- und S2M-Anschlüsse haben uns 

bewogen, ein neues Beratungsangebot zu die-

sem Thema für die Kommunen anzubieten. Ge-

trieben war diese Entscheidung auch davon, 

dass besonders kleine Kommunalverwaltungen, 

die aufgrund ihrer wenigen ISDN-Anschlüsse 

von einigen Providern wie Privatkunden betrach-

tet werden, von diesen aktiv zur schnellen Um-

stellung auf Voice over IP (VoIP) gedrängt wur-

den. 

Nach Einarbeitung in das Thema – inklusive dem 

Aufbau einer eigenen VoIP-Testumgebung – ha-

ben wir Anfang des Jahres dazu ein aus drei Bau-

steinen bestehendes Beratungsangebot erarbei-

tet und uns dieses vom SAKD-Fachausschuss 

im Februar bestätigen lassen: 

Baustein 1: Einführungsworkshop 

Im Rahmen einer einmaligen kostenfreien Veran-

staltung werden vor Ort in der Verwaltung der 

technische Hintergrund der Handlungsnotwen-

digkeit sowie die verschiedenen Lösungsmög-

lichkeiten dargestellt. Dabei wird detailliert auf 

Entscheidungskriterien wie Ist-Zustand der Netz-

werk-Aktivtechnik, Verkabelung oder Anforde-

rungen an TK-Anlagen eingegangen. Außerdem 

werden die technischen Möglichkeiten des KDN-

Nachfolgenetzes und mögliche Migrationsprob-

leme in diesem Zusammenhang dargestellt. 

Unabhängig von den technischen Möglichkeiten 

ist die Auswahl einer bestimmten Realisierungs-

variante der Telekommunikation immer eine stra-

tegische Grundsatzentscheidung, so dass als 

Zielgruppe für diesen Workshop neben dem IT-

Personal auch die Entscheider der Verwaltung 

angesprochen werden sollen. 

Baustein 2: Ist-Analyse, Variantenvergleich, 

Kostenschätzung 

Nach dem Einführungsworkshop kann die SAKD 

mit der konkreten Ist-Analyse der existierenden 

Umgebung beauftragt werden. Dazu gehören ne-

ben der TK-Anlage, der aktiven und passiven 

Netzsituation auch der Providermarkt vor Ort. 

Danach wird der Aufwand an Investitions- und 

laufenden Kosten für die in Frage kommenden 

Realisierungsvarianten geschätzt und eine Um-

setzungsempfehlung ausgesprochen. 

Konkrete Vorgaben des Auftraggebers, zum Bei-

spiel zu Randbedingungen oder Vorzugsvarian-

ten, können den Aufwand für diesen Beratungs-

baustein wesentlich reduzieren. Die Kosten dafür 

werden nach Aufwand zu den Konditionen der 

SAKD-Entgeltordnung in Rechnung gestellt. 
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Baustein 3: Beschaffungsunterstützung 

Der Umstellungsaufwand für die TK-Infrastruktur 

kann - zum Beispiel abhängig von der Verwal-

tungsgröße oder dem Ist-Zustand - über den 

Rahmen einer freien Vergabe hinausgehen. In 

diesem Fall kann die SAKD die notwendige Be-

schaffungsmaßnahme mit der Erstellung eines 

Leistungsverzeichnisses zur Lieferung von Kom-

ponenten und der Beschreibung von Installati-

onsdienstleistungen unterstützen. Der konkrete 

Umfang der Beschaffungsunterstützung (Ange-

botsauswertung, Abnahmetest etc.) wird mit dem 

Auftraggeber abgestimmt und zu den Konditio-

nen der SAKD-Entgeltordnung in Rechnung ge-

stellt. 

Die Komplexität des Themas und beschränkte 

Kapazitäten haben uns gezwungen, einige Ab-

grenzungen zu formulieren. So richtet sich das 

Angebot speziell an kleine Verwaltungen (< 

20.000 Einwohner). Schwerpunkt der Beratung 

ist die Ablösung der klassischen Telefonie durch 

neue externe und interne Anschlusstechnologien 

und deren wirtschaftlicher Betrieb. 

Detaillierte Vergleiche der Leistungsmerkmale al-

ler am Markt agierenden Anbieter von VoIP-Anla-

gen sind dabei nicht möglich. 

Die perspektivisch mögliche Umstellung der in-

ternen Sprachkommunikation in Richtung CTI 

(Computer Telephony Integration) und UC (Uni-

fied Communication) erfordert strategische Ent-

scheidungen der Verwaltungen bis hin zur Pro-

duktauswahl, die von der SAKD in diesem Rah-

men nicht unterstützt werden können. 

Ebenfalls nicht betrachtet werden die Konse-

quenzen für Gebäudeleit- und Sicherheitstech-

nik, die sich aus der Ablösung der analogen und 

ISDN-Anschlüsse ergeben. 

Nach der zeitgleichen Veröffentlichung des An-

gebotes im SAKD-Newsletter und über die SSG-

Mitteilungen sind sehr viele Anfragen dazu ein-

gegangen. Meist war die oben genannte Akquise 

lokaler TK-Provider zur sofortigen VoIP-Umstel-

lung oder auslaufende Serviceverträge für instal-

lierte TK-Anlagen der unmittelbare Anlass dafür. 

Bei komplexeren Fragestellungen oder wenn die 

installierte Netz-Aktivtechnik oder die verwen-

dete TK-Anlage durch die Verwaltung nicht be-

schrieben werden konnte, haben wir bei Vor-Ort-

Terminen den Sachverhalt ermittelt, Fragen be-

antwortet und Lösungsvarianten dargestellt. 

2015 haben wir dafür 8 Kommunen besucht. 

In jedem Fall haben wir bei der Darstellung der 

zukünftigen TK-Realisierungsvarianten auf die 

diesbezügliche Möglichkeit des neuen KDN III 

hingewiesen. Alle Verwaltungen standen dem 

positiv gegenüber und würden einen vorhande-

nen KDN III-Anschluss auch zur Nutzung von TK-

Diensten nutzen, anstatt sich dafür einen zusätz-

lichen Anschluss – mit der erforderlichen 

Netztrennung – installieren zu lassen. Letztend-

lich wird das kommerzielle Angebot der KDN 

GmbH entscheidend für die Auswahl des zukünf-

tigen TK-Providers sein. 

8.3 De-Mail-Gateway-Service-

Projekt mit dem SMI 

De-Mail ist ein Dienst ähnlich herkömmlicher E-

Mail mit dem Unterschied, dass die Kommunika-

tion verschlüsselt und nachweisbar vollzogen 

wird und ein Austausch von Nachrichten nur zwi-

schen De-Mail-Adressen möglich ist. 

Das Sächsische E-Government-Gesetz benennt 

De-Mail als einen Dienst zur schriftformersetzen-

den Übermittlung von Dokumenten. 

Um Erfahrungen zu sammeln, hat die SAKD 

2014 für den Anwendungsfall „Beantragung einer 

Selbstauskunft aus dem Sächsischen Meldere-

gister“ den Zugang zum Empfang von DE-Mail-

Nachrichten eröffnet. 

Im Rahmen der „De-Mail City Initiative“ stellt der 

Projektpartner T-Systems die Infrastruktur bis 

August 2016 kostenfrei zur Verfügung. 
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Der Versand und Empfang von De-Mail-Nach-

richten ist auf zwei Arten möglich. Die SAKD 

nutzte bisher die Möglichkeit, die Nachrichten 

über das Web-Frontend der T-Systems zu bear-

beiten. 

Bei zunehmenden Nachrichtenaufkommen und 

einer zukünftigen Archivierung der Nachrichten 

ist diese Art der Handhabung aufgrund der zu-

sätzlichen Bearbeitungsoberfläche nicht prakti-

kabel. 

Als Alternative bietet sich der Abruf und Versand 

der Nachrichten über ein De-Mail-Gateway an. 

Der Mailserver des Nutzers wird über dieses Ga-

teway mit dem De-Mail-Dienst-Anbieter – DMDA 

– sicher verbunden und stellt die Nachrichten 

entsprechend im Mailclient (z. B. Outlook) dar. 

Gewählte Versandoptionen (z. B. absenderbe-

stätigt, persönlich) werden in X-Headern der 

Nachricht übertragen. Für Outlook stellt T-Sys-

tems ein Add-In zur Verfügung, welche das Aus-

lesen und Auswählen der (verborgenen) X-Hea-

der in der grafischen Oberfläche anbietet. 

Abb. 23: SAKD-De-Mail-Infrastruktur 

Das SMI unterhält zurzeit ein Pilotprojekt zum 

Testbetrieb eines De-Mail-Gateway-Service. Pro-

jektpartner sind die T-Systems als Infrastruktur-

betreiber, der Staatsbetrieb Sächsische Informa-

tikdienste (SID) als Administrationsdienstleister, 

die KDN-GmbH als Vertragspartner der Nutzer 

und die SAKD als koordinierende Stelle. Teilneh-

men können etwa 20 staatliche und kommunale 

Behörden. Die Nutzung ist für die Teilnehmer 

kostenfrei und die eventuelle Übertragung von 

De-Mail-Domains zum Ende des Testzeitraums 

möglich. Eine entsprechende schriftliche Verein-

barung zwischen den Beteiligten ist zurzeit in der 

Abstimmung. 

Die SAKD ist selbst Teilnehmer am Pilotprojekt 

und nutzt das Gateway seit 12.08.2015. Eine Er-

gänzung der Dienstanweisung E-Mail/De-Mail 

wurde erarbeitet. Allerdings steht die Nutzung für 

weitere Anwendungsfälle noch aus und es konn-

ten daher für den breiteren Einsatz noch keine 

Erfahrungen gesammelt werden. 
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8.4 Beratung zur Umsetzung des 

E-Government-Gesetzes 

Das bereits seit dem 9. August 2014 in Kraft ge-

tretene SächsEGovG hat erhebliche Auswirkun-

gen auf die Kommunen. Im Vorfeld ist dazu unter 

Leitung des SMI und Mitwirkung der SAKD ein 

„Handlungsleitfaden zur Umsetzung in kommu-

nalen Behörden“ entstanden, der die Anforderun-

gen an die Kommunen detailliert untersetzt. 

Durch mehrere redaktionelle Überarbeitungen – 

unter anderem zur Gewährleistung der Barriere-

freiheit der Web-Version – stand das Dokument 

erst im Februar 2015 zum Download bereit. Der 

Handlungsleitfaden enthält Interpretationen des 

Gesetzes und die Beschreibung verschiedener 

Optionen bei der Umsetzung, so dass er mit ca. 

100 Seiten sehr umfangreich ist. Die SAKD hat 

sich deshalb entschlossen eine kompaktere Vari-

ante des Dokumentes zu erstellen, die nur die 

absoluten Minimalanforderungen zur Schaffung 

der Gesetzeskonformität enthält. Mit einem Um-

fang von 12 Seiten und 10 Seiten Anhang ist uns 

das auch gelungen. Unter dem plakativen Titel 

„Rechtskonform in 16 Schritten“ haben wir diese 

Anleitung Anfang des Jahres, noch vor der Ver-

öffentlichung des SMI-Handlungsleitfadens, im 

Downloadbereich der SAKD-Homepage bereit-

gestellt. 

In Kenntnis der Ist-Situation bei vielen kleinen 

Kommunalverwaltungen, die zum Teil nicht ein-

mal über einen KDN-Anschluss verfügen, haben 

wir hier sehr viele Rückfragen und Beratungsan-

forderungen erwartet. Das ist so nicht eingetre-

ten. Daraus zu schlussfolgern, die Gesetzesan-

forderungen wären fristgerecht umgesetzt oder 

entsprechende Planungen lägen vor, ist jedoch 

falsch. Wir sprechen das Thema bei allen Ser-

viceberatungen aktiv an und wissen daher, dass 

besonders bei der verschlüsselten Kommunika-

tion und der Zugangseröffnung für verschlüsselte 

Dokumente bei vielen Verwaltungen Handlungs-

bedarf besteht, ebenso bei den Anforderungen 

zur Barrierefreiheit der eigenen Webpräsenz. 

Eine Ausnahme bilden die Anforderungen gemäß 

§ 5 Abs. 1 (Datenschutz- und Informationssicher-

heitskonzepte) und § 13 Abs. 1 (Informationssi-

cherheit), zu denen uns relativ viele Beratungs-

anfragen erreichen – auch ohne Bezug zum 

SächsEGovG. 

Als Einstieg in die Thematik verweisen wir hier 

auf die „SAKD-Musterleitlinie zur Herstellung und 

Gewährleistung der Informationssicherheit“ oder 

auf die ebenfalls unter Mitwirkung der SAKD ent-

standene „Handreichung zur Ausgestaltung der 

Informationssicherheitsleitlinie in Kommunalver-

waltungen“ des Deutschen Landkreistages. 

Durch das Leistungsangebot der SAKD, als „Ex-

terner betrieblicher Datenschutzbeauftragter“ für 

Kommunalverwaltungen zu agieren, haben wir 

inzwischen eine Auswahl an Referenzbeispielen, 

wie Verwaltungen unterschiedlicher Größen das 

Thema behandeln und wie untergeordnete Doku-

mente aufgebaut sein können. 

Unsere grundsätzliche Empfehlung ist immer, die 

Kontinuität des Sicherheitsprozesses abzusi-

chern und sich bei den umzusetzenden Maßnah-

men an den aktuellen Grundschutzkatalogen des 

BSI zu orientieren. 

8.5 Externer Datenschutz, 

Angebot und Ergebnisse / 

Effekte für Kunden 

Das SächsDSG verpflichtet Kommunalverwal-

tungen, das Recht auf informationelle Selbstbe-

stimmung zu gewährleisten, insbesondere bei 

der Verarbeitung personenbezogener Daten 

durch Behörden und öffentliche Einrichtungen. 

Die SAKD stellt einen qualifizierten Fachberater 

als Datenschutzbeauftragten öffentlicher Stellen. 

2015 nutzten 15 Städte und Gemeinden das 

Leistungsangebot und haben einen Mitarbeiter 

der SAKD als externen Datenschutzbeauftragten 

berufen. 
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Der Datenschutz rückt auch durch das  

SächsEGovG bei immer mehr Kommunen in den 

Blickwinkel. Aufgabe ist es, zentrale daten-

schutzrechtliche Anforderungen und grundle-

gende Gewährleistungsziele umzusetzen. 

Schwierig ist in vielen Kommunen die Erstellung 

der geforderten Datenschutz- und IT-Sicherheits-

konzepte für die gesamte IT-Infrastruktur und für 

Teilbereiche, wie z. B. Meldestellen. Für Risiko-

analysen, die Einstufung von Verfahren in 

Schutzstufen und daraus resultierende Maßnah-

men zu planen und durchzuführen, fehlt es den 

meisten Kommunen nach wie vor an Fachkom-

petenz und Ressourcen. Mit einem Handlungs-

leitfaden sollen die Kommunen unterstützt wer-

den, um Maßnahmen, die sich aus dem Säch-

sEGovG ergeben, handlungssicher umsetzten 

zu können. Der behördliche Datenschutzbeauf-

tragte gibt dazu eine flankierende, beratende Hil-

festellung. In diesem Zusammenhang hat die 

SAKD eine zusätzliche Hilfestellung für die Kom-

munen erarbeitet, um in wenigen Schritten dem 

SächsEGovG entsprechen zu können. Einige 

Kommunen haben als Vorreiter bereits belast-

bare, gesetzeskonforme Konzepte entwickelt 

und in der Praxis umgesetzt. Die dabei gemach-

ten Erfahrungen können zum Teil für einzelne Be-

reiche in andere Kommunen getragen werden. 

Die Gesamtstrukturen sind jedoch meist sehr un-

terschiedlich, so dass jeweils eigene Ansätze 

verfolgt werden müssen, um die speziellen Pro-

zesse abzubilden. 

Die von der SAKD betreuten Kommunen arbei-

ten im Rahmen ihrer Möglichkeiten zielstrebig 

und konstruktiv im Prozess der Erhaltung bzw. 

Verbesserung des Datenschutzes und der IT-Si-

cherheit. Bei den verantwortlichen Mitarbeitern 

ist hierbei eine offene und vertrauensvolle Zu-

sammenarbeit zu verzeichnen. Bei Kontrollen 

konnten bisher erfreulicherweise keine Verlet-

zungen des Datenschutzes festgestellt werden. 

Einzelne konkrete Probleme wurden mit den Ver-

antwortlichen besprochen, Lösungen vorge-

schlagen und umgesetzt. Dabei spielten z. B. der 

Personaldatenschutz und die Verbindung von 

gemeindeeigenen Zweckverbänden mit Dienst-

leistern eine große Rolle. Weitere Themen in der 

Beratungstätigkeit waren: 

 vorbereitende Maßnahmen zur Einsicht-

nahme und zur Auskunft an besorgte Bürger, 

 Erarbeitung und Inkraftsetzung von Dienst-

anweisungen zu verschiedenen Prozessen 

(z. B. Behandlung von Post, E-Mail und In-

ternetnutzung, Mail-Archivierung), 

 Informationen zu Löschfristen, 

 Vorbereitung der Einführung von Dokumen-

tenmanagementsystemen, 

 Erstellung und Aktualisierung von Verfah-

rensverzeichnissen, 

 Vorabkontrollen zu neuen einzuführenden 

Verfahren. 

Die Beratung der Kommunen erstreckt sich auch 

auf technische Fragen der Gewährleistung der 

Informationssicherheit. Firewall, Virenschutz, 

Rechtevergabe und der Umgang mit Passwör-

tern sind immer aktuelle Themen. Zum Beispiel 

wird die Gestaltung sicherer Passwörter nach 

vorgegebenen Richtlinien nicht immer gern an-

genommen. Zugangsberechtigungen, Vertre-

tungsregelungen und der dienstliche Umgang mit 

E-Mails sind oftmals nicht genau und rechtssi-

cher geregelt. Die Sensibilisierung der Mitarbei-

ter ist an dieser Stelle sehr wichtig. Schulungen, 

aber auch das persönliche Gespräch entwickeln 

dann das Verständnis und die Akzeptanz der An-

gestellten und Leiter(innen) der kommunalen 

Verwaltungen. Für die Beratungs- und Kontrolltä-

tigkeiten wurden die vertraglich gebundenen 

Kommunen mehrmals jährlich vor Ort besucht. 

Zu den Terminen mit den verbindenden Mitarbei-

tern und zum Teil den Bürgermeister(innen) wur-

den jeweils die aktuellen Themen besprochen, 

Maßnahmen zur Umsetzung der datenschutz-

rechtlichen Ziele kontrolliert und Planungen für 

eine Fortführung fixiert. 
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Für die Erhaltung einer sicheren Infrastruktur und 

zugehöriger organisatorischer Regelungen stellt 

der Sächsische Datenschutzbeauftragte den 

Kommunen u. a. Arbeitshilfen zur Verfügung. 

Diese sind auf den Webseiten unter 

https://www.saechsdsb.de/informationen-oeb/ar-

beitshilfen-oeb einzusehen. Es werden Muster 

für verschiedene Anweisungen und Vereinbarun-

gen sowie Orientierungshilfen, u. a. für den Um-

gang mit Sozialen Netzwerken, Cloud-Compu-

ting und Auftragsdatenverarbeitung angeboten. 

Andere hilfreiche Literatur sind zum einen der 

„Kommentar zum Sächsischen Datenschutzge-

setz“ von 2011 und das neu von der „Konferenz 

der unabhängigen Datenschutzbehörden“ verab-

schiedete „Standard Datenschutzmodell“ (SDM). 

Insbesondere das SDM ist eine gute Unterstüt-

zung für behördliche Datenschutzbeauftragte. 

Insgesamt ist eine gesteigerte Aufmerksamkeit 

der Kommunen auf die IT-Sicherheit und den Da-

tenschutz zu verzeichnen. Das zeigen insbeson-

dere Anfragen weiterer Kommunen zum Daten-

schutz. Für das Jahr 2016 haben fünf Kommunen 

ihr Interesse an der Bestellung eines Daten-

schutzbeauftragten bekundet. Trotzdem besteht 

noch bei vielen sächsischen Kommunen Nach-

holbedarf, um das Bewusstsein für den Daten-

schutz zu schärfen und Konformität zum Säch-

sEGovG und SächsDSG zu schaffen. 

8.6 Hostingleistungen für den 

DLKT 

Beginnend mit dem Jahr 2004 betreibt die SAKD 

– vermittelt durch den Sächsischen Landkreistag 

– mittlerweile drei Internetforen für den Deut-

schen Landkreistag. 

Diese Foren dienen dem interkommunalen Infor-

mationsaustausch und können nach Anmeldung 

von den Mitgliedern genutzt werden. 

Die SAKD hostet diese Foren auf ihren Servern 

gegen Entgelt gemeinsam für den Zeitraum ei-

nes Kalenderjahres. Die SAKD hält die Foren 

ständig im Internet zur Nutzung bereit, verbun-

den mit den üblichen Wartungsaufgaben, und un-

terstützt den Auftraggeber bei Anwendungsfra-

gen. 

Die vom DLKT in den Foren angebotenen um-

fangreichen Dokumentensammlungen werden 

ständig erweitert und sind damit ein wichtiges 

Mittel der Informationsvermittlung. 

8.7 Sonderanfrage GeoSN-

Performanceproblem 

Auf Initiative des SLKT wurde die SAKD im Rah-

men der 50. Sitzung des SAKD-Fachausschus-

ses am 18.09.2015 beauftragt, sich eines 

GeoSN-Anwendungsproblems anzunehmen. Es 

handelte sich um das ALKIS EQK-Verfahren (Er-

hebungs- und Qualifizierungskomponente des 

Amtlichen Liegenschaftskatasterinformations-

systems), das als Citrix-Anwendung über das 

KDN bereitgestellt und in allen Landkreisverwal-

tungen eingesetzt wird. Mehrere Landkreise 

klagten über Performanceprobleme – speziell mit 

dieser Anwendung. 

8.7.1 Testumgebung 

Um in der SAKD eine realitätsnahe Testumge-

bung zu schaffen und unabhängig testen zu kön-

nen, wurde uns vom Staatsbetrieb Geobasisin-

formation und Vermessung Sachsen (GeoSN) 

auf Anfrage ein reales Projekt im Zuständigkeits-

bereich des Landkreises Bautzen bereitgestellt. 

Sowohl der Anwendungsbetreuer beim GeoSN, 

als auch die Sachbearbeiter des Landkreises 

Bautzen haben uns einen typischen Arbeitsab-

lauf beschrieben, bei dem die genannten Prob-

leme auftreten. 

Die KDN-Zugangsbandbreite der SAKD beträgt 

2,3 mbps (SDSL). Während der Tests haben wir 

sichergestellt, dass diese ausschließlich dem 

GeoSN-Verfahren zur Verfügung steht. 

https://www.saechsdsb.de/informationen-oeb/arbeitshilfen-oeb
https://www.saechsdsb.de/informationen-oeb/arbeitshilfen-oeb
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8.7.2 Testergebnisse 

Es hat sich gezeigt, dass das Verfahren bei den 

kritischen Arbeitsabläufen, wie zum Beispiel dem 

Verschieben einer Karte mit eingeblendeten Ras-

terdaten, mit der im Testumfeld zur Verfügung 

stehenden Bandbreite nur eingeschränkt nutzbar 

ist. 

Unsere Messungen haben ergeben, dass das 

einmalige Verschieben einer Karte über den ge-

samten Bildschirm bei einer vom GeoSN emp-

fohlenen Auflösung (1680 x 1050) ein zu übertra-

gendes Datenvolumen von ca. 4 MByte gene-

riert. Damit dauert der für das Weiterarbeiten er-

forderliche Bildaufbau bei einer 2-mbps-Anbin-

dung bereits ca. 16 Sekunden. 

Bei der typischen KDN-Anbindung eines Land-

ratsamtes von 20 mbps ergibt sich eine Übertra-

gungszeit von ca. 2 Sekunden. Praktische Tests 

im Landratsamt Bautzen haben die errechnete 

Zeit bestätigt. Im Gegensatz dazu sind beispiels-

weise im Landkreis Nordsachsen trotz einer bes-

seren Anbindung von 50 mbps Bildaufbauzeiten 

von 4 bis 6 Sekunden zum Testzeitpunkt zu ver-

merken. Teilweise „friert“ das Bild sogar ein, die 

Anwendung wird von den Bearbeitern über den 

Task-Manager beendet und danach neu gestar-

tet. Es ist zu vermuten, dass die tatsächlich an-

liegende Bandbreite vom Verhalten anderer Nut-

zer und Anwendungen im Landkreis abhängig ist. 

Berichten zu Folge treten die Performanceprob-

leme nicht kontinuierlich auf. Zeiten mit intensiver 

Inanspruchnahme des KDN-Zugangs durch an-

dere Fachverfahren sind bisher nicht bekannt, 

eine Abhängigkeit ist somit nicht nachweisbar. 

Weiterhin wurde festgestellt, dass die Testergeb-

nisse in den Landkreisen bereits aufgrund unter-

schiedlicher Konfigurationen des Arbeitsplatzes 

(Bildschirmauflösung, Version des Citrix Recei-

vers, ggf. Browser) voneinander abweichen kön-

nen. Ein Vergleich der Landkreise untereinander, 

um z. B. aufgrund unterschiedlicher Bandbreiten 

Rückschlüsse ziehen zu können, gestaltet sich 

somit schwierig. 

Die von verschiedenen IT-Leitern geäußerte Ver-

mutung, das Problem könne durch die Proxy-

kette am Übergang zwischen KDN und Landes-

netz entstehen, konnte nicht bestätigt werden: Es 

kommt nicht zu abgebrochenen oder verlorenen 

TCP-Sessions. Ein Test direkt in der zentralen 

Diensteplattform des KDN – über die gleiche 

Proxykette, aber mit Gigabitdurchsatz – hat das 

bestätigt. Hier lief die Anwendung sehr perfor-

mant. 

8.7.3 Lösungsansätze 

Da an dem Prinzip der Verfahrensbereitstellung 

als Terminalserveranwendung sicher nichts ge-

ändert werden kann (nur http-Proxyübergang 

zwischen KDN und SVN, keine direkten Routen 

möglich, keine Datenhaltung beim Endnutzer, 

teilweise nur Thin-Client beim Endnutzer etc.), 

sind die Lösungsmöglichkeiten für das Problem 

begrenzt. 

Mit wahrscheinlich sehr hohem Aufwand könnte 

eine Verfahrensanpassung in Form einer band-

breitenabhängigen Kartendarstellung zu Verbes-

serungen führen. Dazu müsste bei geringer 

Bandbreite auf die Darstellung von Bewegungs-

abläufen bei Kartenverschiebungen verzichtet 

werden. 

Als Workaround für Landkreisverwaltungen ist 

eine interne Priorisierung des Datenverkehrs in 

Abhängigkeit von Quelladressen (ausgewählte 

GeoSN-Anwender) denkbar. Dafür existieren 

Linux-Lösungen, die Hardware-, Installations- 

und Managementaufwendungen erfordern und 

das Problem nicht prinzipiell lösen, da die Band-

breitenressourcen damit anderen Nutzern entzo-

gen werden. 

8.7.4 Weiteres Vorgehen 

Der in der SAKD-Testumgebung festgestellte 

Bandbreitenbedarf muss nicht der einzige Grund 
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für die schlechte Nutzerakzeptanz für das Ver-

fahren sein. Es ist uns jedoch nicht möglich, die 

oben geschilderte Umgebungsvielfalt in den ein-

zelnen Landkreisen nachzubilden, um weiter 

Testaussagen machen zu können. 

Die SAKD ist aber gern bereit, konstruktiv an der 

Problemlösung mitzuwirken. 

Wir haben in einem Zwischenbericht die Tester-

gebnisse und Lösungsvorschläge dem SLKT 

übermittelt, der sich daraufhin bereit erklärt hat, 

das weitere Vorgehen zu koordinieren. Dazu soll-

ten der Verfahrensanbieter GeoSN, Citrix-Spezi-

alisten, die betroffenen Landkreise und die KDN 

GmbH einbezogen werden. 

 

8.8 Betreuung von 

Masterarbeiten der FHSV 

Meißen 

Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt der SAKD im 

vergangenen Jahr bestand in der fachlichen Be-

gleitung von Studenten des Masterstudiengan-

ges „Verwaltungsinformatik der Fachhochschule 

der Sächsischen Verwaltung Meißen, Fachbe-

reich Allgemeine Verwaltung.  

8.8.1 Vorgehensmodell zur Erarbeitung 

kommunaler E-Government-

Strategien 

Im Bereich des Schwerpunktes E-Government 

wurde im Berichtszeitraum eine Masterarbeit 

zum Thema „E-Government-Strategien – Ein 

weiterer Schritt zur Verwaltungsmodernisierung? 

– Die Entwicklung eines Vorgehensmodells zur 

Erarbeitung einer kommunalen E-Government-

Strategie und Erprobung in der Stadtverwaltung 

Freiberg“ begleitet. 

Gemeinsam mit dem Masterstudenten wurden 

dabei im Vorfeld die Thematik und mögliche 

Schwerpunkte der Arbeit herausgearbeitet. Zur 

Absicherung der Zusammenarbeit wurde eine 

gemeinsame Vereinbarung zwischen dem Stu-

denten, der Stadt Freiberg und der SAKD ge-

schlossen, in der die Mitwirkung und organisato-

rische Rahmenbedingungen aller Beteiligten 

festgeschrieben und ein Betreuer durch die 

SAKD benannt wurden. Ziel der Arbeit war es, ein 

allgemeingültiges Vorgehensmodell für Verwal-

tungen aller Größenordnungen zur Strategieerar-

beitung zu entwickeln und deren Umsetzungs-

möglichkeiten nachzuweisen. 

Über den gesamten Erarbeitungszyklus der Ar-

beit kam es zu regelmäßigen Abstimmungstref-

fen, in denen Hinweise aus Sicht des Betreuers 

gegeben und Fragestellungen des Studenten ge-

klärt wurden. 

Nach der Fertigstellung der Arbeit wurde diese 

durch den Betreuer der SAKD als Erstgutachter 

und einen Zweitgutachter seitens der Fachhoch-

schule gelesen und nach den Kriterien für wis-

senschaftliche Arbeiten inhaltlich und formell ge-

prüft und bewertet. 

Nach Bewertung der schriftlichen Arbeit und der 

öffentlichen Verteidigung ergab sich die Gesamt-

note „Gut“ für den Absolventen. 

8.8.2 Online-Beteiligungsmanagement in 

der Bauleitplanung 

2015 wurde vom Fachbereich GIS der SAKD 

eine Masterarbeit der Fachhochschule der Säch-

sischen Verwaltung Meißen, Fachbereich Allge-

meine Verwaltung, Studiengang Verwaltungsin-

formatik betreut und begutachtet. Das Thema 

lautete „Entwicklung von Anforderungen für ein 

Onlinebeteiligungsmanagement im Bereich der 

Bauleitplanung“. Ziel war es, aus der Arbeit An-

forderungen für die Weiterentwicklung der säch-

sischen E-Government-Basiskomponente Betei-

ligungsportal abzuleiten, um diese für Beteili-

gungsverfahren der kommunalen Bauleitplanung 

zu qualifizieren. 
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9 Recht, Rahmenverträge 

Gemäß § 2 Abs. 1 Ziff. 5 der Hauptsatzung be-

steht eine Aufgabe der SAKD darin, für die säch-

sischen Kommunen günstige Vertragsvorausset-

zungen für Komponenten der Informationstech-

nik zu schaffen. Der Satzungsgeber wollte damit 

der Tatsache Rechnung tragen, dass sich die fi-

nanzielle Situation der Kommunen im Freistaat 

Sachsen von Jahr zu Jahr immer mehr ver-

schärft; eine fortschrittliche Kommune allerdings 

ohne den intensiven Einsatz von Informations- 

und Kommunikationstechnologien kaum denkbar 

ist. Die SAKD hat diesen Auftrag zum Anlass ge-

nommen, eine Vielzahl von Rahmenverträgen 

über den Bezug qualitativ hochwertiger Produkte 

und Dienstleistungen aus dem Bereich der Infor-

mationstechnik für die sächsischen Kommunen 

abzuschließen. Auch in diesem Berichtszeitraum 

konnte die SAKD wieder attraktive Rahmenver-

träge mit namhaften Unternehmen unterzeich-

nen. Ferner wurden die Konditionen der bisheri-

gen Rahmenverträge kontinuierlich aktualisiert 

und so den jeweiligen Marktgegebenheiten an-

gepasst. 

9.1 Rahmenvertrag zur 

Vergabesoftware E-Form mit 

der SDV Vergabe GmbH 

Zur Realisierung der elektronischen Kommunika-

tion zwischen Auftraggebern und Bietern (E-

Vergabe) gemäß den Vorgaben der EU-Vergabe-

richtlinie Nr. 2014/24/EU und deren Umsetzung 

in das deutsche Recht schlossen SAKD und SDV 

Vergabe GmbH einen Rahmenvertrag über die 

kostenlose Bereitstellung und Nutzung der Ver-

gabesoftware E-Form. E-Form ist eine Software-

lösung für Auftraggeber zur Abwicklung von 

Vergabeverfahren nach VOB und VOL. Die Soft-

ware führt den Anwender Schritt für Schritt durch 

die Vorbereitungs- und Veröffentlichungsphase 

einer Vergabe. So können mit E-Form Bekannt-

machungstexte für Ausschreibungen vergabe-

rechtskonform nach VOB und VOL erstellt und 

gemeinsam mit den Vergabeunterlagen an 

eVergabe.de zur Veröffentlichung übertragen 

werden. Derzeit erweitert der Anbieter den Funk-

tionsumfang der Software. 

Bezugsberechtigte des Vertrages sind die säch-

sischen Landkreise, Städte, Gemeinden, Ge-

meindeverbände und sonstige Gebietskörper-

schaften und ihre Eigenbetriebe sowie öffentlich-

rechtliche Körperschaften, in denen mehr als 50 

Prozent ihrer Mitglieder sächsische Gebietskör-

perschaften sind. 

Der zwischen der SDV Vergabe GmbH und der 

SAKD geschlossene Rahmenvertrag ermöglicht 

die kostenlose Bereitstellung und Nutzung der 

Vergabesoftware E-Form über das Internet, ein-

schließlich der Einrichtung und Änderung von 

Zugangsdaten. Er beinhaltet ferner die ständige 

Pflege und Aktualisierung der Software, insbe-

sondere bei Änderungen von Vorschriften des 

Vergaberechts, die Speicherung von Daten des 

Auftraggebers sowie die Bereitstellung einer Ser-

vice-Hotline in der Zeit von 8:00 bis 17:00 Uhr 

über eine Festnetznummer. 

Einen ersten Eindruck der Vergabesoftware er-

möglicht die Produktbroschüre unter 

https://www.evergabe.de/assets/downloads-

cms/Produktbroschuere_E-

Form_A4_screen.pdf. 

9.2 Rahmenvertrag zur 

Softwarelösung AI 

Vergabemanager mit der SDV 

Vergabe GmbH 

Um die sächsischen Kommunen bei der Einfüh-

rung der elektronischen Vergabe zu unterstüt-

zen, hat die SAKD mit der SDV Vergabe GmbH 

einen Rahmenvertrag über die Bereitstellung und 

Nutzung des AI Vergabemanagers geschlossen.  

  

https://www.evergabe.de/assets/downloads-cms/Produktbroschuere_E-Form_A4_screen.pdf
https://www.evergabe.de/assets/downloads-cms/Produktbroschuere_E-Form_A4_screen.pdf
https://www.evergabe.de/assets/downloads-cms/Produktbroschuere_E-Form_A4_screen.pdf
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Der AI Vergabemanager ist eine Softwarelösung 

für Auftraggeber zur Abwicklung von Vergabever-

fahren nach VOB, VOL und VOF über das Inter-

net. Die Software führt die Anwender Schritt für 

Schritt durch die Vorbereitungs-, Veröffentli-

chungs- sowie Prüfungs- und Wertungsphase ei-

ner Vergabe. Gleichzeitig wird im Hintergrund der 

gesamte Prozess in der Vergabeakte und im 

Vergabevermerk dokumentiert. 

Die Grundversion der Software, die für 39,00 

EUR im Monat pro Arbeitsplatz (Mindestvertrags-

laufzeit 60 Monate) nutzbar ist, enthält die For-

mulare des Vergabehandbuchs des Bundes 

(VHB) und zusätzlich für VOL-Ausschreibungen 

einen Formularsatz des Softwareherstellers 

(VOL-AI Best Practice). Die Formulare des 

Handbuchs für die Vergabe und Ausführung von 

Bauleistungen im Straßen- und Brückenbau 

(HVA) können ergänzend zur Verfügung gestellt 

werden. 

Die Software unterstützt die ämterübergreifende 

elektronische Zusammenarbeit beim Auftragge-

ber durch den gemeinsamen Zugriff auf Vergabe-

daten, mit der Möglichkeit zur Weiterleitung von 

Aufgaben an andere Mitarbeiter, eine Vertreter-

verwaltung und gemeinsame Firmenstammda-

ten. Die elektronische Zusammenarbeit mit Drit-

ten, wie Fachplanern und Aufsichtsbehörden, 

wird durch Import- und Exportfunktionen für Da-

teien und Revisionsstände der Vergaben ermög-

licht. Weiterhin wird eine Wertung von Angeboten 

mit der Software in vier Prüfungsschritten unter-

stützt. 

Die Software wird als Software as a Service 

(SaaS) zur Verfügung gestellt und ist unter 

https://www.evergabe.de/auftraege/auftrag-ver-

geben erreichbar. 

Bezugsberechtigte des Vertrages sind die säch-

sischen Landkreise, Städte, Gemeinden, Ge-

meindeverbände und sonstige Gebietskörper-

schaften und ihre Eigenbetriebe sowie öffentlich-

rechtliche Körperschaften, in denen mehr als 

50 Prozent ihrer Mitglieder sächsische Gebiets-

körperschaften sind. 

Der zwischen der SDV Vergabe GmbH und der 

SAKD geschlossene Rahmenvertrag beinhaltet 

die ständige Pflege und Aktualisierung der Soft-

ware, insbesondere bei Änderungen von Vor-

schriften des Vergaberechts, die Speicherung 

von Daten des Auftraggebers sowie die Bereit-

stellung einer Service-Hotline in der Zeit von 8:00 

bis 17:00 Uhr über eine Festnetznummer. 

Einen ersten Eindruck der Vergabesoftware er-

möglicht die Produktbroschüre unter 

https://www.evergabe.de/leistungen-fuer-auf-

traggeber/vergabesoftware-nutzen. Auf dieser 

Seite ist auch ein Video abrufbar. 

9.3 Rahmenvertrag für HP-

Enterprise-Produkte 

Nicht nur Themen wie E-Government, kommuna-

ler Workflow sowie verwaltungsinterne Pro-

zessoptimierung bedürfen modernster EDV-Un-

terstützung, sondern auch die tägliche kommu-

nale Verwaltungsarbeit ist ohne eine leistungsfä-

hige EDV nicht denkbar. 

Daher setzen viele sächsische Kommunen und 

Landkreise seit Jahren auf zuverlässige Pro-

dukte der Firma Hewlett-Packard (HP). Eine 

Neuausrichtung und Optimierung des bestehen-

den Rahmenvertrages, sowie eine Erweiterung 

des HP-Portfolios durch innovative Produkte bei 

hohen Rabatten bot sich daher an. Aus diesem 

Grund hat die SAKD mit der Firma Hewlett Pack-

ard Enterprise, die zu den weltweit führenden IT-

Unternehmen gehört, ab dem 01.10.2015 einen 

neuen Rahmenvertrag für HP-Enterprise-Pro-

dukte abgeschlossen. Dieser Vertrag eröffnet 

den sächsischen Kommunen, Landkreisen, kom-

munalen Trägern, ihren wirtschaftlichen Unter-

nehmen und  Eigenbetrieben sowie sonstigen 

Körperschaften mit einem kommunalen Mitglie-

deranteil von mehr als 50 % die Möglichkeit, HP-

https://www.evergabe.de/auftraege/auftrag-vergeben
https://www.evergabe.de/auftraege/auftrag-vergeben
https://www.evergabe.de/leistungen-fuer-auftraggeber/vergabesoftware-nutzen
https://www.evergabe.de/leistungen-fuer-auftraggeber/vergabesoftware-nutzen
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Produkte zu Rabatten von bis zu 45 % auf die je-

weils gültige HP-Preisliste zu erwerben. Der 

Rahmenvertrag umfasst die HP-Produktgruppen 

Server, Storage, Software, Netzwerktechnologie 

und Services (Speicherlösungen). Regelmäßig 

erfolgt eine Anpassung und Optimierung des HP-

Rahmenvertrages durch die Einbeziehung von 

weiteren neuen und innovativen Produkten. Zu-

dem wird das Portfolio des Rahmenvertrages an-

hand der kommunalen Bedarfe stetig erweitert 

und regelmäßig preislich aktualisiert. 

Beziehbar sind die Produkte über die PROFI En-

gineering Systems AG, Geschäftsstelle Chem-

nitz. Darüber hinaus bietet die PROFI AG als HP-

Partner bei Nutzung des Rahmenvertrages noch 

weitere zusätzliche und umfangreiche Projekt- 

und Sonderrabatte an. 

9.4 Rahmenvertrag mit der T-

Systems International GmbH 

Zwischen der SAKD und der T-Systems Interna-

tional GmbH wurde ein Rahmenvertrag über Be-

ratungsleistungen zur Informationssicherheit ge-

schlossen. Mit dem Sächsischen E-Government-

Gesetz (SächsEGovG) hat der Freistaat Sach-

sen einen rechtlichen Rahmen geschaffen, der 

Anforderungen (Pflichten) an die Informationssi-

cherheit und Datenschutz stellt und durch die öf-

fentliche Verwaltungen in Sachsen umgesetzt 

und eingehalten werden muss. Der Leistungsum-

fang des Rahmenvertrages unterstützt die kom-

munale Verwaltung in Sachsen bei der Erfüllung 

der Sicherheitsanforderungen des SächsEGovG 

durch drei Leistungspakete: 

1. BSI-Kurzcheck 

Mit Unterstützung des in der öffentlichen Ver-

waltung etablierten IT-Grundschutz-Stan-

dards des Bundesamt für Sicherheit in der In-

formationstechnik (BSI) bietet der BSI-Kurz-

check die Möglichkeit, mit geringem Aufwand 

einen ersten Überblick über die Umsetzung 

des IT-Grundschutzes in der Verwaltung zu 

erhalten. Er zeigt Handlungsempfehlungen 

auf, um den Status der Informationssicher-

heit zu optimieren und dient somit auch als 

Planungs- und Entscheidungsgrundlage für 

die Verwaltungsleitung zur Umsetzung wei-

terer Maßnahmen, die das Sicherheitsniveau 

verbessern sollen. 

2. Sensibilisierungsschulung Informationssi-

cherheit 

Die Voraussetzung für eine effektive Umset-

zung von Informationssicherheitsmaßnah-

men erfordert in der Verwaltung den Aufbau 

einer Sicherheitskultur und die Bildung des 

Sicherheitsbewusstseins. Dazu müssen alle 

Mitarbeiter davon überzeugt sein: 

 dass Informationssicherheit ein wichtiger 

Bestandteil funktionierender und siche-

rer Verwaltungsprozesse ist, 

 dass bestimmte Sicherheitsmaßnahmen 

notwendig und sinnvoll sind und 

 sie müssen wissen, was von ihnen im 

Hinblick auf Informationssicherheit er-

wartet wird und wie sie in kritischen Situ-

ationen reagieren sollten. 

Dies kann mit Hilfe der Sensibilisierungs-

schulung zur Informationssicherheit erreicht 

werden. 

3. Basispaket Sicherheitsstrategie 

Mit Hilfe des Basispakets Sicherheitsstrate-

gie wird das verpflichtende Datenschutz- und 

Informationssicherheitskonzept aus dem 

SächsEGovG angegangen. In einem ge-

meinsamen Workshop wird der individuelle 

Schutzbedarf der Fachverfahren erarbeitet 

und dokumentiert. Auf Basis dessen wird 

dann gemeinsam die Erstellung des Konzep-

tes geplant und gestartet. Zum Abschluss er-

folgt die Erstellung einer Informationssicher-

heitsleitlinie, welche als das übergeordnete 
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Basispapier für die zukünftige Sicherheitsor-

ganisation der Verwaltung dient. 

Weitere Informationen zu durch die sächsischen 

Kommunen nutzbaren Rahmenverträgen sind 

auf der Internetseite der SAKD unter 

http://www.sakd.de/rahmenvertraege.html zu fin-

den. 

http://www.sakd.de/rahmenvertraege.html
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10 Softwareverzeichnis 

10.1 Überblick 

Seit Beginn ihrer Onlinepräsentation stellt die 

SAKD den Kommunen ein Softwareverzeichnis 

im Internet zur Verfügung. Das Verzeichnis soll 

den sächsischen Kommunen einen schnellen 

Überblick über den Markt der kommunalen Soft-

wareanbieter und der agierenden Dienstleister 

verschaffen. Es ist direkt unter der Adresse 

http://www.sakd.de/swv.html zu erreichen. Die 

Inhalte werden von den Anbietern von Software-

produkten und -dienstleistungen direkt eingear-

beitet. Für die Präsentation im SAKD-Software-

verzeichnis zahlen die Anbieter momentan mo-

natlich 9,90 Euro. 

10.2 Leistungsumfang 

Vom Softwareverzeichnis führen Verweise auf 

das Anbieterverzeichnis. Die Bearbeiter der Soft-

wareeinträge können auswählen, ob bestimmte 

Anbieter als Hersteller oder Partner für Vertrieb, 

Support oder Schulung verlinkt werden oder ob 

ein Rahmenvertrag mit der SAKD abgeschlossen 

wurde.

Als Wiedererkennungsmerkmal kann zu jeder 

Anwendung und zum Firmenprofil eine Bilddatei 

(Produkt-/ Firmenlogo) hochgeladen und in der 

Besuchersicht präsentiert werden. Der Erfolg der 

Einträge kann anhand einer Zählung der Aufrufe 

durch die Besucher je Anwendung und Firma ein-

geschätzt werden. Der Besucher des Software-

verzeichnisses kann auf verschiedene Weise re-

cherchieren. Softwareanwendungen werden al-

phabetisch, nach Firmen allgemein oder nach 

Herstellern aufgelistet. Zusätzlich sind sie kom-

munalen fachlichen Anwendungsbereichen zu-

geordnet. Anbietereinträge sind alphabetisch ge-

listet und verschiedenen Bereichen eines Leis-

tungsspektrumkataloges zugeordnet. Ergänzend 

sind alle Inhalte des Softwareverzeichnisses mit 

Hilfe einer Volltextsuche auffindbar. 

10.3 Entwicklung 

Im Softwareverzeichnis sind momentan 30 Fir-

men vertreten. Die Zahl der beworbenen Anwen-

dungen stieg von 120 auf 123. Untenstehende 

Grafik veranschaulicht die Anzahl der Zugriffe auf 

die Firmen- und Anwendungsprofile des Soft-

wareverzeichnisses. 

Abb. 24: Softwareverzeichnis – Seitenaufrufe 2015 

http://www.sakd.de/swv.html
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11 Internes 

11.1 Abschluss der überörtlichen 

Prüfung der Eröffnungsbilanz 

zum 01.01.2012 

Die überörtliche Prüfung der Eröffnungsbilanz 

der SAKD erfolgte durch das Staatliche Rech-

nungsprüfungsamt Löbau/Zittau. Die Vor-Ort-

Prüfungen erfolgten im Jahr 2013 in der SAKD. 

Das anschließende Stellungnahmeverfahren 

zum Bericht über die Prüfung dauerte von 2014 

bis 2015. 

Die Bestätigung des Abschlusses der überörtli-

chen Prüfung gemäß § 109 Abs. 5 SächsGemO 

erfolgte durch das SMI als Rechtsaufsichtsbe-

hörde im Dezember 2015. 

11.2 Haushaltsvollzug 2015 

Der Haushaltsvollzug 2015 verlief ordnungsge-

mäß im Rahmen des Haushaltsplanes. 

Im Bereich E-Government wurden der SAKD un-

terjährig weitere Zuweisungen bewilligt, die im 

Plan 2015 nicht veranschlagt waren. Für das Pro-

jekt „iKfz“ wurden mit Bescheid Zuweisungen für 

die Jahre 2015/2016 bewilligt. Eine Gefährdung 

des Haushalts durch ungeplante Mehraufwen-

dungen und Mehrauszahlungen bestand nicht, 

so dass im Rahmen des Jahresabschlusses 

2015 der Haushalt ausgeglichen werden kann. 

Der Jahresabschlusses 2015 ist bis zum 30. Juni 

2016 aufzustellen. 

11.3 Personal 

Seit 1. September 2015 wird der Bereich SMR 

bei der SAKD durch eine Sachbearbeiterin ver-

stärkt. So können nunmehr auch die durch das 

BMG, das SächsAGBMG sowie die Sächs-

MeldVO neu übertragenen Aufgaben personell 

abgedeckt werden.  

Schwerpunkte ihrer Tätigkeit sind die organisato-

rische und technische Betreuung sowie melde-

rechtliche Sachbearbeitung der an das SMR an-

geschlossenen Landes- und Bundesbehörden 

(Gerichte, Staatsanwaltschaften, Polizei, Verfas-

sungsschutz etc.) sowie der privaten Groß- und 

Kleinkunden mit den Anfangsbuchstaben A bis L. 

Daneben klärt sie gegenüber den örtlichen Mel-

debehörden bei Bedarf Liefer- oder Qualitäts-

probleme der an das SMR übermittelten Melde-

daten, bereitet den Bericht an das SMI gem. § 8 

Abs. 5 SächsMeldVO vor und übernimmt die 

Sachbearbeitung im Zusammenhang mit der 

Plausibilitätsprüfung gem. § 2 Abs. 1 Nr. 5 

SächsAGBMG. 

Durch die Verstärkung des SMR mit einer zwei-

ten, teilzeitbeschäftigten Sachbearbeiterin steht 

diesem Bereich nunmehr eine volle Stelle zur 

Verfügung. Dadurch werden auch urlaubs- und 

krankheitsbedingte Ausfälle besser aufgefangen, 

so dass den öffentlichen Stellen immer ein kom-

petenter Ansprechpartner zur Verfügung steht. 
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12 Öffentlichkeitsarbeit 

12.1 Internetpräsenz 

Die SAKD stellt ihren Interessenten und Partnern 

über das Internet aktuell Informationen über ihre 

Arbeit und die Entwicklung der Informationstech-

nologie in der Kommunalverwaltung zur Verfü-

gung. 

Die Homepage der SAKD ist unter der Adresse 

http://www.sakd.de/ zu erreichen. Auf der Start-

seite werden aktuelle und wichtige Meldungen 

aufgelistet, welche im Folgenden in den jeweili-

gen Rubriken ausführlicher dargestellt werden. 

Alle Meldungen der letzten sechs Newsletter sind 

unter dem Menüpunkt „Publikationen/ Newslet-

ter“ nachzulesen. Wesentliche Aktualisierungen 

erfuhren die Bereiche: 

 SAKD / Gremien / Verwaltungsrat / Fachaus-

schuss / Koordinierungsausschuss, 

 Aufgabenspektrum / E-Government / Inte-

grierte Vorgangsbearbeitung / Verwaltungs-

planung / Open Government, 

 Aufgabenspektrum / Sächsisches Meldere-

gister, 

 Leistungsangebot / Für Kommunen / Rah-

menverträge, 

 Publikationen / Download / E-Government / 

Vorhaben und Projekte, 

 Ergebnisse der Programmprüfung der 

SAKD. 

Der Webserver und das Redaktionssystem 

Typo3 unterliegen der ständigen IT-technischen 

Betreuung. Im Rahmen der Umsetzung des IT-

Sicherheitsgesetzes wurde die Version von 

Typo3 und dessen Anwendungsumgebung auf 

den aktuellen Stand gehoben. 

12.2 Newsletter / Werbung 

Ein wichtiges Instrument zur Information der 

kommunalen Gemeinschaft ist unser Newsletter 

„SAKD-aktuell“. Er wird monatlich an 976 Abon-

nenten aus kommunalen Verwaltungen, aber 

auch an interessierte IT-Dienstleister versandt. 

Diese Zahl spiegelt das nach wie vor rege Inte-

resse der Leser an unserer Publikation, ist doch 

die Abonnentenzahl gegenüber dem Vorjahres-

zeitraum erneut gewachsen. Dies sehen wir als 

Lob und Ansporn zugleich an, den Newsletter 

auch zukünftig aktuell und abwechslungsreich zu 

gestalten. 

Registrierte Abonnenten erhalten den Newsletter 

per E-Mail. Außerdem ist er auf der Webseite der 

SAKD nachzulesen. 

Mit insgesamt 12 Ausgaben und darin enthalte-

nen 78 Beiträgen informierte die SAKD über Er-

gebnisse ihrer Arbeit, zu laufenden Projekten so-

wie über aktuelle Entwicklungen der Informa-

tions- und Kommunikationstechnik. In zwei Fach-

artikeln wurde ausführlich auf die Themen „Prüf-

pflichtige Programme außerhalb aktueller Prüf-

bereiche“ und „Proportionale Ermittlung und 

Festsetzung einer anteiligen Zweitwohnungs-

teuer“ (siehe Kapitel 7.5) eingegangen. Diese Ar-

tikel sind dauerhaft auf der Webseite der SAKD 

abrufbar. 

In der Novemberausgabe hat ein IT-Unterneh-

men die Möglichkeit genutzt, im SAKD-Newslet-

ter eine kostenpflichtige Werbeanzeige zu veröf-

fentlichen. 

http://www.sakd.de/


 

            68             

13 Gremienarbeit 

13.1 Verwaltungsrat 

Gemäß § 6 SAKDG übt der Verwaltungsrat die 

Fachaufsicht über die SAKD aus. Er besteht aus 

sechs stimmberechtigten ehrenamtlichen Mitglie-

dern und dem Direktor als Mitglied mit beratender 

Stimme, wobei jeweils drei Mitglieder vom Säch-

sischen Städte- und Gemeindetag und drei vom 

Sächsischen Landkreistag berufen werden. 

Im Berichtszeitraum fanden drei Sitzungen des 

Verwaltungsrates statt, in denen u. a. folgende 

Beschlüsse gefasst wurden: 

 Änderung der Geschäftsordnung des VwR, 

 neues Leistungsangebot „Individualberatung 

bei Telekommunikationsmigration“, 

 Änderung des SAKDG; Finanzierung von 

Projekten, 

 Jahresabschluss 2014 und Haushalt 2016 

der SAKD, 

 Mittelfreigabe für Projekt „OGW – elektroni-

sche Weiterleitung“, 

 Festlegung der Beratungsentgelte 2016. 

In der 70. Sitzung hat das Gremium Herrn Kai 

Emanuel zum neuen Verwaltungsratsvorsitzen-

den und Herrn Ulrich Hörning als stellvertreten-

den Vorsitzenden gewählt. 

13.2 Fachausschuss 

Der Fachausschuss hat gemäß § 9 SAKDG die 

Aufgabe, die Zusammenarbeit der Kommunal-

verwaltungen auf dem Gebiet der Informations-

technik zu fördern und die Entwicklung der Infor-

mationstechnik im kommunalen Bereich aufei-

nander abzustimmen. Er beschließt insbeson-

dere über das Jahresarbeitsprogramm der SAKD 

und die Verabschiedung von Standards und 

Empfehlungen. 

Dem Fachausschuss gehören der Direktor der 

SAKD als Vorsitzender und jeweils drei vom 

Sächsischen Landkreistag und Sächsischen 

Städte- und Gemeindetag bestellte Vertreter als 

stimmberechtigte Mitglieder an. 

Im Berichtszeitraum hat sich der Fachausschuss 

in seinen vier Sitzungen u. a. mit folgenden The-

men befasst: 

 neues Leistungsangebot „Individualberatung 

bei Telekommunikationsmigration“, 

 Sensibilisierungsmaßnahmen zur Informa-

tions- und Cybersicherheit, 

 Diskussion des Themas „Quo vadis kommu-

nale IT-Organisation“, 

 Projekt Online-Gewerbedienst, 

 Projekt internetgestützte Kfz-Anmeldung, 

 Projekt kommunale Archivierung, 

 EU-Richtlinie „elektronische Rechnungsstel-

lung“, 

 Innovationskommune und Innovationsnetz-

werk Sachsen, 

 IT-Umfrage 2015, 

 Bedarfs- und Potenzialanalyse zum elektro-

nischen Straßenkataster. 

Weiterhin wurde die Geschäftsordnung des 

Fachausschusses überarbeitet und Herr Dr. 

Christian Aegerter als Stellvertreter für den Vor-

sitzenden gewählt. 

Wie üblich standen regelmäßige Berichte aus 

den staatlichen Gremien im IT-Bereich auf der 

Tagesordnung. Daraus relevante Themen wur-

den eingehend diskutiert. 

Turnusmäßig in der letzten Sitzung hat der Fach-

ausschuss den Jahresarbeitsplan für das kom-

mende Jahr beschlossen. 

  

http://www.sakd.de/sakd_gesetz.html
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13.3 Koordinierungsausschuss 

Mit Inkrafttreten des SächsEGovG werden we-

sentliche Aufgaben der staatlich-kommunalen 

Koordinierung im Bereich der IT vom Sächsi-

schen IT-Kooperationsrat wahrgenommen. 

Die gesetzliche Grundlage des SAKD-Koordinie-

rungsausschusses entfiel somit. Der Ausschuss 

blieb dennoch mit einer wesentlichen Aufgabe, 

der Vorbereitung der Sitzungen des IT-Koopera-

tionsrates, bestehen. Dazu gab es im Berichts-

zeitraum drei Beratungen; die Themen sind im 

Kapitel 13.4 aufgeführt. 

13.4 IT-Kooperationsrat 

Wie oben erwähnt, ist für die Koordinierung der 

Belange zwischen Freistaat und Kommunen der 

IT-KoopR zuständig. Er fand sich zu drei Sitzun-

gen zusammen und befasste sich mit den The-

men: 

 Nach- und Vorbereitung der Sitzungen des 

IT-Planungsrats, 

 Informationssicherheit, 

 Handlungsleitfaden und Evaluierungskon-

zept zum SächsEGovG, 

 SVN 2.0/KDN 3.0, 

 Beteiligungsportal, Amt24; Prozessplattform 

und Open Data Portal, 

 Projekte internetgestützte Kfz-Anmeldung 

und OGW kommunal, 

 E-Vergabe, 

 Innovationskommune, -netzwerk, 

 Aufbau kommunales elektronisches Archiv, 

 Förderung kommunales E-Government, 

 ITOF 2016. 
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